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2 Zur Jahreswende 

ZUR 

JAHRES· 

WENDE 

Zivilschutz Heft 1 

Der Anfang des Jahres 1963 ließ sich für den zivilen Bevölkerungsschutz hoffnungsfroh 
an: Das sogenannte Notstandspaket, d . i. das Bündel von Gesetzen, welches die 
Rechtsgrundlage für den Aufbau des zivilen Bevölkerungsschutzes bilden sollte, wurde 
am 24. l. 1963 vom Bundesminister Höcherl im Bundestag eingebracht. Seine Bitte, die 
Beratungen über das "Notstandspaket" zu beschleunigen, schien auch auf fruchtbaren 
Boden. zu .fallen, denn alle Parteien waren sich im Prinzip darüber einig, daß diese 
Materie mit Vorrang behandelt werden müsse. 

Bald aber zeigte s.ich, daß .es nicht möglich ist, einen so umfangreichen Komplex mit 
der gebotenen Grundlichkelt durch alle Gesetzgebungsgremien behandeln zu lassen . 
Besondere Schwierigkeiten erbrachte die Gesetzesvorlage zur Ergänzung des Grund­
gesetzes bel der Klärung des Begriffes Notstand. Wenn es auch im Laufe der vom 
Bundesminister geschickt betriebenen Verhandlungen gelang, hierfür die nach dem 
Grundgesetz erforderliche qualifizierte Mehrheit sicherzustellen so kam doch das 
NotstQndspake.t insgesamt im letzten Jahr noch nicht über die parlamentarische Bühne. 
Maßgebend hierfür war, - abgesehen von dem beträchtlichen Umfang der da­
mals acht, heute neun Gesetzesvorlagen - (inzwischen kamen noch das Zivilschutz­
korpsgesetz und das Gesetz über die Erkennungsmarken hinzu ) daß der zunächst 
federführende Innenausschuß durch vordringliche, hauptsächlich innenpolitische Kom­
plexe, wie z. B. die Spiegelaffäre und die Abhöraffäre, derart überbeansprucht wa r, 
daß für die gründliche Behandlung anderer Aufgaben keine Zeit übrig blieb:-'"'Auch 
die Zeit vor und nach dem Kanzlerwechsel brachte eine gewisse Stagnation mit sich. 

Wir haben, seit der Verabschiedung der Notstandsgesetze durch das Bundeskabinett, 
die Meinung vertreten, daß es nicht möglich sei, noch in dieser Legislaturperiode das 
gesamte Gesetzgebungswerk z um Abschluß zu bringen . Die bisherige Entwicklung hat 
uns Recht gegeben. Auch in den Kreisen der Bundesregierung und ebenso im Bereich 
des Parlaments hat sich diese Erkenntnis inzwischen durchgesetzt. Daher besteht neuer­
dings die Tendenz, wenigstens die wichtigsten Gesetzesvorlagen aus diesem umfang ­
reichen Bündel, nämlich das Selbstschutzgesetz, das Zivildienstgesetz, das Gesetz 
über das Zivilschutzkorps und das Schutzbaugesetz noch bis zum Sommer 1964 
zu verabschieden. Wenn dies gelingen könnte, so wäre die rechtliche Grundlage 
z umindest für den Aufbau der wichtigsten Teile des zivilen Bevölkerungsschutzes ge­
schaffen. Im Vordergrund sollte dabei das Schutzbaugesetz stehen, weil ohne dieses 
die so dringend notwendige Errichtung von Schutzbauten in Neubauwohnungen nicht 
zur Pflicht gemacht werden kann. Wenn man bedenkt, daß in der Vergangenheit jedes 
Jahr 500000 Wohnungen und mehr neu erstellt worden sind, so läßt sich ermessen , 
wieviel gerade auf diesem Gebiet seit dem Erlaß des I.ZBG im Oktober 1957 für den 
Schutz des Einzelnen versäumt worden ist. 

Aber auch die übrigen drei nunmehr als vordringlich angesehenen Gesetzentwürfe 
bedürfen der beschleunigten Verabschiedung, weil sie erst die Voraussetzungen einer­
seits für den der Bevölkerung abzuverlangenden Eigenschutz andererseits für eine 
Anzahl behördlicher Maßnahmen für den Schutz der Zivilbevölkerung begründen. 

Erst wenn z. B. das Selbstschutzgesetz erlassen ist, wird die Bevölkerung mit Ernst und 
Nachdruck veranlaßt werden können, die in diesem Gesetz enthaltenen Maßnahmen 
zum Eigenschutz durchzuführen. Aber auch dann bleibt für die Exekutive ebenso wie 
für die Wirtschaft noch sehr vieles in diesem Bereich zu erledigen. Noch fehlen die 
unerläßlichen Ausführungsbestimmungen. Noch sind nur wenige vorbereitende Maß­
nahmen zur qualitätsmäßigen Auswahl besonders wichtiger Gegenstände durchge­
führt, die der Einzelne z u seinem Schutz beschaffen soll . Es fehlt u. a. ein befriedigendes 
Zulassungs- und Genehmigungsverfahren, das der einschlägigen Industrie die Voraus­
setzung zu deren Massenherstellung gibt. Selbstschutz und Werkselbstschutz bedürfen 
einer Intensivierung. Diese kann aber erst nach Erlaß der Gesetze und der dazu ge­
hörigen Verwaltungsvorschriften in Angriff genommen werden. 

Auf dem Ernährungssektor sollten rechtzeitig die Voraussetz ungen für die Anschaffung 
der so nachdrücklich propagierten Notstandsvorräte getroffen werden . Eine sorg­
fältige und ins einzelne gehende Aufklärung der Offentlichkeit bleibt vordringlich. 
Man kann zwar feststellen, daß deren Interesse an den Notstandsmaßnahmen in letzter 
Zeit gewachsen und positiver geworden ist. Es fehlen aber noch gesteuerte Aufklä­
rungsmaßnahmen für bestimmte schwerpunktmäßige Maßnahmen und Vorhaben. Hier 
liegt für die verantwortlichen Stellen noch ein weites Arbeitsfeld. 

Das Zivildienstgesetz sowie das Gesetz über das Zivilschutzkorps hängen eng mitein­
ander zusammen. Mit der Verwirklichung des Gesetzes über das Zivilschutzkorps, das 
die Aufstellung zweier getrennter Einheiten mit verschiedener rechtlicher und organi­
satorischer Struktur auf Landes- und Kommunalebene vorsieht, - dürfte ein beträcht­
licher Teil Unzufriedenheit im Bereich des Luftschutzhilfsdienstes beseitigt werden 
können. Die Freiwilligen-Organisationen (caritative Verbände, Technisches Hilfswerk 
und Feuerwehren) dürften im örtlichen Bereich des Zivildienstes eher z ur Mitarbeit 
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geneigt sein, als bei der bisherigen Regelung, haben sie doch dann die Möglichkeit, der 
Gefahr einer Doppelgleisigkeit ihrer Helferschaften vorzubeugen und auch führungs ­
mäßig mehr zur Geltung zu kommen . Es entsteht aber aber nun die Frage, ob es 
zweckmäßig ist, die bisherige Handhabung beizubehalten und das Zivilschutzkorps, 
das den überörtlichen Luftschutzhilfsdienst ablösen soll , vordringlich aufz ustellen. Dies 
wird bei aller Anerkennung der bisher für den LSHD geleisteten Aufbauarbeit be­
trächtliche Schwierigkeiten machen. Wenn nämlich das Zivilschutzkorps aus verpflich­
teten Männern in einer paramilitärischen Organisation aufgestellt werden soll , so ist 
für die Verwirklichung dieses Vorhabens noch eine große Zahl von Voraussetz ungen 
z u schaffen . Wir greifen hier nur einige der wichtigsten heraus : Es müssen u. a. Unter­
künfte und Ausbildungsstätten , ebenso Geräte, Fahrzeuge und persönliche Ausrüstung, 
ganz besonders aber geeignete Führungskräfte zur Verfügung stehen, bevor überhaupt 
mit der Aufstellung des Zivilschutzkorps begonnen werden kann . Dies alles fehlt vor­
erst. Es fehlen insbesondere die da~ür erforderlichen beträchtlichen Geldmittel. Es 
werden Jahre vergehen bis die Aufstellung des Zivilschutzkorps in der vorgesehenen 
Form anlaufen kann, selbst wenn die für den jetz igen überörtlichen Luftschutzhilfs­
dienst geschaffenen Einrichtungen und beschafften Geräte usw. voll übernommen und 
die gesammelten wertvollen Erfahrungen zugrundegelegt werden können . 

Wir haben in den letzten Monaten mit voller Absicht das Thema "Luftschutzhilfsdienst" 
schwerpunktmäßig behandelt. Die aus berufener Feder stammenden Beiträge enthalten 
viel Kritik an dem bisherigen Verfahren, aber auch wertvolle auf Erfahrungen fußende 
Anregungen und Vorschläge . Weitere Beiträge zu diesem Komplex, die auch die neue 
Konzeption der Bundesregierung berücksichtigen werden, bringen wir demnächst, weil 
wir der Ansicht sind, daß ein Fragenkomplex, bei dem für Gesetzgeber, Verwaltung und 
Offentlichkeit so viel auf dem Spiele steht, nicht gründlich genug diskutiert werden kann . 

Läßt sich nun voraussehen, daß die Aufstellung des Zivilschutzkorps noch lange Zeit in 
Anspruch nimmt, so sollte rechtzeitig überlegt werden, ob nicht der Zivildienst auf 
Ortsebene in Umkehrung der bisherigen Handhabung bevorzugt aufgestellt werden 
sollte. Mancherlei Gründe sprechen dafür. Auf Ortsebene sind die Basisorganisationen 
für Brandschutzdienst, Bergungsdienst und Sanitätsdienst mit ihren dafür ausgebildeten 
Helfern bereits vorhanden. Wenn die Gemeinden die schon vielfach bestehenden Ka­
tastrophenausschüsse auf die Belange des zivilen Bevölkerungsschutzes umstellen und 
entsprechend ausbauen, und wenn außerdem die vorhandenen Fahrzeuge, Geräte und 
übungsstätten für den Zivildienst zur Verfügung gestellt würden, so kann man anneh­
men, daß die Aufstellung dieses Teiles des behördlichen Luftschutzes ohne wesentliche 
Schwierigkeiten vonstatten geht. Auch ein wichtiger psychologischer Gesichtspunkt 
wäre zu berücksichtigen: Die ortsansässigen Helfer, die für den Zivildienst verpflichtet 
werden, wissen, um was es geht und können leicht persönlich für die Mitarbeit im loka ­
len Bereich erwärmt werden . Kompetenzschwierigkeiten , die sich aus dem berechtigten 
Bestreben der Hilfsorganisationen, von ihrer Eigenständigkeit möglichst wenig aufz u­
geben, ableiten, lassen sich auf Ortsebene weitgehend beseitigen. Dies kommt au ch 
in einer Anzahl der von uns veröffentlichten Beiträge deutlich zum Ausdruck . 

Es wird Aufgabe des Gesetzgebers und der beteiligten Verwaltungen im kommenden 
Jahr sein, die jetzt noch bestehenden Schwierigkeiten, die mit den vorstehenden Aus­
führungen nur teilweise angedeutet werden konnten , zu beseitigen; auf den wichtig ­
sten Gebieten die gesetzlichen Voraussetzungen für die in Angriffnahme positiver Ar­
beit zu schaffen; die erforderlichen Finanzmittel zur Verfügung zu stellen und dafür 
z u sorgen, daß dann beschleunigt die für fast alle Gesetze noch erforderlich werden ­
den Verwaltungsvorschriften, Verordnungen und dergleichen zu erlassen, damit im 
Jahre 1964 wenigstens auf den wichtigsten Gebieten des zivilen Bevölkerungsschutzes 
erste greifbare und sichtbare Fortschritte erzielt werden können . 

Die psychologischen Voraussetzungen der Offentlichkeit gegenüber dem einst so un­
beliebten zivilen Bevölkerungsschutz sind besser geworden. Die Einsicht hat sich ver­
stärkt, daß etwas getan werden muß und auch getan werden kann, um den Schutz der 
Zivilbevölkerung zu gewährleisten . Eine Tageszeitung schrieb vor kurzem: Unter den 
Bundestagsabgeordneten setzte sich die überzeugung durch, daß sich nicht mehr jene 
Politiker unpopulär machen, die den zivilen Bevölkerungsschutz fördern wollen, son ­
dern diejenigen, die ihn verzögern. Wenn das auch wohl eine etwas reichlich opti­
mistische Meinung sein dürfte, so gilt es, die Chance einer besseren Aufgeschlossen­
heit auf allen Ebenen, insbesondere auf der parlamentarischen, wahrzunehmen, denn 
es könnte möglich sein, daß das mühsam erweckte Interesse der Offentlichkeit wieder 
erlahmt. Es dann neu wieder zu entfachen, ist unerhört schwierig. 

Unsere Zeitschrift wird, wie in früheren Zeiten, auch im laufenden Jahr bemüht bleiben, 
die wichtigsten den zivilen Bevölkerungsschutz betreffenden Fragen sachlich zu erörtern 
und auch an sachlicher Kritik nicht zu sparen. Wir hoffen, mit dieser Einstellung der 
Bundesregierung, der Exekutive und der Bevölkerung am besten dienen zu können . 

Schriftleitung 
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ZIVILSCHUTZ 
VORMALS ZIVILER LUFTSCHUTZ 

UND BAULICHER LUFTSCHUTZ 
28. JAHRGANG HEFT 1 JANUAR 1964 SEITEN 2 bis 40 

Gedanken über die Durchführung von Aufklärungs-Maßnahmen 
auf dem Gebiete des "Zivilen Bevölkerungsschutzes" ! 

von Pol.-Oberstleut. a. D. Hütten 

Vor kurzem fand im Regierungsbezirk Köln ein Erpro­
ben der Luftschutzsi renen statt. 170 Alarmsirenen in Köln­
Stadt und 543 im übrigen Bezirk, vom zuständigen Warn ­
amt in Tätigkeit gesetzt, heulten an dem Probetag genau 
auf die Minute um 14.00 Uhr auf und gaben das Signal 
"Luftalarm". Es war das ers1>e Mal nach dem letzten 
großen Fliegerangriff auf Kö ln am 2. März 1945, daß 
dieses schauerliche, nervenzerrüttende Geheul ertönte. 
Die gesam~e Tagespresse hatiJe wenlige Tage vorher in 
kurzen Reportagen über den Zweck und die Durchfüh­
rung des Erprobungsverfahrens berichtet. Eine große 
Tageszeitung hatte neben einem Bericht über das Ergeb­
nis der Sirenenerprobung noch eine aktuelle Umfrage an 
ihre Leser gerichtet : 

" Was halten Sie vom Luftschutz?" 

Das Erg ebnis dieser Umfrage war erschütternd. Die da­
bei festgestellte Unkenntnis der Befragt.en über den 
Zweck eines geplanten "Zivilen Bevölkerungsschutzes" 
geradezu beschämend. 

" Auf dem Gebiete der Aufklärung muß noch vieles 
geschehen !" 

Der Bevölkerung muß durch eine weitgehende Aufklä ­
rung klar gemacht werden, daß ohne tatkräftige Zusam­
menarbeit von Bund, Ländern und Gemeinden und dabei 
ober ohne clie aktive Mithilfe aller Bevölkerungskreise 
kein wirksamer "Bevölkerungsschutz" für den Katas~ro ­
phenfall in Friedenszeiten und keine brauchbare "Zivile 
Verteidigung" neben einer "militärischen" aufgebaut wer­
den kann . Tätige Mitarbeit in den schon bestehenden 
Einrichtungen des Katastrophen - und Bevölkerungsschut­
zes und in den mi~wirkenden a·nderen Hilfsorgan.isationen 
gemeinnüt~ig er Art ist Grundbedingung für den Aufbau 
eines "Zivilschutzes"! 

Die häufig von der Bundesregierung und den Länderre­
gierungen ergangenen Bitten in Form von Aufrufen und 
Broschüren, Verständnis für die zum Schutz der Zivilbe­
völkerung notwendigen Maßnahmen zu haben und mehr 
als bisher "freiwillig" beim Aufbau des "Zivilen Schutzes" 
und der " Zivilen Verteidigung" mitzuhelfen, blieben un · 
gehört. Auch die vielen diesbezüglichen Ausführungen an­
erkannter Fachleute in der allgemeinen und in der Fach­
Presse t) s) haben auf die gedankl'iche Kon zeption eines 

"zivilen Bevölkerungsschutzes" wenig eingewirkt. Sie 
haben die Arbeiten der Zivilverte.id igung nicht in dem 
gewünschten Maße voranbringen können. 

Die allgemeine Einstellung in Deutschl·and ist in bezug 
auf die Mitwirkung in "freiwilliger Bereitschaft" so, daß 
kein deutsches Wort mit solchem Vorbehalt und mit soviel 
Ablehnung oufgenommen wird, wie der Ausdruck " Ziviler 
Luftschutz" . Die meisten cleutschen Menschen schrecken 
davor zurück, der unabänderlichen Tatsache eines sol­
chen Problems, auch nur als Teil eines "Zivilen Bevölke­
rungsschutzes" ins Auge zu sehen . 

Ebenso wie in den Vereinigten Staaten von Amerika und 
in Großbritannien soll auch in Deutschland bei der ge­
genwärtigen Rechtslage der "Luftschutz" als Kernstück des 
"Zivilen Bevölkerungsschutzes" in Vorbereitung und Durch ­
führung auf der Grundlage "freiwilligen und ehrenamt­
lichen" Tätigwerdens der Bevölkerung aufgezogen wer­
den. Wenn die Freiwilligkeit der Mitarbeit nach Ansicht 
maßgeblicher Vertreter der Bundesministerien dafür bür­
qen soll, daß Helfer im "Zivilschutz" mit Idealismus und 
Freude bei der Sache sind, dann ist es nunmehr höchste 
Zeit, die unbedingt notwendige Voraussetzung dafür 
durch eine auf breitester Basis durchgeführte intensive 
Aufklärung der deutschen Bevölkerung zu schaffen. Das 
de ulsche Volk muß durch ununterbrochene Aufklärung 
die Notwendigkeit eines "Zivilen Bevölkerungsschutzes" 
erkennen. Daß Selbstschutz zugleich Selbsterhaltung ist, 
wi rd zu wenig bedacht. Das deutsche Volk muß zu der 
Einsicht und Oberzeugung gebracht werden, daß ein sol ­
cher Schutz nicht nur zweckmäßig, sondern die Beteiligung 
daran eine moralische und allgemeine Verpflichtung zur 
Mitarbeit für alle ist. "Selbstschutz" und damit "Zivil'er 
Bevölkerungsschutz" geht alle an. Es bedarf wohl keiner 
besonders begründeten Feststellung, daß die Bundesre­
o ierung bisher hinsichtlich einer zweckgerichteten und 
systematischen breiten und tiefen Aufklärung der Allge­
meinheit, schlicht gesagt, zu wenig getan und damit eine 
schwere Verantwortung auf sich geladen hat, die zur 
untragbaren Schuld werden kann . 

Die vom Bundesinnenministerium gelenkte intensive Pro­
paganda des Bundesluftschutzverba.ndes in Form von lau­
fender Luftschutzaufklärung für den "Selbstschutz" als 
Teilschutz für die Zivi ibevölkerung trifft nur die wenigen 
Interessierten . Weiter hat die Sonderschau des Bundes-
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amtes für Zivilen Bevölkerungsschutz bei der internatJio­
nalen Ausstellung " Interschutz" als Schau des Schutzes 
und der Hilfe (23. 6. bis 2. 7. 1961 in Köln ) ebenfalls 
nur bei Interessierten angeklungen und ebensowenig in 
breitester Schicht aufklärend gewirkt. Dieselbe Wi'rkung 
wird auch die in einem "Selbstschutz-Zug" z. Zt. z usa m­
mengestellte Ausstellung haben. Diese in sechs D-Zug ­
Wagen von insgesamt 170 m Länge organisierte Wander­
ausstel lung über LuRschutz, Katastrophenhilfe und Ge­
fahreneinsatz ist nach meiner Feststellung sehr schwach 
besucht. Sie soll die Besucher an Hand des in dieser 
Schau zusammengetragenen Materials nicht nur über Aus­
rüstung des Katastrophenschutzes, Luftschutzbauten und 
Vorratswirtschaft informieren, sondern - und das scheint 
ihr Hauptzweck zu sein -, auch über das zu erwartende 
neue "Selbstschutzgesetz" aufklären . Wenn eine Regie­
rung genötigt ist, die Pflicht für die Teilnahme an einer 
"Selbstschutzausbildung" und für sonstige wich~ige 
"Selbstschutzvorbereitungen" gesetzlich zu regeln und 
vorzuschreiben 6), so ist das der klarste Beweis, daß der 
Teil der Bevölkerung, auf den es ankommt, von den bis­
herigen Propaganda- und Aufklärungsmaßnahmen wenig 
oder gar keine Notiz genommen hat. Von der Not­
wendigkeit des Selbstschutzes ist durch die bisherigen 
Aufklärungsmaßnah men niemand überzeugt worden. Al ­
lein die vielen Naturkatastrophen der letzten Jahre (z. B. 
die Erdbebenkatastrophen von Agadir 1960 7), in Persien 
1962, in Lybien 1963 und Skopie 1963, die Naturkata ­
st rophen im nordwestdeutschen Küstengebiet Februar 
1962 8 ) sowie viele andere, z uletzt noch die Staudamm­
Katastrophe im Piavetal ) sind eindeutig. Sie regen da zu 
an, weitgehende Aufklärungen z u geben, wie dring.end 
notwendig Vorbeugungsmaßnahmen für den unerwarteten 
Fall sind, daß die Natur auch im Bundesgebiet erbar­
mungslos zuschlagen kann . 9) Doch nicht nur "Naturkata­
strophen", sondern auch andere und besonders Kriegs­
gefahren machen einen "Zivilen Bevölkerungsschutz" not­
wendig . Das von den USA, Großbritannien und der 
UdSSR unterzeichnete Abkommen vom 5. August 1963 
über ein begrenztes Kernwaffenversuchsverbot hat in der 
Bevölkerung vielfach die falsche Meinung aufkommen 
lassen, jetzt benötige man keinen "Zivilen Bevölkerungs­
schutz" mehr. Durch das Ubereinkommen der drei Mächte 
ist die atomare Kriegsgefahr keineswegs gebannt. Der 
Vertrag wird nach Erklärung von USA-Präsident Kennedy 
weder das Ende einer nuklearen Kriegsgefahr bedeuten , 
noch zur Verringerung der Vorräte an nuklearen Waffen 
führen, auch nicht die Produktion nuklearer Waffen zum 
Stillstand bringen . Eine intensive "Aufklärung der Bevöl ­
kerung" des Bundesgebiets muß auch dahingehend er­
folg'en, daß die Gefahren eines Krieges durch das Mos­
kauer Abkommen keineswegs beseitigt sind un,d somit 
ein Ziv ilschutz erforderlich ist. Nur ein Volk, das die 
Friedenszeit nutzt, um zie lbewußt auch den Schutz seiner 
Zivilbevölkerung z u entwickeln, weil die Armee diese 
Aufgabe allein nicht übernehmen kann, schafft sich die 
einzige Möglichkeit, einen neuen Krieg zu übelrieben 
10) und " ). Häufig in der Nachkriegszeit standen wir nahe 
vor einem neuen Weltkrieg mit "schutzloser Preisgabe 
des Volkes". Deshalb müssen die zustä ndigen Ste ll,en end­
lich einmal tatkräftig handeln, indem sie weitgehend 
gründlich und erschöpfend aufklären . 

Wie eine dringend notwendige " Allgemeinaufklärung" 
auf dem Gebiete des Schutzes der Zivilbevölkerung 
durchgeführt werden könnte, mögen die nachstehenden 
Ausführungen zeigen. 

I. Veranstaltung einer Schau 

Eine Art "Schau" für den Zeitra,um von etwa 14 Tagen 
unter der Beze ichrwng: 

" Schutz von Eigentum und Leben durch Zivilen 
Bevölkerungsschutz", 

veranstaltet entweder in der Bundeshauptst<Jdt Bonn oder 
einer Nachbarstadt mit entsprechenden Räuml ichkeiten 
(Köln mit Messe- und Ausstellungs- sowie größeren Ver­
samm lungs-Einrichtungen ), müßte den Auftakt für eine er­
folgversprechende Aufklärung bilden . 

Protektor : Der Bundespräsident. 
Veranstalter : Die Bundesregierung . 
Durchführung: Das Bundesamt für z ivilen Bevölkerungs­
schutz. 

11. Gliederung der Schau 

Etwa 14 Abteilungen könnte die Schau haben . 

1. Die Sicherung Europas im Zei,talter def Atomwaffen 
durch militär ische Verteidigungsvorbereitungen (Bun­
desministerium für Verteidigung in Zusammenarbeit 
mit den zuständigen Nato-Dienststellen ). 

2. Zivile Verteidigung (Bevölkerungsschutz) im Ausland 
12)-20) 
(Bundesamt für Zivilen Bevölkerungsschutz) 

3. Planung und Aufbau des "Zivilen Bevölkerungsschut­
zes" im Bundesgebiet (Vorläufiger LS.-Plan der Bun­
desreg,ierung und Erstes Gesetz über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung und die dazu er­
gangenen Ausführungs-Verordnungen, sowie das Not­
standspaket, Schwerpunkt der Selbstschutz) 
(Bundesministerium des Innern) 

4. Mitwirkung der Länder in der Durchführung des Zivi­
len Bevölkerungsschutzes und des Aufbaues des LS.­
Hilfsdienstes (Aufstellung, Ausrüstung, Ausbildung ). 

(Eine Arbeitsgemeinschaft der Länder-Innenm iniste­
rien unter Führung des NRW-Innenministeriums). 

5. Mitwirkung der Gemeinden in der Durchführung ,des 
Aufbaues eines Selbstschutz es des LS.-Hilfsdienstes ; 
städtebauliche Planung. 

(Bundesm inisterium des Innern in Zusammenarbeit 
mit Bundesministerium für Wohnungsbau - Abt. 
RalJmplanung und Städtebau; Deutscher Städtetag ; 
Deutscher Gemeindetag ). 

6. Tätigkeit des Bundesamtes für den Zivilen Bevölke­
rungsschutz 

0) Abteilung Forschung, Entwicklung, Erprobung und 
Lehre . 

b) Abteilung Luftschutz-Hilfsdienst und Katastrophen­
schutz. 

c) Abteilung Warn - und Alarmd ienst. 
d) Abteilung " Technisches Hilfswerk". 

7. Mitwirkung bestehender gemeinnütziger Schutz- und 

Hilfseinrichtungen 

0) Deutsches Rotes Kreu z 
b) Johanniter Unfallhilfe 
c) Malteser Hilfsd ie nst 
d) Arbeiter Samariterbund 

8. Brand- und Gasschutz im Zivilen Bevölkerungsschutz 
(Die Spitzenverbände der Berufs-, Freiwilligen- und 
Werks-Feuerwehren ). 

9. Luftschutz-Baumaßnahmen 
(Bundesministerium für Wohnungsbau) 

10. Mitwirkung der besondere n Verwaltungen 

0) Bundespost 
(Bundesminister für dos Post- ,und Fernmelde · 
wesen) 

b) Bundesbahn 
(Bundesminister für Verkehr und Bundesbahnver­
waltung) 
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11. Mitwirkung der gewerblichen W irtschaft in der Durch ­
führung des Zivilschutzes 
(Bundesministerium für Wirtschaft und LAGW im BDI , 
D. JHT, DGB und DAG) 

12. Geräte-Schau 
(Arbeitsgemeinschaft der Industrie - und gewerblichen 
Spitzenverbände) 

13. Die Polizei im Zivilen Bevölkerungsschutz 
14. Der Bundesgrenzschutz im Zivilen Bevölkerungsschutz. 

111. Durchführung der Schau 

1. Eröffnung in Anwesenheit des Protektors der Schau 
durch eine große Kundgebung, auf ·der die Bundes­
minister der beteiligten Ministerien (Bundesminister 
für Verteidigung, des Innern, für Wirtschaft, für 
Wohnungsbau, für Post- und Fernmeldewesen, für 
Verkehr) zu den "Problemen des Zivilen Bevölke­
rungsschutzes" entsprechend den Gliederungen deT 
Schau (s. zu 11.) sprechen und die " Notwe ndigkeit 
und Möglichkeiten des Zivilen Bevölkerungsschutzes" 
da rlegen . 

2. Einz uladen zu der Eröffnung der Schau: Die Mit­
gl ieder des Bundestages und des Bundesrates, die 
Spitzen der Länder-Regie rungen und die Länder-Par­
lamente, sowie die Länderminis~erien , die Regierungs­
präsidenten, die Spitzen der Städte übe r 100000 Ein ­
wohner, die Pol.izeipräsidenten dieser Städte und die 
Ge me indevertretungen dieser Städte, die in den gro ­
ßen Gemeinden beauftragten "Leiter der Dienststel ­
len des Zivilen Bevölkerungsschutzes", die Landes­
leiter des Bundesluftschutzverbandes und des Techni ­
schen Hilfswerks, die Vorstände der Spitze,nverbände 
der gewer.blichen Wirtschaft, die Vorstände der Fach­
verbände dieser Spitzenverbände und die Leit,e1r wich­
tiger Betr,iebe dies,er Verbände, die Bundesspitzen 
der Stadt- u1nd Landgemeindeve rbände, die Leiter der 
großen Berufsfeuerwehren, die Spitzen der Freiwilli ­
gen Feue.rwehrverbände der Länder, der Werkfeuer­
wehrverband, Presse, Rundfunk und Fernsehen auf 
breitester Basis. 

IV. Unterstützende Veranstaltungen während der Dauer 
der Schau 

1. Tagespresse 
Zur Eröffnung der Schau eine Sondemummer der 
Tageszeitungen der Schau-Stadt. 
Während eier Dauer der Schau täglich je einen Arti­
ke l an hervorragender Stelle in der T ag,espresse von 
einer prominen ten Persönlichkeit in der Re ihen­
fol'g,e der Gliederung der Schau (s. zu 11. ). Also 
z. B. 
a ) Arhke l vom Bundesverteidigungsminis~er. 
b) A~tikel vom Bundesi'nn,enminist,er und so fort . 

2. Wochenpresse und Sonntags-Ausgaben der Tages­
presse, sowie Wochenbi ldzeitungen . 
Zu,r Eröffn ung delr Schau ei'nen zusamme nfassenden 
A~ikel über Zweck und Bedeutung der Schau und 
an einem weiteren Sonnlag elin,en Artikel über den 
"Zilo<i len Bevölkerungsschutz im Ausbnd". 

3. Spezial-Presse 

Sondemummer der wissenschaftlich-technischen Fach­
zei tschrift "Zivilschutz" und der "ZB" Ziviler Bevölke­
rungsschutz des Bundesluftschutzverbandes. 

4. Rundfunk 

a ) Vor der Eröffnung der Schau mehrmaliger Hin­
weis im UKW des WDR in der Programmreihe um 
19.15 Uhr "Zwischen Rhein und Weser". 

b) übertragung der Eröffnung der Schau auf allen 
deutschen Fernseh- und Rundfunksendern . 

c) Während der Dauer der Schau an den Werktagen 
im WDR von montags bis freita,gs zu einer für 
das Ankommen bei der Bevölkerung günstigen , 
bestimmten Zeit je einen Vortrag von 10-15 Minu · 
ten in der Reihenfolge der GI,iederung (s. zu 11. ) 
über das Thema "Sinn und Zweck eines Zivilen 
Bevölkerungsschutzes" ; also z. B. 1. Vortrag: "M il i­
tärische Verteidigung und Ziviler Bevölkerun,gs­
schutz"; 2. Vortrag : "Die zivile Verteidigung im 
Ausland" und so fort . Vortragende müßten aus­
erwählte Persönlichkeiten der Bundesministerien 
der Länderministerien und -Einrichtungen, de~ 
Spitzenverbände pp. sein, die am Aufbau e,ines 
zivilen Bevölkerungsschutzes maßgebl'ich mitwir­
ken. 

5. Fernsehen 

a ) Ubertragung der Eröffnung der Schau, 
b) Gespräche am "Runden Tisch" z. B. "Beim inter­

nationalen Frühschoppen" und 
c) nach der Tagesschau im I. Programm oder 

im 11. Programm 19.30 Uhr - "Heute" 
fortlaufend 
Ein Ta g - Tätigkeit im Katastrophenschutz -
1. beim Techn.ischen Hilfswerk 
2. beim Roten Kreu z oder einer sonstigen Sani­

täts-Einrichtung (s. o. bei 11. 7.) 
3. beim Brandschutz (Berufs-, Fre'iwilligen-, Werks­

Feuerwehr) 

V. Besondere Darbietungen in der Schau selbst: 

A. Filme 
a) Vorführung en von alusländischen Lehrfilmen 
b) Vorführungen von Lehrfilmen und der Tätigkeit 

des "Techn,ischen Hilfswerks" 
c) Vorführunge n von Lehrfilmen und der Tä ti,gkeit 

des "Roten Kreuzes" und anderer Sanitäts-Ein­
roichtungen 

d) Vo rführung e n vo n Lehrfllm e,n und der Tätigkeit 
des "Bu ndesluftschutzverbandes" 

e) Vorführung von BrandschutzfIlmen und der Täti·g­
keit der Feuerwehren 

B. Vorträge 

Laufend Kurzvorträge über die G li ederung der 
Scha'u (s. o. zu 11. ) von Vert.retern der du,rchfüh ren­
den Ministeri e n, Organisationen pp. 

Wir weisen unsere Leser besonders darauf hin, 

daß dieser Ausgabe das 

JAHRESINHALTSVERZEICHNIS 1963 beiliegt 
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C. Praktische Vorführungen 

0) des Technischen Hilfswerks 
b) des Roten Kreu zes und der anderen Sanitäts­

Hilfsdienste 

c) des Bundesluftschu1zverbandes 
d) Brandschutzvorführungen der Berufs-, freiwilli ­

gen Werks-Feuerwehren. 

e) Vorführungen des Bundesgrenzschutzes 

D. Geräte-Vorführungen der beteiligten Firmen der ge­
werblichen Wirtschaft 

VI. Vorbereitung der Schau 

1. Vorsitz: Bundesminister des Innern 

Federführung und Gesamtvorbereitung : Bundesamt 
für Zivilen Bevölkerungsschutz 

2. Schaffung eines 

"Großen Arbeits-Ausschusses", 

dem angehören: 

0) Das Bundesministerium des Innern (Vorsitz), ver­
treten durch das Bundesamt für Zivilen Bevölke­
rungsschutz 

b) die übrigen Bundesministerien, soweit sie an der 
Schau beteiligt sind (Verteidigung, Wirtschaft, 
Wohnungsbau, Post, Verkehr) 

c) das Landes-Innenministerium NRW und Vertreter 
der anderen Länderinnenministeri,en 

d ) der Deutsche Städte tag 

e ) der Deutsche Gemeindetag 

f) die Spitzenverbände der gewerblichen Wirtschaft 

g ) die Berufs-, freiwilligen und Werksfeuerwehren 

h) der Bundesgrenzschutz und die Polizei 

i) das Technische Hilfswerk 

k) das Deutsche Rote Kreuz, die Johanniter-Unfall­

hilfe , der Malteser-Hilfsdienst, der Arbeitersamori ­
terbund 

I) die Presse, der Rundfunk und das Fernsehen 

3. Arbeitsausschüsse 

Entsprechend der Gliederung der Schau sind Arbeits­
ausschüsse zu bilden (s. o. zu 11. ). Mitglieder der Ar­
bei,tsausschüsse sollen Angehörige der im Großen 
Arbeitsausschuß (s. VI. zu 2.) vertretenen Behörden 
und Organisationen sein, soweit sie an den einzel­
nen Themen der Gliederung beteiligt und in~eres ­
siert sind. 

0) "Sicherung Europas" 
Vorsitz : Bundesministerium für Ve rteidig ung 

b) "Zivi le Verteidigung im Ausland" 
Vorsitz: Bundesamt für Ziv il e n Bevölkerung·sschutz 

c) "Planung des Zivilen Bevölkerungsschutzes im 
Bundesgebiet" 
Vorsitz : Bundesministerium des Innern 

Weiter sind Ausschüsse zu schaffen für: 

d) Die Bundesländer und der "Zivile Bevölkerungs­
schutz 
Vorsitz: Ein Vertreter des Inn enministeriums NRW 

e) Die Gemeinden und der "Zivi le Bevö lkerungs­
schutz" 
Vorsitz: Ein Vertreter des Bundesministeri'ums für 
Wohnungsbou 

f) Bundesamt für "Zivilen Bevölkerungsschutz" 

g) Gemeinnützige Organisationen 

h) Brand- und Gasschutz 

i) LS. -Baumaßnahmen 

k) Besondere Verwaltungen 

I) Gewerbliche Wirtschaft 

m) Poli zei und Bundesgrenzschutz 

n) Gerätewesen 

0) Presse 

p) Rundfunk 

q ) Fernsehen 

Auch in diesen Ausschüssen g )-q) sind die Interes­
senten der einzelnen Themen in der Gliederung der 
Schau vertreten; der Vorsitz wird du'rch Wahl be­
stimmt. 

VII. Weiterführung der Aufklärung nach Beendigung 
der ersten Schau 

Die Schau wird nach ihrer ersten Durchführung in Bonn 
sofort weiter in allen Landeshauptstädten gezeigt. Sinn­
gemäß wird sie hier wie bei der ersten Veranstal'liung 
durchgeführt. Hinweise in der Länderpresse und im Län­
derrundfunk sind erforderlich. In den Ländern müssen 
dann die einz.elnen Landesgruppen der Hilfsdienste, wie 
Technisches Hilfswerk, Rotes Kreuz usw., Planungsgrup­
pen der Warnämter, Bundesluftschutzverband u. a. m. 
propagandistisch tätig werden. Nach den Landes-Haupt­
städten kämen weiter in Frage die Hauptstädte der Re­
g'ierungsbezirke und die großen Städte mit mehr als 
100000 Einwohnern. 

VIII. Aufklärung in der gewerblichen Wirtschaft 

1. Einladung des Präsidiums und des Vorstandes des 
BDI und des DIHT zu der Eröffnung der Schau " per­
sönlich durch den Innenminister". Gleiche Einladung 
an sonst wichtige Persönlichkeiten in der gewerbli­
chen Wirtschaft (Vorsitzende und Geschäftsführe r 
der Spitzenverbände, der W irtschafts- und Fachver­
bä nd e pp.) persönlich durch den Wirtschaftsminister. 
Dementsprechend bei der Eröffnungskundgebung in 
den Ansprachen der Minister besonderer Apell an die 
gewerbliche Wirtschaft über Notwendigkeit der Mit · 
arbeit und Hinweis, daß eine solche zum Uberleben 
notwendig ist. 

2. Hinweis auf die Schau in Rundschreiben der LAGW 
und des Ausschusses Industrieschutz des BDI. 

3. Aufforderung durch Rundschreiben des "Fachaus­
schusses Ind ustrielle Luftschutzerze ugnisse" beim 
BDI und des DIHT an die angeschlossenen Betriebe 
a n dem Zustandekommen der Schau durch eine Ge­
räte-Ausstellung mitzuwirken . 

4. Hinweis an die Landesvertretun ge n des BDI un d die 
Gliederungen des DIHT, sobald die Rundreise der 
Schau durch die Länder beginnt. Gleichfalls Hinweis 
an die in den einzelnen Ländern bestehenden Glie­
derungen der Wirtschafts- und Fachverbände pp. 
und auch die Spitzenverbände der gewerblichen 
Wirtschaft. 

5. Unterstützung der Fachpresse - "Fachzeitschrift 
Zivilschutz" und - "ZB des Bundesluftschutzverban­
des" - durch Aufsätze aus Industriekreisen und Krei ­
sen der sonstigen gewerblichen W irtschaft. Ebenfalls 
Hinweis auf die veröffentlichten Arbeiten in den Mit­
teilungsblättern des BDI , des DIHT und der Wirt­
schaftsverbände pp. 
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IX. Aufklärung durch die Gewerkschaften 

Sinngemäß wäre zu verfahren wie bei VIII. "Aufklärung 
in der gewerbichen Wilrtschaft" , 

Zusammenfassend wäre nach der vorstehend dargeleg­
ten Art der "Du1rchführurng einer Aufklärungsscha1u" zu 
sagen, daß die Bevöl,kerung ,der Bundesrepubl1ik einer 
dem Ernst der Sache entsprechende Spezialaufklärung 
durch ein besonders ausgewähltes und fachlich qualifi ­
z iertes Aufklärungsgremium bedarf. Die Aufklärung soll 
eine geistige, moralische und pädagoglische Schulung 
nach einhei,tliichen Grundsätzen sein, was m. E. nur durch 
eine solche intensive in Breite und TieFe durchgeführte 
Schau möglich ist. H. J. H ü t t e n 

') Dr. O . MSeibes "Aufklärung im Zivilen Bevölkerungsschulz", Hell 6 
vo m Juni 1960 d ieser Fochzeitschrill (S. 188- 189). 

' ) Präsi de nt a . D. Erich Hampe "Worum geht es mit der Zivilver­
teidigung nicht voran?" Heft 11 vom Nove mbe r 1960, S. 368 d ieser 
Fachzei tsch r ill. 

' ) Le ila rtike l in Hell 5 vom Ma i 1962, S. 145-146, .Zur Lage - Auf­
klärung tut not! -" 

' ) Lei lartikel in Hell 9 vom Se pte mber 1962, S.287-289 . Zur Log e -
Ziviler Bevälkerungsschutz heute -" 

') Lei tart ike l in Hell 11 vom Nove mbe r 1962, S. 363-366 . Zur Loge 
- (4. Aufklärung tut no!!)" 

') Entwurf e ines G ese tzes übe r de n Se lbslschulz der Zivi lbevä lke rung 
- . Se lbslschulzgese lz· - , we lches im Rahme n and e re r No tslands· 
gese lz· Enlwürfe am 24 . Januar 1963 im De ulsche n Bundestag in 
e rste r Les ung be rale n w urde; fe rn e r Arti ke l : "Der Aufbau des 
Selbstschutzes" von Walter Haag , in He ft 12!Deze mbe r 1960 di ese r 
Fachze itschrill, sowie Aufsatz "Notwendigkeit und Wesen der 
zivilen Notstandsplanung" von ORR Dr. Eichstädt, in Hell 7/8, 
Juli /Augu st 1962 di e se r Fachzei tschri ll . 
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') Aufsatz vo n Stadtbau ra t Landauer : "Techische Hilfe für Agodir" 
in Heft 9 vo m Se pte mber 1960 d ieser Fachzei tschri ft. 

8) Die Aufsät ze in Heft 6, Juni 1962 d iese r Fachze itschrift : "Koto· 
strophen und ihre lehren ". 

') Präside nt a . D. Erich Hampe - "Mohn ruf und Warnzeichen bei 
Katastrophen" - in Heft 718, Jul i/Au gust 1962 d ieser Fachzei t· 
schrill , S. 227- 23O. 

") Ve rgl. Aufsä tze : "Aus dem Aufgabengebiet der NATO" und 
"Nichtmilitär ische Verteidigungsplonung der NATO" sowie "Maß­
nahmen des zivilen Lullschutzes" in Heft 9 vo m Se pte mbe r 1959 
d iese r Fachze itschrift , fe rn e r 
de r Artike l : " Der Platz der Zivilverteidigung in der nationalen 
Verteidigung" von Raymond Rudl er, Par is, in Hell 1, S. 2, 1961 vo m 
Januar 1961 d iese r Fa chzei tschr ift, sowie 
de r Artike l "Die landesverteidigung in der Bundesrepublik" von 
O berst a. D. Schu ler in He ft 11 , Novem ber 1962 di ese r Fachze it­
schrift , S.367. 

" ) Verg l. Aufsatz: "Probleme des Zusammenwirkens der zivilen und 
der militärischen Verteidigung" in Heft 3, März 1963 d iese r Fach. 
zei tsch rift , S. 77. 

") Präs ide nt a . D. Erich Hampe "Schweiz und Frankreich auf dem 
Wege zur totalen Landesverteidigung", Heft 3 vom März 1959 
di eser Fachze itschrift, S. 68. 

" ) v. Zitzewitz: "Innere Verteidigung Frankreichs", Hell 2/Februar 1960 
d ieser Fachze itschrift. 

") Schützsack : "Stand und Aufbau der österreichischen Zivilverteidi· 
gung" und "Ausbau der Zivilverteidigung in der Türkei" , Heft 11 1 
Nove mbe r 1960 di ese r Fachze itschrift , S. 385. 

") Schlang: " Die Organisation der Zivilverteidigung in Schweden", 
Heft 2/Fe brua r 1961 d ieser Fachze it schrift , S.49. 

") Thue: "Der Zivile Luftschutz in Norwegen", Heft 2/Fe brua r 1963 
di ese r Fachze itschrift, S. 48. 

") Dr . O . Mei bes: Di e Arti ke l "Aufklärung der USA (Zi vi lve rte i­
d igung und ihre Nutzanwen dung )" in de n Heft en 9 und 10/Se p· 
te mber und Ok tobe r 1960 d iese r Fachze it sch r ift , S. 285 und 337. 

18) Die Artikel: " Luftschutz im Ausland - Die amerikanische Zivil ­
teidigung 1959/60" in de n He ft e n 9 und la/Se pte mber und O ktober 
1960 d iese r Fochzei tschr ift . 

11) Ste rn ecke r : De r Art ike l "Nationaler Plan für die zivile Verteidigung 
und Verteidigungsmobilisierung in den USA" in Heft 11 /N ovem· 
ber 1961 d ieser Fachzei tsch ri ft , S.372. 

") Hors t v. Zi tzewitz : Die Art ike lser ie " Die Zivi lverteidig ung der 
Atomfest ung Nordamerika" in de n Heft e n 7/8, 9 und 12/Juli , 
Augu st, Se ple mbe r und Deze mbe r 1963 di eser Fachze itschrift , S. 240, 
S. 295 und 409. 

Notstandsplanungen für das Krankenhauswesen 

im Verteidigungsfall 

von Dr. Werner Nellner 

Die schwierige wehrgeographische Lage der Bundesrepu­
blik in einem Verteidigungskrieg und der mögliche Einsatz 
atomarer, biologischer oder chemischer Kampfmittel zwin­
gen dazu, alle Anstrengungen darauf zu richten, die Le­
benssubstanz des Volkes soweit wie möglich zu erhalten. 
Hierbei muß ebenso wie bei einem nur konventionell ge­
führten Krieg davon ausgegangen werden, daß das ge­
samte Bundesgebiet in die Kampfhandlungen einbezogen 
und die Zahl der verletzten und kranken Zivilpersonen 
sehr hoch sein wird . Den Oberlegungen, welche Möglich­
keiten gegeben sind oder geschaffen werden müssen, um 
diesen Menschen, vor allem den Schwerverletzten nach 
einer ersten ärztlichen Versorgung weitere Hilfe in Kran ­
kenanstalten zuteil werden zu lassen, gebührt daher be­
sondere Bedeutung. Ohne Zweifel reichen die rd. 560000 
planmäßigen Betten in den 3476 öffentlichen, freigemein ­
nützigen und privaten Krankenanstalten der Bundesrepu­
blik (ohne Berlin-West) bei weitem nicht aus, da nur ein 

Teil dieser Betten dUr<;h vorzeitige Entlassung von Patien­
ten wird freigemacht werden können. Weiterhin muß be­
dacht werden, daß allein etwa 700 dieser Krankenanstal ­
ten mit 170000 bis 180000 planmäßigen Betten in Groß­
städten mit 100000 und mehr Einwohnern liegen, in Ge­
meinden, die überwiegend Kernstädte der in hohem Maße 
luftgefährdeten Ballungsgebiete sind. Es wird also damit 
zu rechnen sein, daß ein Teil der in diesen Gemeinden lie­
genden Krankenhäuser ausfällt oder nicht mehr voll ge­
nutzt werden kann. Schließlich spielt bei diesen Oberlegun­
gen auch der Umstand eine Rolle, daß im Verteidigungsfall 
ein Transport von Kranken und Verletzten im allgemeinen 
wohl nur über relativ kurze Entfernungen wird erfolgen 
können, weil weder das Kriegsgeschehen, noch die für den 
zivilen Verkehr bereitzuhaltende Straßen kapazität, noch 
die dann zur Verfügung stehenden Krankentransportmittel 
eine Verlegung über größere Strecken gestatten dürften. 
Es ist daher notwendig, dafür zu sorgen, daß eine ausrei-
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chende regionale Streuung der bereitzustellenden Betten 
erreicht werden kann, um die unvermeidlichen Verluste so 
gering w ie möglich zu halten. 

Kapazitätserweiterung bestehender Krankenanstalten 

Von den verschiedenen Möglichkeiten, Bettenplätze für die 
stationä r zu behandelnden Patienten zu schaffen, bietet 
sich als erste Maßnahme die E nt las s u n g aller Patien ­
ten aus bestehenden Krankenanstalten an. Sie müßte bei 
Anlegen strenger Maßstäbe innerhalb kürzester Zeit, also 
in wenigen Stunden, abgewickelt werden können . Als ent­
lassungsfä hig dürften diejenigen Patienten anzusehen sein, 
die zwar im friedensmäßigen Betrieb noch nicht aus der 
Krankenhausbehandlung freigegeben werden würden, für 
die aber im Notstandsfall eine stationäre Behandlung dann 
nicht mehr erforderlich ist, wenn als Folge der vorzeitigen 
Entlassung keine nachhaltigen Schädigungen des Gesund­
heitszustandes zu befürchten sind und eine abschließende 
Behandlung auch ambulant weitergeführt werden kann . 
Zu diesen Entlassungsfähigen würden z. B. Beobachtungs­
und Nachbehandlungsfälle, Rekonvaleszenten sowie be­
stimmte Gruppen von Diabetikern gehören . Die Entlas­
sungsquoten werden selbstverständlich in den einzelnen 
Abteilungen der Krankenanstalten bzw . in den verschie­
denen Kliniken wegen des sehr unterschiedlichen Kranken­
gutes stark voneinander abweichen . Diese Quoten wer­
den aber auch wesentlich von der Beurteilung des behan­

delnden Arztes beeinflußt werden . Nach einer in Schles­
wig-Holstein aufgrund von stichtagartigen Ermittlungen 
von Chefärzten verschiedener Fachdisziplinen vorgenom­
menen Schätzung dürfte dort in den allgemeinen Kranken­
anstalten mit einer Quote von annähernd 50 v.H. zu rech ­
nen sein .' ) Da diese Quote als Mittelwert für alle Kranken ­
anstalten eine obere Grenze bezeichnen dürfte, werden 
genauere Untersuchungen, die auch die Verhältnisse in 
den wichtigsten Spezialkliniken berücksichtigen, durchzu­
führen sein, um noch zuverlässigere Werte zu erhalten . 

Durch die genannte Maßnahme werden lediglich Betten 
für den ersten zusätzlichen Patientenanfall gewonnen, eine 
echte Kapazitätsausweitung ist damit jedoch nicht verbun­
den . Eine wirksame Maßnahme, zusätzliche Betten zu ge­
winnen, liegt in einer tat säe h I ich e n Aus w e i -
tun g der Kap 0 z i t ä t bestehender Krankenanstalten . 
Sie kann durch eine engere Aufstellung der Betten in den 
vorhandenen Krankenzimmern und durch Belegung aller 
anderen verfügbaren und hierfür geeigneten Räume er­
reicht werden . So werden ohne Beeinträchtigung des Be­
triebes Tagesräume, Warteräume, Eß- und Aufenthalts­
räume für das Personal, Lichtflure u. ä. Räumlichkeiten in 
Krankenzimmer umgewandelt werden können, Maßnah­
men, die vielfach schon während des zweiten Weltkrieges 
ergriffen werden mußten . Auch Gebäude innerhalb der 
Krankenhauskomplexe, die bisher nicht für die Unterbrin­
gung von Patienten genutzt worden sind - wie etwa Un­
terkünfte für das Personal - sollten hinsichtlich ihrer Auf­
nahmefähigkeit für zusätzliche Patientenbetten geprüft 
werden. 

') Nach Beske , Fritz : Ober die Vorbereitung von Schulen für di e Ve r· 
we ndung al. Hilfskronkenhöuser . In : Zivilschutz, 25 . Jg ., H. 11 , 
S. 383 11, Koblenz 1961 . 

In vielen Fällen wird eine nennenswerte A usweitung be­
stehender Krankenanstalten erst durch das Heran ziehen 
benachbarter Gebäude zu erzielen se in. Auch auf solche 
Möglichkeiten ist schon während des zweiten Weltkrieges 
in großem Umfange zurückgegriffen worden . Es bieten 
sich hierfür insbesondere alle Baulichkeiten an, die in 
einem Verteidigungsfall ohnehin nicht mehr oder nur in 
sehr eingeschränktem Umfange ihrer friedensmäßigen Nut­
zung dienen können , wie Hotels, Sanatorien und Jugend­
heime. Selbstverständlich w ird bei einer solchen Vergrö­
ßerung immer zu prüfen sein, ob die medizinischen und 
wirtschaftlichen Einrichtungen des Kran kenhauses ausrei­
chen, um die Versorgung einer beträchtlich erhöhten Pa ­
tienten zahl sicherzustellen, ob bestehende Anlagen (z. B. 
Küchen, Wascheinrichtungen) in den neu heranzuziehen­
den Gebäuden für derartige Zwecke genutzt werden 
können oder Erweiterungen bestehender Anlagen vorge­
nommen werden müssen. Schließlich müßte auch erwogen 
werden, in ländlichen Gebieten die Kapazität bestehen­
der Krankenhäuser durch Aufstellen von Baracken u. ä. 
Behelfsbauten zu vergrößern . - Eine zusätzliche Erhöhun g 
der Aufnahmekapazität könnte nicht zuletzt durch die Auf­
stellung zweigeschossiger Betten erreicht werden . Für sol ­
che Maßnahmen dürften allerdings weniger die bisherigen 
Kranken zimmer in Betracht kommen, sondern nur d ie neu 
für die Unterbringung von Patienten vorgesehenen Räu me, 
für die im allgemeinen ohnehin Betten u. a. Einrichtungs­
gegenstände beschafft werden müssen . Die außerhalb des 
eigentlichen Krankenhausbereiches liegenden Gebäude 
werden sich besonders für die Aufnahme geschlossener 
Spezialabteilungen, als Isolierstationen und für die Unter­
bringung von Personal eignen . 

Bei allen diesen Planungen ist zu bedenken, daß einem An ­
griff auf die Bundesrepublik vielle icht nur eine sehr kurze 
Spannungszeit vorangehen dürfte, so daß die Kapazitäts­
ausweitung recht schnell wirksam werden müßte. Es ist 
ein großer Vorteil, daß die Krankenanstalten über berei ts 
eingearbeitetes Personal verfügen und daß dieses Stamm ­
personal evtl. nur durch Heranziehen zusätzlicher Hilfs­
kräfte (Hilfsschwestern, med.-technische Assistenten, Wirt­
schaftspersonal ) und Verstärken des Ärzteteams z. B. durch 
die Eingliederung von Belegärzten aus dem lokalen Be­
reich, auf die für den erweiterten Betrieb erforderliche 
Stärke gebracht werden kann. Häufig werden aber die 
neu zu belegenden Häuser noch gewisser baulicher Verän ­
derungen oder Ergänzungen bedürfen, um sie funktions· 
bereit zu machen . Es wird daher schon bei der Erfassung 
und Auswahl der Objekte zu prüfen sein, ob und ggf. in 
welchem Umfange bauliche Maßnahmen getroffen werden 
müssen, damit diese schon in Friedenszeiten durchgeführt 
oder zumindest so vorbereitet werden, daß sie zu Begin n 
von Kampfhandlungen schnell vorgenommen werden 
können. 

Die Hilfskrankenhäuser 

Die Zahl der Betten, die man durch Entlassungen und Kapa ­
zitätsausweitungen schaffen kann, werden jedoch bei wei ­
tem noch nicht ausreichen, um alle in Krankenanstalten zu 
behandelnden Patienten betreuen zu können . Der dem 
Bundestag zur Beratung vorliegende Entwurf eines IIGeset­
zes zur Regelung des Aufenthalts der Zivilbevölkerung im 
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Verteidigungsfall", kurz " Aufenthaltsregelungsgesetz" ge­
nannt, ') sieht daher neben der Kapa zitätserweiterung be­
stehender Krankenanstalten vor, daß die Länder im Rah­
men der zivilen Notstandsplanungen Vorsorge dafür zu 
treffen haben, daß im erforderlichen Umfange auch Hilfs­
krankenhäuser zur Verfügung stehen . Für diese Hilfskran­
kenhäuser sollen schon in Friedenszeiten geeignete, über 
das ganze Land verstreute Gebäude ausgewählt und vor­
bereitet werden . Sie sollen vor allem dort vorgesehen 
werden, wo besonders dicht besiedelte Gebiete in der 
Nähe liegen - also im Umland der Großstädte und Bal ­
lungsgebiete - oder in Räumen, in denen im Notstands­
fall in größerem Umfange Evakuierte, Obdachlose und 
Flüchtlinge untergebracht werden müssen . Soweit ihre Er­
reichbarkeit nicht wesentlich beeinträchtigt wird, sollen 
diese Hilfskrankenhäuser in einem ausreichenden Sicher­
heitsabstand von besonders gefährdet erscheinenden Ge­
bieten liegen . Als grober Anhalt kann angenommen wer­
den, daß für die Standorte in der Nähe von Agglomera ­
tionsräumen ein Gürtel in Betracht kommt, der nicht mehr 
als 8 bis 10 km und nicht weiter als etwa 20 km vom Stadf­
bzw . Ballungskern entfernt ist. 

Neben der Lage im Raum ist für die Beurteilung eines Ob­
jektes hinsichtlich seiner Eignung als Hilfskrankenhaus vor 
allem die Bettenkapazität von ausschlaggebender Bedeu­
tung . Im Hinblick sowohl auf den im Verteidigungsfall 
sicher recht schwer zu deckenden Personalbedarf dieser 
zusätzlichen Krankenanstalten als auch unter wirtschaft­
lichen Gesichtspunkten ist es nicht zu vertreten, eine Viel ­
zahl von kleinen Krankenhauseinheiten zu schaffen. Die 
untere Kopazitätsgrenze wird in der Regel bei 200 Betten 
liegen müssen . Bei Fehlen geeigneter Baulichkeiten kön ­
nen natürlich auch mehrere kleinere Gebäude, die inner­
halb einer Gemeinde nicht zu weit voneinander entfernt 
liegen, zu einem Hilfskrankenhauskomplex zusammenge­
faßt werden. In solchen Fällen muß jedoch angestrebt 
werden, zumindest die medizinischen Funktionsräume in 
einem Gebäude unterzubringen . Eine obere Grenze ist 
für die Hilfskrankenhausobjekte nicht gesetzt. Doch wird 
man allein schon aus organisatorischen Gründen tunlichst 
die Zahl von 800 Betten nicht überschreiten. 

Weiterhin wird bei der Auswahl der Objekte darauf zu 
achten sein, daß in der Nachbarschaft nicht Anlagen und 
Betriebe liegen, die ihrer Natur nach besonders gefährdet 
erscheinen, wie z. B. Flugplätze, wichtige Industrie- und 
Versorgungsbetriebe, Tanklager, Talsperren, um nur einige 
zu nennen. Soweit als möglich sollte man hierbei auch auf 
künftige Planungen Rücksicht nehmen, denn wo heute noch 
land- oder forstwirtschaftlich genutztes Gelände ist, kann 
bereits in den Unterlagen der Planungsbehörden der 
Standort solcher - militärisch gesehen - empfindlicher 
Punkte sein. Eine rechtzeitige Abstimmung mit der Landes­
planung und den Wehrbereichsverwaltungen wird daher 
zu fordern sein. 

Ferner muß bei der bau I ich e n PI a nun g von Hilfs­
kranken häusern davon ausgegangen werden, daß unter 
Berücksichtigung der im Notstandsfall gegebenen Gesamt­
lage zwar eine möglichst umfassende und medizinisch­
hygienisch ausreichende ärztliche Versorgung angestrebt 
wird, daß aber an die Behandlung und Unterbringung der 

') Bunde stags-Drucksach e IV/B95 vo m 14. 1. 1963. 
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Kranken und Verletzten im Notstandsfall nicht die gleichen 
Maßstäbe angelegt werden können wie im Frieden. Es 
wird nicht möglich sein, in Hilfskrankenhäusern Einrich ­
tungen in der friedensmäßigen Perfektion bereitzustellen. 
Schließlich muß bei der Begutachtung der in einem Ob­
jekt vorhandenen Räumlichkeiten und bei der Prüfung, 
welche baulichen Veränderungen ggf. noch vorzusehen 
sind, auch darauf Bedacht genommen werden, daß in 
diesen Hilfskrankenhäusern im allgemeinen kein Durch­
gangsverkehr anfallen wird. Man kann davon ausgehen, 
daß Erste Hilfe von den Einheiten des LS-Sanitätsdienstes 
und in den Rettungsstellen geleistet werden wird; es kann 
weiterhin angenommen werden, daß die Rettungsstellen 
ihrem Aufbau und ihrer Ausrüstung entsprechend in den 
besonders gefährdeten Großstädten und Ballungskernen 
die Funktion von " vorgeschobenen Hilfskrankenhäusern" 
übernehmen . 

Die Erfahrungen des zweiten Weltkrieges haben gezeigt, 
daß die bei feindlichen Luftangriffen drohenden Verluste 
wesentlich durch das Aufsuchen von Schutzräumen gemin­
dert werden konnten . In dem Entwurf eines "Gesetzes über 
bauliche Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung" 
kurz "Schutzbaugesetz" genannt,] ) wird daher angestrebt, 
eine gesetzliche Grundlage für die Er r ich tun g von 
Sc hut z r ä u m e n zu schaffen, weil das Fehlen von 
Schutzräumen - vor allem in einem atomar geführten 
Krieg - zu einer die Lebenssubstanz des Volkes bedro­
henden Zahl von Verlusten führen müßte. Zwar wird nie­
mals ein Schutz zu schaffen sein, der allen Wirkungen mo­
derner Waffen Rechnung tragen kann, weil hierfür überaus 
hohe Kosten erforderlich und eine starke Blockierung des 
Baumarktes die Folge wäre. Es wird daher eine Lösung an ­
gestrebt, die bei vertretbarem finanziellen und zeitlichen 
Aufwand der gefährlichsten Waffenwirkung zu begegnen 
vermag : Der Schutz vor radioaktiven Niederschlägen, vor 
biologischen und chemischen Kampfmitteln sowie vor der 
Trümmerwirkung einstürzender Gebäude. Wenn dieser 
Grundschutz, der zunächst wohl in ausreichendem Maße 
nur bei der Errichtung von Neubauten und größeren Um­
bauten zu realisieren ist, a llgemein gefördert wird, muß 
er auch für die Krankenanstalten, also auch für Hilfskran­
kenhäuser vorgesehen werden . 

Was bedeutet dies für die Auswahl der Objekte? Um diese 
Frage zu beantworten, muß man sich vergegenwärtigen, 
daß nicht nur den Patienten in der Zeit einer Verstrahlung 
oder Vergiftung der Luft nach einem Angriff mit atoma­
ren, biologischen oder chemischen Kampfmitteln die Mög­
lichkeit für einen Aufenthalt in Schutzräumen gegeben 
werden muß, sondern daß notfalls auch ausreichende ärzt­
liche Versorgung zu ermöglichen ist. Ferner muß einkal­
kuliert werden, daß der Aufenthalt in diesen Schutzräu­
men sich auch über einen längeren Zeitraum würde er­
strecken können . Das wiederum bedeutet, daß außer den 
Patientenschutzräumen auch ein strahlen - und trümmer­
sicherer Op-Trakt, ein Entgiftungsteil sowie ein kleiner 
Wirtschaftsraum für die Ausgabe von Notverpflegung vor­
gesehen werden müssen. Die auszuwählenden Objekte 
müssen also die Möglichkeit bieten, diese zusätzlichen 
Bauten innerhalb der bestehenden Gebäude oder als 
Außenschutzbauten auf dem gleichen Grundstück oder in 
der Nachbarschaft aufzunehmen . Bei Neubauten so ll te 

') Bund estags-Drucksache IV/B96 vom 14. 1. 1963. 
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aus Gründen der Wirtschaftlichkeit stets angestrebt wer­
den, die Unterkellerung für die Aufnahme wenigstens 
eines Teiles dieser Schutzräume zu nutzen. Dabei wird im 
allgemeinen die Wohl auf den Op- und den Entgiftungs­
teil entfallen, weil dann das gesamte Gebäude eine räum­
lich zusammengefaßte funktionsfähige Krankenhauseinheit 
bi lden kann. Wenn diese Behandlungsräume strah len- und 
trümmersicher angelegt werden können, erübrigt sich 
natürlich in Hilfskrankenhäusern eine zusätzliche ober­
irdische Einrichtung dieser Funktionsteile . 

Nun werden aber bei weitem nicht alle Objekte, die sich 
hinsichtlich ihrer Lage, ihrer Kapa zität und ihrer sonstigen 
Einrichtungen für die Aufnahme eines Hilfskrankenhauses 
eignen, Gelegenheit für die Anlage von Schutzräumen 
bieten , sei es, daß sich die bestehenden Keller nicht für 
die strahlen - und trümmersichere Herrichtung eignen oder 
für andere Zwecke genutzt werden müssen, die eine ent­
sprechende Verwendung im Verteidigungsfall ausschlie­
ßen, z. B. weil alle vorhandenen Kellerräume für Heizungs­
anlagen, Brennstoffeinlagerung u. a. benötigt werden, sei 
es, daß überhaupt keine Keller vorhanden sind und die 
natürlichen Gegebenheiten auch die Anlage unterirdischer 
Schutzbauten nicht gestatten, wie etwa zu hoher Grund­
wasserstand in den norddeutschen Marschengebieten . Es 
kann aber auch vorkommen, daß weder auf dem gleichen 
Grundstück .noch in der Nachbarschaft, Gelände für sol­
che Schutzbauten zur Verfügung steht. Bei dem großen 
Bedarf an geeigneten Objekten wird man gezwungen 
sein, auch solche Baulichkeiten in die Planungen einzube­
ziehen. Es bedarf wohl kaum einer Erwähnung, daß die 
wichtigste Voraussetzung für die Auswahl eines Objektes 
als Hilfskrankenha us die Gewißheit ist, daß es im Vertei ­
digungsfall von der friedensmäßigen Nutzung unverzüglich 
freigemacht werden kann. 

Da die Planung und Herrichtung von Hilfskrankenhäusern 
völliges Neuland war, schien es angezeigt, vom Bund 
" R ich t I i nie n" hierfür herauszugeben. Sie enthalten 
- außer einem einleitenden allgemeinen Teil, Hinweise 
für die Erfassung und Auswahl geeigneter Objekte, Aus­
führungen über die baulichen Erfordernisse und den Per­
sonalbedarf sowie Angaben zum Verfahren für die bau­
liche Vorbereitung. Schließlich sind Hinweise für die Ver­
waltungsmaßnahmen bei der Einrichtung von Hilfskran­
kenhäusern vorgesehen. 

Es sollen nun im folgenden einige Gesichtspunkte ange­
sprochen werden, deren Beachtung die " Richtlinien" bei 
der Erstellung von Schutzbauten verlangen : 

Zum Schutz vor allem gegen die radioaktive Rückstands­
strahlung sollen die Kellerdecken möglichst in oder unter 
Erdgleiche gelegt werden. Um eine Minderung dieser 
Strahlung auf etwa ' / '000 zu erzielen, wird die Kellerdecke, 
je nachdem, ob sie ohne Uberdeckung bleibt oder durch 
ein oder mehrere darüberliogende Vollgeschosse abge­
schirmt ist, 30 bis 60 cm stark sein müssen . Dieser, gegen­
über dem normalen Grundschutz erhöhe Wert wird na­
mentlich von ärztlicher Seite für erstrebenswert gehalten, 
weil schwerkranke Patienten vor der zusätz lichen Ein ­
wirkung radioaktiver Strahlung möglichst geschützt wer­
den sollten . 

Zahl und Größe der Schutzbauten sind abhängig von der 
oberirdischen Bettenkapazität der Hilfskrankenhäuser : In 
den "Richtlinien" ist man davon ausgegangen, daß für ein 

200-Betten-Krankenhaus jeweils ein septischer, ein asep­
tischer Op-Raum mit je einem Vorbereitungsraum sowie 
ein Ambulan z- und Gipsraum und ein Sterilisationsraum 
gefordert werden müssen. Wächst jedoch die Bettenkapa­
zität auf 400 Pflegeplätze, dann wird die Ausstattung für 
ein Hilfskrankenhaus mit 200 Betten nicht mehr ausreichen; 
man wird zumindest die Zahl der septischen und asep­
tischen Op-Räume einschI. der Vorbereitungsräume verdop­
peln müssen . Andere Räume, wie z. B. der Entgiftungsteil , 
werden zwar nicht vermehrt werden müssen, es wird aber 
eine Steigerung der Raumgrößen nicht zu umgehen sei n, 
um dem größeren Patientenanfall zu entsprechen . 

Für den Op-Trakt eines 200-Betten-Krankenhauses werden 
in der Regel 160 m', für den Entgiftungsteil etwa 85 m' und 
für den Notwirtschaftstrakt annähernd 80 m' benötigt ; hin ­
zu kommen dann noch die Flure und Verbindungsgänge. 
Für den Patientenschutzbau, der im allgemeinen 50 Kranke 
und 13 Köpfe Personal aufnehmen sollte, werden unge­
fähr 135 m' Grundfläche benötigt, wenn man davon aus­
geht, daß in diesen Räumen die Patienten durchweg in 
zweigeschossigen Betten und das Personal in dreigeschos­
si gen Betten untergebracht wird . Für ein 2oo-Betten-Kran­
kenhaus mit 54 Köpfen Personal werden also insgesamt 
etwa 950 m' Schutzraumfläche benötigt, Gänge, Treppen 
und dergleichen sind hierbei wiederum nicht berück­
sichtigt. 

Ohne noch näher auf die einze ln en baulichen Fragen ein ­
zugehen, so llen noch kurz zwei Probleme angeschnitten 
werden, die für das Uberleben auch in den Hilfskranken­
häusern von ausschlaggebender Bedeutung werden kön ­
nen : die Wasser- und Elektri zitätsversorgung . Ein Mensch 
kann zwar einige Zeit ohne feste Nahrung auskommen, 
nicht aber ohne Trinkwasser. Die Erfahrungen des zweiten 
Weltkrieges haben gezeigt, wie anfällig die öffentliche 
Wasserversorgung sein kann. Um wieviel stärker gefähr­
det muß sie aber in einem mit modernen Waffen geführ­
ten Krieg erscheinen, zumal in wachsendem Maße vor 
allem für die Versorgung unserer Großstädte und Bal ­
lungsgebiete direkt oder indirekt Oberflächenwasser her­
angezogen wird . Soweit es die örtlichen Gegebenheiten 
gestatten, wird daher angestrebt, für die Hilfskrankenhäu­
ser neben dem üblichen Anschluß an das öffentliche Ver­
sorgungsnetz eine autarke Wasserversorgung zu schaf­
fen . Das kann durch das Niederbingen eines eigenen Not­
brunnens oder durch Anschluß an einen objekteigenen 
oder an einen benachbarten Brunnen geschehen . Es gibt 
auch Fälle, in denen der unmittelbare Anschluß an geeig­
nete Tiefbrunnen der öffentlichen Wasserversorgung al s 
ausreichend angesehen werden kann . Schließlich könnte 
auch daran gedacht werden, eine Notwasserversorgung 
durch den Einsatz kleinerer Wasseraufbereitungsanlagen 
sicherzustellen, soweit diese in der Lage sind nicht nur 
bakteriologisch, sondern auch chemisch und radioaktiv 
verunreinigtes Wasser zu reinigen . Solche möglichst ein­
fach zu bedienenden Geräte brauchten eine Kapazität 
von 3 ml /Std. nicht zu überschreiten . 

Wenn man den Mindesttrink- und Brauchwasserbedarf je 
Patient und Tag mit 75 I, denjenigen für das Personal mit 
251 ansetzt und den voraussichtlichen Wasserverbrauch 
in den Entgiftungsanlagen mit einmalig 40 I je Patient an ­
nimmt, dann errechnet sich der Mindestwasserbedarf eines 
2oo-Betten-Krankenhauses auf 16500 I je Tag. 
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Es bedarf keines besonderen Hinweises, daß im Rahmen 
der Planungen für den Notstandsfall auch alle anderen 
Krankenhäuser nach Möglichkeit in die Lage versetzt wer­
den sollten, eine Notwasserversorgung aufrecht zu er­
halten. 

Die Versorgung der Schutzraumanlage mit elektrischem 
Strom erfolgt aus dem öffentlichen Versorgungsnetz. Wenn 
dieses ausfällt - und damit dürfte im Verteidigungsfall 
zu einem recht frühen Termin gerechnet werden müssen -
ist eine Notstromanlage vorgesehen, die aber nur die für 
die Deckung des ärztlichen und pflegerischen Bedarfs 
unbedingt erforderliche Strommenge liefern kann. Es wird 
wahrscheinlich zweckmäßig sein, im allgemeinen zwei 
Aggregate einzubauen, deren Stärke sich mit wachsender 
Bettenkapazität des Krankenhauses erhöht. 

Es ist bereits angedeutet worden, daß in den Fällen, in 
denen für Hilfskrankenhäuser Schutzbauten vorgesehen 
werden, sich die baulichen Veränderungen in den ober­
irdischen Bauteilen auf das Notwendigste beschränken 
müssen. So sind bei Objekten, die mit allen Schutzräu­
men ausgestattet werden können, oberirdisch lediglich 
Krankenräume mit Teeküchen und Schwesternstationen 
sowie eine Aufnahme, Verwaltung und Küchenräume her­
zurichten. Weiterhin sollten möglichst Räume, die im zwei ­
ten Obergeschoß oder noch höher liegen, nicht als Kran ­
kenräume vorgesehen werden und nur in Sonderfällen 
einen Ausbau erfahren, weil der schnelle Transport einer 
großen Zahl von Patienten aus diesen Geschossen in die 
Schutzräume wegen der vermutlich sehr knappen Zeit, die 
für eine Verlegung in die Schutzräume zur Verfügung 
steht, und auch wegen des sehr knapp bemessenen Per­
sonals kaum durchzuführen sein wird. 

Aus diesen Gründen ist auch vorgesehen, einen Teil der 
Patienten schon in strah lungsfreier Zeit in den Schutz­
räumen aufge lockert unterzubringen. Es wird zweckmäßig 
sein, hierfür diejenigen Patienten vorzusehen, die wegen 
der Art und Schwere ihrer Verletzungen oder unmittelbar 
nach Operationen möglichst nicht transportiert werden 
sollen , In dieser "Wachstation" sollten im Gegensatz zu 
den übrigen Patientenschutzräumen die Betten nur ein ­
stöckig aufgeste llt werden, weil sonst die Behandlung die­
ser Schwerkranken kaum in erforderlichem Umfang und 
mit der notwendigen Sorgfalt durchgeführt werden kann . 
Im Rahmen der in den Ländern durchgeführten Er f a s -
s u n g s akt ion konnte schon eine große Zahl geeig­
neter Gebäude - meist Schulen und Sanatorien - mit 
einer erheb lichen Bettenkapazität ermittelt werden. Hier­
bei ist davon ausgegangen worden, daß ungefähr die 
Hälfte der Kranken in einem Notstandsfall oberirdisch aucn. 
in zweistöckigen Betten untergebracht werden kann, wenn 
zwischen den Betten ausreichend Platz für die Behandlung 
vorhanden ist. 

Ein Teil von ihnen wird notfalls auch ohne jede baulichen 
Vorbereitungen als Hilfskrankenhaus verwendbar sein, 
weil alle für den Krankenhausbetrieb unbedingt erforder­
lichen Installationen, Wirtschaftsräume und dergleichen 
bereits vorhanden sind. Der Anteil solcher Gebäude ist 
naturgemäß von Landschaft zu Landschaft recht verschie­
den . Man wird aber ganz allgemein davon ausgehen kön­
nen, daß er in den Haupterholungsgebieten beträchtlich 
höher liegen wird als in den übrigen Regionen. 

Zivilschutz Heft 1 

Der Bund hat erstmalig im Rechnungsjahr 1958 Mittel für 
die Herrichtung von Hilfskrankenhäusern in den Haushalt 
eingeste llt. Seitdem sind den Ländern, in deren Zuständig­
keit die Planungen auf dem Gebiet des zivilen Bevölke­
rungsschutzes fallen, jährlich bestimmte Beträge für die­
sen Zweck zur Verfügung gestellt worden. - Nachdem 
zunächst einige Mo deli fäll e, die alle Stufen eines 
möglichen Ausbaues umfassen, a lso Vollausbauten mit 
strahlungsgeschützten und trümmersicheren Schutzräumen 
ebenso wie nur behelfsmäßig oberirdisch hergerichtete 
Objekte, mit den vom Bund bereitgestellten Mitteln her­
gerichtet worden sind, ist seit ein iger Zeit die Vorberei ­
tung von Hilfskrankenhäusern in den Ländern in größe­
rem Umfang in Angriff genommen worden. Das Schwer­
gewicht liegt hierbei auf der Durchführung eines "S 0 -

f 0 r t pro g ra m m s "; in diesem Programm sol len vor 
allem solche Objekte vorbereitet werden, die sich für eine 
schnelle Herrichtung besonders eignen, um in möglichst 
kurzer Frist eine größere Zahl zusätzlicher Krankenbetten 
gewinnen zu können. Die Herrichtung sollte sich vorzugs­
weise auf oberirdische Einrichtungen und geringe bauliche 
Veränderungen erstrecken. Es hat sich jedoch als sehr 
zweckmäßig erwiesen, bei der Errichtung von Neubauten 
schon im Rahmen des Sofortprogrammes strah lungs- und 
trümmersichere Schutzbauten anzulegen . Das trifft in be­
sonderem Maße auf die zah lreich en Schulneubauten zu, 
die sich im allgemeinen besonders gut für die Hilfskran­
kenhauszwecke eignen. 

Es wäre bedauerlich, wenn diese Chance nicht weitgehend 
ausgenutzt würde, da zu erwarten ist, daß der Bedarf an 
Schulneubauten in wenigen Jahren gedeckt sein wird; der 
nachträgliche Einbau von Schutzräumen als Außenschutz­
bauten würde jedoch teurer werden und nicht die Vor­
teile bieten, die sich aus einer räumlichen Zusammenfas­
sung von oberirdischen Krankenhausanlagen und strah­
lengeschützten Räumen in einem Bau ergeben . 

Es ist schon mehrfach die Frage der per s 0 n e II e n 
Be set zu n g der Hilfskrankenhäuser angeklungen. Der 
Stellenplan eines Hilfskrankenhauses muß weitgehend von 
der Erkenntnis beeinflußt werden, daß im Verteidigungs­
fall das benötigte Personal, d . h. vor allem Ärzte und 
Schwestern, nur sehr schwer wird bereitgestellt werden 
können, weil hier zumindest z. Z. noch ein erheblicher Eng­
paß vorhanden ist. Andererseits muß natürlich der For­
derung entsprochen werden, daß auch im Verteidigung s­
fall eine ausreichende ärztliche Versorgung anzustreben 
ist. In einem friedensmäßigen Betrieb rechnet man durch­
schnittlich je Arzt etwa 20 Patienten. Im Verteidigungsfall 
wird dieses Verhältnis für ein Hilfskrankenhaus nicht auf­
recht zu erhalten sein. Man wird vielmehr davon auszu­
gehen haben, daß auf einen Arzt etwa 50 Patienten ent­
fallen. Ein 200-Betten-Krankenhaus hat nach den " Richt­
linien" ein Personalsoll von 54 Heil - und Heilhilfspersonen, 
davon 4 Ärzte, 1 medizinisch-technische Assistentin, 1 Rönt­
genassistentin, 1 Laborhilfskraft, 8 Krankenschwestern, 20 
Hilfsschwestern und 2 Krankenpfleger. Für ein Hilfskran­
kenhaus mit 600 Betten werden 159 Heil- und Heilhilfsper­
sonen, darunter 12 Ärzte, 24 Krankenschwestern und 60 
Hilfsschwestern vorzusehen sein. 

Schon diese wenigen Zahlen lassen erkennen, daß der 
Bedarf an Ärzten, Schwestern und Schwesternhelferinnen 
im Verteidigungsfall außerordentlich groß sein wird . 
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Die Ausweichkrankenhäuser 

Es ist schon eingangs darauf hingewiesen worden, daß die 
Krankenanstalten in den großen Ballungsgebieten in einem 
Verteidigungsfall als besonders gefährdet anzusehen sind . 
Um die Kapazität dieser Krankenhäuser zu erhalten, wird 
man versuchen müssen, sie zu verlagern . Der Entwurf des 
Aufenthaltsregelungsgesetzes sieht in seinem dritten Ab­
schnitt u. a. entsprechende Bestimmungen für die Verlegung 
von Krankenanstalten vor. Zur Unterbringung dieser Kran ­
kenhäuser sollen die Länder gleichfalls geeignete Gebäude 
erfa ssen und herrichten . Diese Gebäude sollten in den 
Räumen liegen, die für eine Aufnahme der zu verlagern­
den Bevölkerung vorgesehen sind; so w ä re es möglich, 
die Verbindung zwischen Patienten und ihren evaku ierten 
Angehörigen in einer größeren Zahl von Fä llen aufrecht­
zuerhalten und nach der Entlassung aus dem Krankenhaus 
für die Genesenden eine eventuell noch erforderliche 
Pflege durch die Familie zu erreichen . Außerdem ist zu be­
denken, daß die in diesen Räumen bestehenden Kranken ­
anstalten keineswegs in der Lage sein werden, die zusätz­
lich aufzunehmenden Bevölkerungsteile ausreichend ärzt­
lich zu versorgen. Die verlagerten Krankenanstalten wer­
den diese Versorgungslücke schließen müssen . 

Um dieses Ziel zu erreichen, wird im allgemeinen mit einer 
Verlegung über eine Entfernung zu rechnen sein, die mini ­
mal 10 km, maximal 60 km betragen dürfte. Ein Kranken ­
transport über eine noch größere Distanz wird allerdings 
kaum zu verantworten sein . Sollten in irgend einem Ge­
biet aus grundsätzlichen Erwägungen der militärischen 
und zivilen Verteidigung Bevöl kerungsverlagerungen über 
Strecken von mehr als 60 km für erforderlich gehalten 
werden - was in Anbetracht unserer wehrgeografischen 
Lage ohnedies wohl nur in einem relativ beschränkten 
Umfange möglich wäre - so werden die zur Verlegung 
vorgesehenen Krankenhäuser nicht folgen können . - Da 
kaum anzunehmen ist, daß sich in den Aufnahmegebieten 
eine ausreichende Zahl von Objekten finden wird, die es 
gestattet, die m ö gl ich s t in voller Bettenkapazität zu 
verlegenden Krankenanstalten geschlossen unterzubringen, 
kann eine Aufteilung auf mehrere Objekte erforderlich 
werden. Bei großen Kliniken kann es daher zweckmäßig 
und notwendig sein, eine Unterbingung in benachbarten 
Orten vorzusehen . - Hinsichtlich der Eignung von Bau­
lichkeiten gelten für diese Objekte die gleichen Forderun­
gen, die für Hilfskrankenhäuser zu stellen sind. Soweit als 
irgend möglich wird auch in den Ausweichkrankenhäusern 
ein Strahlen- und Trümmerschutz anzustreben sein . 

Ein besonderes Augenmerk ist der Unterbringung von Spe­
zialkrankenanstalten zu widmen . Bestimmten Klinikgrup­
pen, z. B. den chirurgischen Kliniken wird gerade in einem 
Verteidigungsfall eine besondere Bedeutung zukommen . 
Es wird von Fall zu Fall zu entscheiden sein, welche bau­
lichen Vorbereitungen und welche Einrichtungen in den 
für solche Anstalten bestimmten Ausweichquartieren vor­
gesehen werden sollen. 

Es ist bereits bei der Prüfung der Möglichkeiten, zusätz­
liche Betten für die in einem Verteidigungsfall anfallende 
große Zahl von Schwerverletzten freizubekommen, er­
wähnt worden, daß Betten durch Entlassungen freigemacht 
werden müssen . Auf diese Mög lichkeit so llten auch die zu 
verlagernden Krankenanstalten ihr besonderes Augenmerk 
richten: je höher die Entlassungsquote gehalten werden 

kann, um so geringer ist der für die Verl egung benöti gte 
Transportraum . Bei der Ermittlung des voraussichtlich be­
nötigten Transportraumes spielt jedoch a uch die Zahl der 
nichttransportfähigen Patienten sowie die Aufgliederung 
der zu verlegenden Patienten in solche, die sitzend und 
in solche, die liegend zu transportieren sind, eine wich ­
tige Kalkulationsgrundlage. Da die Zahl der Transport­
mittel für liegende Kranke sehr beschränkt sein wird, auch 
wenn Behelfseinrichtungen mit verwandt werden, w i rd eine 
rechtzeitige Anmeldung des voraussichtlich benötigten 
Transportraumes beim örtl ichen Luftschutz leiter unbed ingt 
erforderlich sein , zumal da die Krankenanstalten selbst 
kaum Transportraum zur Verfügung haben . 

Ohne hier noch näher auf Einzelheiten des recht schwie­
r igen Problems der Verlegung ein zugehen, seien kurz 
noch zwei Gesichtspun kte erwähnt, die bei diesen Planun­
gen eine bedeutende Rolle spielen : Der Zeitpunkt und die 
Reihenfolge der Evakuierung von Kran kenanstalten sowie 
die Frage der Versorgung zurückbleibender Patienten. 
Die Verlegung von Krankenhäusern ist zwar an sich von 
einer allgemeinen Evakuierung unabhängig und könnte 
bereits vor dieser angeordnet und durchgeführt werden . 
Wegen der weitgehenden psychologischen Auswirkungen, 
die eine solche Maßnahme mit sich bringen würde, wird 
im Rahmen der gesetz lichen und der örtl ichen Gegeben­
heiten von Fall zu Fall der zweckmäßigste Zeitpunkt fest­
zulegen sein . 

Es dürfte kaum möglich sein, aus großen Ballungsgebieten, 
die für Bevölkerungsauflockerungen vorgesehen sind, alle 
Krankenanstalten gleichzeitig zu verlegen. Hierfür w er­
den einfach nicht ausreichend Transportmittel und Zeit 
zur Verfügung stehen, weil damit gerechnet werden muß, 
daß die Anordnung zur Evakuierung zu einem sehr späten 
Zeitpunkt erfolgen wird . Vieles spricht sogar dafür, daß 
solche Bevölkerungsverlagerungen auch erst nach dem 
Beginn von Feindseligkeiten erfolgen können. Es wird da­
her realistischer sein, wenn man sich vor Augen hält, daß 
Verlegungen von Krankenanstalten sich nach dem ver­
mutlichen Gefährdungsgrad ri chten sollten , d. h., daß die 
Anstalten aus besonders gefährdet erscheinenden Stadt­
gebieten - das muß durchaus nicht immer der Stadtkern 
sein - zuerst und danach die aus anderen Zonen verlegt 
werden. 

Aus den schon erwähnten Schwierigkeiten bei der Bereit­
stellung des Transportraumes wird sich eine Verlegung 
wohl kaum in einem Zug durchführen lassen . Sie wird 
vielmehr in den meisten Fällen im Pendelverkehr erfolgen 
müssen, wobei jeweils derjenige Teil des Personals mit 
verlegt werden müßte, der zur Pflege der verlegten Pa­
tienten erforderlich ist und im Evakuierungsort entbehrt 
werden kann. 

In jedem Fall muß die Aufstellung eines differenzierten 
Zeitplanes, eine rechtzeitige Festlegung des Personals für 
ein Vorkommando, für die Transportbegleitung, für die 
Ubergabeaufgaben usw. gefordert werden, soll das außer­
ordentlich schwierige Unternehmen einer Verlegung funk­
tionieren. 

Da in fast allen Krankenanstalten immer eine mehr oder 
weniger hohe Zahl nichttransportfähiger Patienten vor­
handen sein w ird, ist darauf zu achten, daß ihre ärztliche 
Versorgung sichergestellt wird. Das bedeutet, daß ein Teil 
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des Personals für diese Aufgabe zurückbleiben muß. Me­
dikamente und das erforderliche ärztliche Gerät werden 
verfügbar sein, da Einrichtungs- und Ausrüstungsgegen­
stände wegen des Engpasses beim Transportraum und des 
Mangels an Montage- und Verladepersonal im wesent­
lichen nicht mit verlagert werden. Es erhebt sich daher die 
weitere Frage, ob nicht in einem beschränkten Umfang 
auch die bestehenden Krankenansta lten in Auflockerungs­
gemeinden mit Schutzräumen, die wenigstens einen Min­
destschutz bieten, versehen werden sollten. - Bei Neu­
bauten soll diese Frage durch das Schutzbaugesetz gere­
gelt werden. 

Die vorstehenden Ausführungen lassen bereits in skizzen­
haften Umrissen den Umfang der Arbeiten erkennen, die 
schon im Frieden in Angriff zu nehmen sind, wenn alle 
diese Anstalten im Verteidig ungsfalle sofort einsatzbereit 
sein so llen. Es sind daher im Entwurf des "Aufenthalts­
regelungsgesetzes" auch Best imm ungen vorgesehen, die 
die Träger oder Inhaber der zu verlegenden Kranken­
häuser verpflichten können, vorbereitende Maßnahmen für 
die Verlegung schon ba ld nach Inkrafttreten des Gesetzes 
zu treffen . Für die Hilfskrankenhäuser sieht der Gesetz­
entwurf die Landkreise und kreisfreien Städte als Träger 
vor. Diese Regelung erscheint umso zweckmäßiger, als 
diese Gebietskörperschaften im allgemeinen auch im Frie­
den Träger von Krankenanstalten sind und im Verteidi­
gungsfall manche zusätzlichen Aufgaben der ärzt lichen 
Betreuung der Bevölkerung zu übernehmen haben. Den 
Amtsärzten und ihren Dienststellen w ird es z. B. weitge­
hend ob liegen, die personellen Anforderungen auf dem 
Gebiet des Gesundheitswesens zu koordinieren, die Kenn­
zeichnung der Krankenansta lten und des Personals gern. 
der IV. Genfer Konvention in ihrem Bereich zu überwa­
chen und den "Bettennachweis" für alle im Kreisgebiet 
liegenden Krankenanstalten zu führen . Nur der Amtsarzt 
w ird aufgrund seiner gena uen Kenntnis der Lage, der Ka­
pazität, der Art und der Zweckbestimmung der einzelnen 
Anstalten in der Lage sein, den Patientenzustrom zu len­
ken und somit ein Optimum der ärztl ichen Betreuung zu 

sichern. 

Die besten baulichen und organisatorischen Vorbereitun­
gen für die Ausweich- und Hilfskrankenhäuser würden 
ihren Zweck verfehlen, wenn nicht auch gleichzeitig dafür 
gesorgt wird, daß eine Ausstattung mit ärztlichem Instru­
mentarium, mit Krankenpflege- und Wirtschaftsgerät so­
wie mit sonstigen Einrichtungsgegenständen vorhanden ist 
und wenn nicht auch frühzeitig mit der Bevorratung der 
erforderlichen Arznei- und Verbandsmittel begonnen 

wird. 

Das erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz der Zivil­
bevölkerung bestimmt daher, daß bereits jetzt ausreichend 
Arzneimittelvorräte angelegt und unterhalten werden. 
Diese Bevorratung ist schon seit längerem im Gange. Bis­
her sind über das gesamte Bundesgebiet verstreut 100 
Sanitätsmittellager eingerichtet, in denen für 200 Mi ll ionen 
DM Vorräte lagern. Auch die Bevorratung von Einrich­
tungs- und Ausrüstungsgegenständen für Hilfskrankenhäu­
ser ist angelaufen . Während man die Arzneimittel zweck­
mäßigerweise bis zu ihrer Ausgabe im Verteidigungsfall 
in den Lagern belassen wird, muß hinsichtlich der Einrich­
tungs- und Ausrüstungsgegenstände im Laufe der Zeit eine 
Verlagerung in die einzelnen Objekte oder wenigstens 
in deren unmittelbarer Nähe angestrebt werden. Es dürfte 

kaum möglich sein , die gesamten Krankenhauseinrichtun­
gen erst im Verteidigungsfall oder in der kurzen Zeit da­
vor über einen manchmal recht langen Weg in die ein ­
zelnen Objekte zu überführen . Für die Einlagerung bieten 
sich vor allem die friedensmäßig nicht genutzten Teile von 
Schutzraumbauten an. - Auf die mannigfachen Probleme, 
die sich aus dieser umfangreichen Bevorratungsaktion er­
geben, kann hier nicht näher eingegangen werden ; ihnen 
wird ein gesonderter Beitrag zu widmen sein . 

-.-
Veranstaltungskalender 

Das Bundesamt für zivilen Bevölke rungsschutz führt fol ­
gende Ausbildungsveranstaltungen durch : 

a ) Ausbildungsle hrgänge fü r örtliche LS-Leiter und LS­
Abschnittsleiter und dere n Vert reter aus Orten nach 
§ 9 (1) I. ZBG 

vom 18.-21 . Februar 1964 
vom 25.-28. Februar 1964 
vom 3.- 6. März 1964 
vom 10.-13. März 1964 

b) Ausbildungslehrgänge für örtliche LS-Le iter und deren 
Vertreter aus sonstig e n Orten mit übe r 5000 Ein­
wohnern 

vom 21.-24. Januar 1964 
vom 28.-31. Januar 1964 
vom 4.- 7. Februar 1964 
vom 17.-20. März 1964 
vom 21.-24. April 1964 

c) Ausbildungslehrgönge für ZB-Beauftragte der Land­
kreisverwaltungen 

vom 14.-17. Januar 1964 

d) Planungsseminare " Baulicher Luftschutz" 

vom 14.-17. Januar 1964 (für Bauberater des 
BLSV) 

vom 4.- 7. Februar 1964 
vom 25.-28. Februar 1964 
vom 17.-20. März 1964 
vom 7.-10. April 1964 
vom 2.- 5. Juni 1964 (für Ba'uberater des 

BLSV) 
vom 23.-26. Juni 1964 
vom 7.- 10. Jul i 1964 

e ) Informationstagungen für le itende Kräfte aus dem In-
dustriebetrieb 

vom 29.-31 . Januar 1964 
vom 11.-13. März 1964 
vom 22.-24. April 1964 

Die Einladungen zu den Veranstaltungen sind durch das 
Bundesamt für zivi len Bevö lkerungsschutz an die jeweils 
beteiligten Behörden und Verbände ergangen. 
W ei'flere Lehrg'änge w erden zu geg·ebener Ze'it bekannt­
gegeben . 



Dähn, Sofortmaßnahmen im Betriebsselbstschutz Zivilschutz Hert 1 15 

DER SELBSTSCHUTZ DER WIRTSCHAFT 

Sofortmaßnahmen im Betriebsselbstschutz 

von H. W . Dähn, Bad Godesberg 

Die Gründe für iahrelange Versäumnisse 

auch im Bereiche des Luftschutzes der Industrie und ge­
werblichen Wirtschaft sind in der Tages- und Fachpresse 
schon zu oft kritisch beleuchtet worden, als daß sie im 
Rahmen nachstehender Ausführungen nochmals eingehend 
erörtert zu werden brauchten. Inzwischen gab die Kuba ­
Krise vom Herbst 1962 Anlaß und Anstoß für eine vor­
dringlichere Behandlung a,uch der Notstandsgesetzgebung, 
sodoß dos hierzu gehörende Selbstschutzgesetz 
(SSG) - und damit auch die gesetzl,ichen Grundlagen für 
einen zugleich wirksamen und wirtschaftlich tragbaren 
Betriebsselbstschutz in nunmehr wohl absehbarer Zeit in 
Kraft treten dürften. Außerdem ist beabsichtigt, möglichst 
gleichzeitig auch die ergänzenden Rechtsverordnungen zu 
erlassen, die ja der Zweckbestimmung eines Gesetzes 
erst die praktische Durchführbarkeit und Wirksamke it 
verleihen. 

Die vordringlichsten Selbstschutzmaßnahmen 

aber sollten Industrie und gewe rbliche Wirtschaft in An ­
betracht einer jederzeit möglichen, plötzlich einsetzenden 
weltpolitischen Gefahrensituation in ureigenstem Interesse 
schon jetzt einleiten und durchführen. Viele allg'emeine 
Sofort- und Alsbaldmaßnahmen sind auch ohne nennens­
werte finan zielle Aufwendungen durchführba r, z. B. solche 
der Planung und vorbere itenden Organisation, und sie 
brauchen auch nicht als betriebswirtschaftlieh unproduktiv 
angesehen zu werden, weil sie häufig neben ihrem pri ­
mär luftschutzmäßigem Zweck zugleich auch geeignet 
sind, die innerbetriebliche Organisation, die allgemeine 
Betriebssicherheit sowie den Produktionsablauf zu ver­
bessern und damit auch das allgemeine Betriebsrisiko zu 
vermindern . Ebensowen ig sollte eine weitere Verzöge ­
rung der vordringlichsten Selbstschutzmaßnahmen im Be­
trieb noch länger mit der Ungewißheit über di'e Höhe 
der künftigen gesetzlichen Ko stenlast begründet werden . 

Die gesetzliche Regelung der Selbstschutzkosten 

ist seit Zuleitung des Entwurfes eines Selbstschutzgesetzes 
- als Kabinettsvorlage vom 14. 1. 1963 - Drucksache 
IV/897 - an den Bundestag zumindest konzeptionell be­
kannt, wonach, abgesehen von der besonderen Kosten ­
belastung des Bundes gemäß § 53 Entw. SSG., grund­
sätzlich der Selbstschutzpflichtige, also auch der betriebs­
selbstschutzpflichtige Unternehmer, die durch die Selbst­
schutzmaßnahmen entstandenen Aufwendungen zu tragen 
hat. W enn auch eine genaue Kostenschätzvng erst mit 
Erlaß jene'r Rechtsverordnungen mög,lich sein wird, die, 
abgesehen von besonderen baulichen Schutzmaßnahmen 
nach den Vorschriften des künftigen Schutzbaugesetzes, 
die Verpflichtungen des Unternehmers zur Ausrüstung und 
Ausbildung von Belegschaft und Werkselbstschutz regeln 
werden, so ist doch schon die ungefähre Kost,enquote je 
Betriebsangehörigen in etwa bestimmbar. Die größeren 

Betriebe werden in Anbetracht der für sie gesetz lich ver­
bindl ichen Aufstellung von Werkselbstschutzeinheit en 
(§ 24 a. a. 0 .) mit rund 180 DM Kosten je Beschäftigten 
rechnen müssen . Diese Berechnung geht auf die Begrün­
dung zum Entw. SSG. zurück, wonach etwa 53 DM als 
allgemeine Betriebsbelastung und we itere etwa 120 DM 
als Werkselbstschutzkosten je Beschäftigten zugrundezu­
legen sind. Diese Kosten zumindest kommen also mit 
Sicherheit auf die Unternehmer zu un,d rechtfertigen des­
halb jetzt nicht meh r den Hinweis auf eine noch unge­
klärte Gesetzeslage. 

Unterlagen für Planung und Organisation 

aller notwendigen und gesetz lich vorgeschriebenen Selbst­
schutzmaßn Clhmen in den Betrieben sind zweckmäßig in 
Betriebs- bzw. Werkselbstschutzplänen zusammenzufas­
sen. Schon jetzt ist den Unternehmensleitungen mit den 
kürz lich vom Bundesverband der Deutschen Industrie her­
ausgegebenen " Ersten Empfehlungen für planerisch orga­
ni satorische Vorbereitungen in den Betri€ben zur Her­
stellung der zivilen Verte idigungs bereitschaft" - (BDI ­
Drucksache NI'. 64) - *) ein brauchbarer Wegweiser zur 
Hand gegeben, noch dem jeder Untern€hmer für seinen 
Betrieb die vordringlichsten LS-Maßnahmen einleit€n kann . 
Schon bei Beginn solcher Planungs- und Organisations­
maßnahmen können viele Betriebsinhaber und Werkslei­
tungen von der - für sie vielleicht tröstlichen - Fest­
stellung ausgehen, daß sie hierbei, anders als zuvor der 
allgemeine Selbstschutz der Zivilbevölkerung, nicht am 
Nullpunkt beginnen müssen, sondern auf schon vorhan­
dene Gegebenheiten zurückgreifen können, die ihnen 
die Durchführung jener Maßnahmen erleichtern. Ist doch, 
unbeschadet der Möglichkeit, die Beforiebsselbstschutzlei ­
tung zu delegieren, eine verantwortliche Leitung in der 
Person des Unternehmers schon vorhanden, sind gewisse 
Befehls- und Unterstellungsverhältnisse schon geregelt 
und eingespielt und stehen organisierte Hilfsd'ienste, wie 
Werkfeuerwehr und Sanitätsstelle (Erste Hilfe) einsatzbe­
reit. Daneben ober sollte auch beachtet werden, daß 
die Ausgangslage in Plan1ung und Organisation im Grund­
sätzlichen für alle Betriebe zwar die gleiche ist, daß die 
jewe il s erfarderllichen Einzeimaßnahmen aber nach Loge, 
Größe, Eigenart, Zweckbestimmung und Dringlichkeits­
stufe erheblich differieren . Ein brauchbarer Zivilverteidi­
gungspion erfordert umso mehr Arbeit und Uberlegung, 
je größer, vielseitiger und verzweigter ein Unternehmen 
ist. Auch diese Erkenntr\is führt zu der Forderung, zumal 
on die größeren Werke, mit der Planung, Einleitung und 
auch Durchfühwng der wichtigsten Schutzmaßnahmen so ­
fort zu beginnen . Nachstehend sollen , in Anlehnung on 
amerikanische und englische Vorbilder, in gedrängter 
Fassung einige vordringliche und kostenmäßig zumutbare 
Sofortmaßnohmen behandelt werden . 

' ) Ausführ lich bes p roch e n in Heft 10/63 di ese r Zei tschrift , Schriftleitung . 
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Die Kontinuierlichkeit der Betriebsleitung 

kann in der Bedrängnis und Notlage nach einem Angriff 
bei Ausfall des Betriebsinhabers ohne vorherige frie­
denszeitliche Nachfolger· Bestimmung nicht als ges ichert 
gelten. Deshalb muß dieser, gleichgültig, ob natürliche 
oder juristische Person, Vorsorge für das beständige Vor­
handensein einer Betriebsleitung treffen, die allen Situa­
ti onen des Ernstfalles gewachsen ist und sich bei Aus­
fäll en nach Maßgabe einer vorsorgl ichen Nachfolgerliste 
ergänzt. Das gleiche gilt für die Betriebs- und Werk­
selbstschutzleitung . Danach empfehlen sich Namenslisten 
etwa 

CI) des 1. bis 3. Nachfolgers in der Unternehmens­
leitung, 

b) von je 2 Nach folgern in der Leitung der Ab­
teilungen , 

c) des ernannten Betriebsselbstschutzleiters, seines 
ständigen Vertreters sowie, bei Ausfall, ihrer Nach­
folger. 

Entsprechende Ersatzlisten empfehlen sich auch für son · 
stige nachgeordnete Führungskräfte und Spezialisten . 
Bei der Beshimmung solcher Nachfolgekräfte soll~e nicht 
übersehen werden, solche zu bevorzugen, die auch in 
ihrem Privatleben von einander weit genug entfernt, 
nicht gar benachbart etwa in derselben Stadt oder am 
Rande des Werkes wohnen; denn erst die geographische 
Wohnsitz-Streuung läßt erwarten, daß im Katastrophen ­
falle doch zumindest immer noch eine Nachfolgekraft 
zur Verfügung stände. Uberhaupt sind 

Dislozierungsüberlegun gen und -ma ßnahmen 

gewissermaßen eine luftschutzmäßige Daueraufgabe je­
des Unternehmers; sie müssen gleichermaßen Streuung 
wie auch Aufteilung und Verlagerung der Produktion 
zum Ziele haben. Ihre Kosten sind weniger fühlbar, weil 
sie sich auf längere Zeiträume erstrecken und betriebs­
wirtschaftlich nicht zwangsläufig unrationell zu sein brau­
chen. Selbstverständlich, daß hierher auch Auswahl und 
Vorbereitung von Ausweichquartieren für die Unterneh­
mensleitung und die wichtigsten Betriebs- und Werks­
unterlagen, insbesondere Urkunden, Lohnlisten, Bargeld, 
auch Mikrofilme, gehören. Die geographische Streuung 
kann sich aber nicht nur auf solche provisorischen Aus­
we ichmaßnahmen beschränken, sondern muß heutzutage 
schon bei der Projektierung aller betrieblichen Erwei~e ­
rungsbauten einsetzen. Zur Verminderung des Katastro­
phenrisikos sollte also in jedem Ein zelfalle geprüft wer­
den, ob und wo sich Möglichkeiten für eine Verlage­
rung einzelner Anlagen oder Abteilungen oder auch für 
eine Bereitstellung auswärtigen Lagerraumes für hoch­
wertige Materialien und Maschinen, Fabrikate, Ersatz­
teile und Rohstoffe anbieten. Auch können Forschungs­
abteilungen, Versuchslabors und technische Büros, soweit 
sie unahhängig vom eigentlichen Produktionsbetrieb sind, 
tunliehst weiträumig vom Hauptwerk entfernt angelegt 
werden. Gerade diese Maßnahmen würden im Fal,le des 
Totalverlustes des im Ballungsgebiet belegenen Haupt­
werkes den Wiederaufbau erleichtern können. Deshalb 
sollten solche Dislozierungen im Zeitalter schneller Uber­
brückung von Zeit und Raum durch Kraftwagen- und 
Fernmeldeverkehr künftig in der Wirtschaft zur Regel 
werden. Auf weitere Sicht betrachtet, würden solche Maß­
nahmen zugleich Wegbereiter für die in den kommen­
den Jahren unausweichliche Kraftverkehrsentballung sein 
können, die in ihrer Straßenplanung und Linienführung 
dann auch einer dis lozierten Wirtschaft zugut,e käme, 
indem dan n in W echse lwirkung die A usweich- und son­
shigen Erweiterungsa nl agen durch neue Entlastungsstra­
ßen dem Verkehr angeschlossen würden . 

Bauliche Schutzmaßnahmen 

können entsprechend der diesem Beitrag gesetzt'en Be­
schränkung auf Sofortmaßnahmen wegen ihrer hohen 
Aufwendigkeit nur am Rande berührt werden . Ein relativ 
hinreichender Schutz von Werk und Belegschaft setzt zu ­
mindest Maßnahmen voraus, wie sie der Abschnitt Bau­
licher Betriebsschutz" des künftigen Schutzbaugeset;~s -
(Drucksache IV/896) - vorsieht. Sie werden durchweg 
hohe Kosten notwendig machen, sodaß einstweilen nur 
erwartet werden kann, daß auch schon vor gesetzlicher 
Verbindlichkeit solcher baulichen Schutzbaumaßnahmen 
se i tens der Unternehmensleitungen wenigstens die bau ­
liche Planung für Werk- und Belegschaftsschutz festgelegt 
und darüber hinaus, vom Standpunkt der allgemeinen 
Verantwortlichkeit her, auch die behelfsmäßige Gestal ­
tung von Sammel- und Schutzräumen veranlaßt wird. Vor­
handene Keller, Lagerräume, Krankenstuben und ähn­
liches sollten hierbei bevorzugt ausgestaltet werden, um 
wenigstens einen bescheidenen Schutzgrad zu erreichen . 
Bei Neubau ten allerdings kann nur empfohlen werden, 
trotz noch ausstehender Verpflichtungen schon in eige­
nem finan ziellen Interesse die später ohnehin obligato­
rischen Schutzbaumaßnahmen miteinzuplanen und auch 
durchzuführen ; ein späterer Ein- und Umbau wird stets 
viel umständlicher und teuere r sein. 

Ein stets einsatzbereites Warn- und Alarmsystem 

in Verbindung mit einem umfassenden Meldewesen im 
Werk erhöhen die Sicherheit von Belegschaft und Werks­
anlagen gleichermaßen, sofern ausgebildete Kräfte vor­
handen und laufende technische Uberprüfungen gewäh r­
leistet sind. Die hierdurch entstehenden Kosten sind zu ­
mutbar und wären ohnehin auch dann gegeben, wenn es 
keine Kriegs- und Luftgefährdung gäbe, eben wegen der 
a llgemeinen Katastrophenanfäll igkeit, die auch das tech ­
nische Jahrhundert nicht ausschalten kann. Im übrigen ist 
in diesem Sektor von Luftschutzmaßnahmen eine gesetz­
liche Verbindlichkeit schon begründet : Nach der Verord ­
nung über den Anschluß von Behörden und Betrieben 
an den öffentlichen LS-Warndienst vom 20.7. 1961 (BGB!. 
I S. 1037) werden u. a. Betriebe, die wegen ihrer lebens­
und vedeidigungswichtigen Aufgaben besondere Luft­
schutzmaßnahmen auf Grund der jeweiligen Luftlage zu 
treffen haben, zum Anschluß an den öffentlichen Warn ­
dienst verpflichtet. Im Wege der Freiwill'igkeit - der sich 
auch hier empfiehlt, solange die Schutzraum-Baupflicht 
noch nicht besteht, weil ja auch die Warn- und Alarm­
Anschluß-Anlagen in die (noch fehlenden) Schutzräume 
installiert werden müssen - ist inzwischen eine erfreu ­
lich hohe Zahl von Betrieben dem Warn -Netz ange­
schlossen worden. Im einzelnen kann hierzu, um Wieder­
holungen zu vermeiden, auf die diesbezüglichen Ausfüh ­
rungen von Willmann hingewiesen werden . *) Dieser An · 
schluß konn innerbetrieblich noch durch primitivere MeIde­
anlagen ergänzt werden, z. B. durch Sirenen mit fabrik ­
eigenem Strom, durch Klingeln, Pfeifen, Lichtanlagen u. a. 
Die Einrichtung einer zentralen Nachrichtenstelle im Werk, 
wohin ggf. Schäden, Verluste, Lagemeldungen und Hilfe­
ersuchen durchgegeben werden könnten, ist ebenfalls 
kostenmäßig tragbar und dient zusätzlich der allgemeinen 
Sicherheit. Diese kann durch Herstellung technischer Ver­
bindungen zu benachbarten Betrieben und durch Verein ­
barungen über Nachbarschaftshilfe im Notfalle noch 
wesentlich erhöht werden. Darüber noch hinaus sollten 
zumindest die größeren Werke eine Betriebsaufsichts­
Leitste ll e schaffen, um die Verbindung mit den nächst­
gelegenen Zivi lverteidigungszentren zu gewähr l eis~en. 

') vgl. Zivilschutz 63, Nr. 1, S.2O. 



Abschließend ist noch zu bemerken, daß die technische 
Funktionsfähigkeit aller solcher Anlagen, die im Kata­
strophenfalle erfahrungsmäßig leicht verwundbar, aber 
oft auch wieder schnell reparierbar sind, nur durch Be­
reithal~ung von genügend Ersatzmaterial in einem genü­
gend gesicherten Lagerraum aufrecht erhalten werden 
kann. 

Die Aufstell ung von Einheiten 

aus selbstschutzpflich~igen Werksangehöri'gen in Spezial­
ausbildun g zu nach Fachdiensten gegliederten Werk ­
selbstschutz-Einheiten wird voraussichtlich für alle größe­
ren und insbesondere lebens- und verteidigungswichtigen 
Betriebe obligatorisch werden, denn erst menschliche Ein ­
satzbereitschaft gibt allen materiellen Schutzmaßnahmen 
Sinn und Wirkung. Die sich aus dieser gesetzlichen Ver­
pflichtung notwendig ergebenden Organisationsmaßnah ­
men über Gliederung, Stärke, Ausrüstung und Ausbilduno 
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gestatten in ihrer Vielfalt keine nähere Behandlung im 
Rahmen eines Beitrages, der nur die derzeit mö glichen 
und zumutbaren Sofor~maßnahmen der Industr ie und ge­
werblichen Wirtschaft näher bringen möchte. In diesem 
begrenzten Rahmen kann deshal,b nur empfohlen wer­
den, die zumindest in allen Groß- und vielen Mittel ­
betrieben schon bestehenden Zusammenfassungen von 
Betriebsangehörigen zu Betriebsambulanzen und Werk s­
feuerwehren zu fördern und möglichst auch sch on Ber­
gungs- und ABC-Trupps aufzustellen, di e ja auch in Frie ­
denszeiten eintretenden Werkskatastrophen begeg nen 
können . 

Vorstehende Ausführungen wollen nur in gedrungener 
Kürze und oft nur andeutend diejenigen Maßnahmen 
herausstellen, zu deren Durchführung angesichts der da­
mit verbundenen tragbaren und oft nur gerin ;1 füg,igen 
finan ziellen Belastungen sich die Mehrzahl der Betri'ebe 
" schon" jetzt entschließen könnte und - in eigenem In­
teresse - auch sollte . 

Der Bundesverband der Deutsdlen Industrie ha t in sein em ad hoc-Arbeitskreis seit längerer Zeit 
Grund sa tzfra gen des betrieblidlen Selbstsruutzes behand elt . Jeweils abge dllossene Ergebnisse derartiger 
Unter udHlngen stellen um die Mitglieder des Arbeitskreises in Form von Beiträgen z ur Verfü gung. 
Von diesen haben wir in letz ter Zeit den Aufsa tz Willm ann über betrieblirue Selbstsruutz fra gen 
( lO/1963) gebradH und werden weitere Artikel brin gen. Mit dem nadlstehenden Aufsatz Weber (Ver­
einigte Glanzstoff-Fabriken AG) "Werk analyse - Werkbesrureibun g" veröffentliruen wir einen wei ­
teren interessanten Beitrag, den uns das Mitgli ed des BDI-Arbeitskrei ses dankenswerterweise zur 
Verfü gun g gestellt ha t. 

Was ist unter diesen Begriffen zu verstehen? 

Eine Analyse bedeutet Untersuchung und Zerlegung in 
Bestandteile, eine Beschreibung ist eine genaue Darstel ­
lung des Ist-Zustandes. 

Beides für einen Industrie-Betrieb durchzuführen heißt 
eine Bestandsaufnahme machen, die alle Eigenarten und 
Eigenschaften des Werkes zum Inhalt hat, die sich somit 
auf ba1uliche - techn,ische - personel le - ausstattungs­
mäßige Gegebenheiten des Schutzobjektes beziehen -
jedoch nur aus der Sicht des Werkluftschutzes. 

Die Werte und Ergebnlisse dieser Bestandsaufnahme 
sind die Grundlage aller Maßnahmen, die vorzubereiten 
sind für und durchzuführen sind in einem Vert,eidigungs­
fall zur Gewährung der Sicherheit der Belegschaft und 
Sicherstellung von Sachwerten. 

Bedingungen dieser Bestandsaufnahme sind : 

1. Da der Beauftragte allein infolge der Vielgestaltig­
keit seiner Erhebungen nur zu ungenauen Ergebnissen 
kommen kann, sind die zuständigen Betriebsstellen 
wie Personalabteilung, Bauabtei lung, Produktion, Si­
cherheitsdienst usw. zur Ermittlung heranzuziehen . 

2. Um ein Urteil über die Verhaltensweise des Werkes 
bei einem Luftangriff zu finden, muß der damit Be­
auftragte über den Stand der Auswirkungen der An­
griffswaffen eingehend informiert sein. 

3. Für eine Bestandsaufnallme ist es gleichgültig, ob das 
Schutzobjekt 

ein lebenswichtiger Betrieb, 
ein verteidigungswichtiger Betrieb oder 
ein Konservierungs-Betrieb 

ist. Erst die aus der Bestandsaufnahme resultierenden 
Folgerungen in Bezug auf Stärke und Ausstattung der 

WS-Kräfte sind auf die Kategorie des Werkes abzu­
stimmen. 

4. Ein Betrieb unterliegt einem steten Wandel, der Ten · 
denz zur Ausweitung. Veränderungen in personeller 
und baulicher Art geben dem Besprechungsprojekt 
neue Eigenschaften . So haben also einmal gefundene 
Werte nur zeitbedingte GÜlt,igkeit. Sie ve,rpflichten 
zur Kontrolle alle 3 Monate. 

5. Do es sich einerseits um eine sehr große Anzahl von 
Einzelergebnissen handelt, andererseits der Werk­
selbstschutzleiter in akuten Krisenzeiten durch einen 
so eingearbeiteten Vertreter ersetzt werden müßte, 
sind alle Erhebungen schriftlich bzw. zeichnerisch fest­
zuhalten. Sie nehmen einen der ersten Teile des 
Werkschutzkalenders ein . Es erscheint zweckmäßig , 
Wertangaben der besseren Änderungsmöglichkeit we­
gen mit Bleistift einzutragen und Vermerke über das 
Datum beizufügen. 

An Hilfsmitteln und Unterlagen werden benötigt: 
Karte 1: 100000, Werkpläne im Maßstab etwa 
1 : 1 000, Vordrucke für Detailergebnisse, Farben 
(u. U. Folien aus Klarsichtmaterial mit Aufzeichnun ­
gen). 

Als Literatur-Hinweis werden angeführt : 
Gemeinsames Ministerialblatt 13. Jahrgang Nr. 4 
vom 6.2. 1962, Zivil -Luftschutz Jahrgang 1959 Heft 
2 Art,ikel Branddir. Gelbert. 

Das Thema ist zu vielseitig, als daß es für alle Spar­
ten und Werkgegebenheiten umfassend behandelt 
werden kann. Es s?llen hier lediglich Hinweise gege­
be.n werden, die nicht den Anspruch auf Vollständig­
keit erheben, sondern auf die jeweils vorliegenden 
Werkgegebenheiten zugeschnitten werden müssen. 
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I. Allgemeine Lage 

11. Das Werk selbst 

a ) Lage des Werkes 

b) Innerbetriebliche Verkehrswege, Maßangaben 

c) Gebäudestand, bauliche Anlagen und Einrichtun -
gen sonstiger Art (ohne Schutzbauten) 

d ) Leitungsgebundene Versorgung 

e ) Belegschaft 

f) Innerbetriebliche Gefahrenpunkte 

g) Bestandsaufnahme 

1. Ke"er, Schutzbauten alter Art, geplante Schutz-
bauten 

2. personelle Ausstattung der WS-Kräfte 

3. Gerätea'usrüstung der WS-KräHe 

4. Kraftfahrzeug-Bestand 

5. Bevorratung 

h) Femmelde-, Warn- und Alarmwesen 

i) Werkssiedlungen 

Diese Disposition zeigt die Gebiete auf, für die be.reits 
jetzt ohne sonderliche Kosten Untersuchungen durchge­
führt werden können. 

Bevor die einzelnen Abschnitte eingehend behandelt 
werden, 50" das Planmaterial als Ergebnis vorgeführt 
werden. 
Diese Pläne liegen dem Werkselbstschutzleiter vor und 
zählen zu seinem wichtigsten Ha1ndwerkszeug. Sollten 
Detailwerte verlangt werden, müssen die schriftlichen 
Unterlagen das Benötigte liefern. 

1. Karte 1 : 100000 - a'''gemeine Lage . 
Einzeichnung des Schutzobjektes und aller in naher 
un,d weiterer Umgebung liegenden angriffswürdigen 
Anlagen. 

2. Werkpion 1 : 1 000 als Organisationsplan, dargestellt 
durch verschiedenfarbige Betriebsteile . 

3. Ein weiterer Werkplan des g,leichen Maßstabes gibt 
einen überblick über die Vetrkehrsverhälitnisse, i,n 
Sonderheit 5011 er darstel,len, welche Skaßen nach 
einem Schadensfa" 015 vertrümmert anzunehmen sind, 
welche hingegen 50 b~eit si.nd, daß sie 1. von moto ­
risierten Selbstschutzkräften jederzeit benutzt wer­
den können, 2. als Brandschneisen ang-esprochen wer­
den können und 3. äußere Rettungswege = Flucht­
wege für ·die Belegschaft darstellen. 

In diesem Pion sind in die einzelnen Gebäude Ge­
schoßzahl, Gebäudehöhe und Brandbelastung 50 weit 
erfaßbar einzutragen, ferner können gleichhoch be­
lastete Werkt,eae gle1ichfarbig dargestellit werden. 

4. Der Leitungsplan 

a ) für Leitungen von Heiß-, Industrie- und Abwasser, 
Chemikalien, Druck-, Abluft usw . 

b) für Leitungen der T ri,nk- und Löschwasserversor­
g'ung, Einzeichnung von vorbereiteten bzw. ge­
plonten unabhängigen Löschwasserentnahmestell ­
len. 

5. Belegschaftsplcvn (soweit möglich eingezeichnet alle 
vorhandenen Ke"er- und Schutzräume). 

6. Werkplan mit eingezeichneten Gefahrenste"en 
(rot : Bmndgefahr, blau : Explosionsgefahr, grün: 
Gasgefahr, gelb: Chemikalien) 

Die in diesen Plänen ·eing1etragenen Werte setzen sich 
aus oft sehr vielen Kleinstergebnissen zusammen . Was 
ist nun in .der Ermittlung dieser Detail-Erg'ebnisse zusam­
menzutragen? 

I. Plan allgemeine Lage 

Auf einer Karte 1 : 100000 wird das Schutzobjekt - wenn 
möglich, zentral i,n der Karte gelegen - eingezeichn-et. 
A"e wichtigen Objekte, die als angniffswürdig beurteilt 
werden können, si,nd in der Karte sichtbar zu markieren, 
Entfernungmngaben zum Werk lassen die Gefährdung 
besonders eindringlich darstellen . 

Es handelt sich herbei um Anlagen: 

der höheren Regierungsste"en (Bund, Länder) 

der Bundeswehr (Flugplätze, Abschußbasen, Lager, 
Kasernen usw.) 

der Industrie (Großwerke ) 

der Versorgung (E- und Gaswerke, Raffinierien ) 

des Verkehrs (Eisenbahn, Bundesstraßen, Autobahnen, 
Brücken usw.) 

Gefahrenpunkte : Deiche, Schleusen, Stauseen. 
In einer knappen, aber umfassenden schrift.lichen Dar­
legung ist di.e Umwelt des Schutzobjektes zu schildern . 
Neben den geographischen Angaben ist auch über Be­
välkerungsdichte, Ba"ungsg·ebie·te und über geologische 
Gegebenheiten zu sprechen (Ebene, Hügel-, Berggelände, 
Hauptwindroichtung, Bewachsung, Bodenverhältnisse). 

Am Schluß soll der Gefährdungsgrad des Schutzobjektes 
festgestellt werden (hieraus Folgerung : Schutzgrad der 
Schutzbauten, Stärke und Ausrüstung der WS-Kräfte ). 

11. Das Werk selbst 

a ) Der bere'its gezeigte Organisation-splan des We,rkes 
mit seinen farbig hemusgehobenen Betrieben und der 
Gebäudebezeichnung stellt das Werk bildlich dar. Eine 
Beschreibung ergänzt den Plan . Sie behandelt : 

Geographische Gepflogenheiten 

Loge des Werkes: alleinstehend, angelehnt oder inmitten 
von Groß-, Mittel- oder Kleinstadt, Bebauungsdichte des 
Werkes, ErweVterungsfähigkeit (für Auslage~ung z. B. 
brennbarer Flüssig'keiten ). (Folgerungen f. WS-Stärke u. 
Ausrüstung, Nachb. Zus. Arbeit) 

Geologische Verhältnisse 

Lage im Tal, ouf der Höhe, am Hang; Bodenverhält­
nisse: Felsen, Kies, San'd, Lehm; Grundwasserstand; 
Brunnen, Que"en. (Folgerungen f. Schutzraum-Bau) 

b) Innerpolitische Verkehrswege, Maß­
angaben 

Es sind aufzuführen: GesamtAäche des Werkes, bebaute 
Fläche, Bebauungsdichte, umba,u~er Raum, Gebäudehö­
hen ; Straßennetz: Gesamtlänge, mittlere Breite, Zustand, 
Engpässe, wo Vertrümmerung, welche Straßen sind Brand­
schneisen, Fluchtwege; Eisenbahn: Art der GI'eisanlagen, 
Länge, Spurweire, Rampen; Umzäun1ung : Länge, Art; 
Tore: Bezeichnung, Bewachung; Entfernungsangaben vom 
Werk zu: Bahnhof, Post, Behörden, Krankenhäuser, Ver­
kehrsanlagen. (Folgerungen f. WS-Führung, Instands.- u. 
Sicherheits-Dienst) 

c ) Gebäudebeschreibung 

Um das Verhalten des Werkes bei Angriffen abschätzen 
zu kÖrlnen, ist die Kenntnis der Empflndlicllkeit der Bau­
ten notwendig. Jedes Gebäoude, a.uch nicht belegte (z. B. 
Tanks) ist zu beschreiben. Es sind folgende Angaben not­
wendig: Bezeichnung, Zweck, Bauweise, Brandbelastung, 
Strahlenschutzfaktor des Kellers, Schutzraum, Rettung s­
weg'e, Länge, Breite, Höhe, Geschoßzahl, Belegschaft, 
auszulagerndes Mate~ia. l, sicherzustellende Sachwerte, 
Gefahrenpun,kte im Gebäude. (Folgerungen für Brand­
schutz u. Ordnungsdienst) 



d ) Leitungsgebundene Versorgung 
Zwei Pläne sind erstellt worden, von denen der eine die 
Trink - und Löschwassereinrichtungen mit Schiebern, Hy ­
dran~en, Leil1ungsquerschnitten und unabhängigen Lösch­
wasserentnahmestellen zeigt. Aus diesem Plan soll die 
Lage der Hydranten besonders beurteilt werden . Hy­
dranten, die aus Zweckmäßi9'keitsgründen nahe an Ge­
bäuden stehen, werden nach Vertrümmerung der Ge­
bäude verschüttet sein. Es müssen Hydranten im Werk 
vorhanden sein, die auf freien Plätzen liegen und nach 
jeder Schadens lage Wasser geben können. 
Von dem 2. Plan sind alle sonstigen Leitungen für z. B. 
Heißwasser, Abwasser, Chemikal,ien, Druckl'uft, Abluft 
festzuhal~en , wobei die oberirdisch geführten Leitungen 
unterschiedlich zu den unterirdisch verlegten eing,ezeich­
net sind. 
Der Zweck dieser Pläne ist, die Stärke der Rohrleger­
trupps (Instandsetz ungstrupps ) festzulegen, One für zu er­
richtende SchutzbO'uten zu finden, Gefahrenstellen im 
Werk festzustellen. (Folgerungen f. Brandschutz- und In­
stands.-Dienst) 

e ) Belegschaftsangaben 
Im Belegschaftsplan ist die Belegschaftsdichte farblieh 
einzutragen. Gebäude mit gleich hoher Belegschaft, VOll 

50 zu 50 un~erteilt, werden gleichfarbig dargestellt. Ist 
ein derartige r Plan auch für die Belegschaft d,er Gebäu-de 
für Kriegszeiten hergestel lt worden, ka nn der Bed,a.rf an 
Schutzräumen bei der Arbeitsstötte beudeilt werden. Zur 
endgüll1igen Festlegung für Ort,e der Schutzräume ist, wie 
bereits erwähnt, der Plan der leitungsgebundenen Ver­
sorgung und der der Gefahrenstellen mit zu verwenden , 
Im Belegschaftsplan sollen in den Gebäuden die als 
Schutzraum verwendbaren Keller und ehemaligen Schutz­
räume mit vermerkt werden . 

Neben dem Plan für die Belegschaftsdichte ist ein'e Ge­
sClmtübersicht über di'e Belegschaft des Werkes notwen ­
dig, aus der heraulSgelesen werden kann: Belegschaft für 
Normalzeiten und Be legschaft für Kriegszeiten, untertei-lt 
nach Schich~en unter Angabe der Schichtzeiten mit Zah­
lenangaben der deutschen Arbeitnehmer und der Gast­
arbeiter, der Werkbewohner und werkfremden Personen. 
Aus dieser Tabe lle ist zu entnehmen, für welche Zeiten 
die höchste Belegschaftszahl vorliegt. Hieraus sin,d Fol­
gerungen für fließenden Schichtwechsel zu ziehen . 

f ) Werkinterne Gefahrenpunkte 
Der besseren Obersicht wegen sind die in Gebäudebeur­
teilung bereits gefundenen werkinternen Gefahrenstellen 
noch einmal gesondert aufzuführen. Sie können a,uch in 
einem Plan farbig vermerkt werden. Es handelt sich hier­
bei um 

1, besonders brondbelastete Gebäude, brennbare 
Flüssigkeiten 

2. ätzende Flüssigkeiten 
3. Giftgas 

4. Explosionsgefährdung 

g ) An Bestandsaufnahmen machen sich 
folgende Aufste l lungen notwendig: 

1. Ke ll e r, Schutzräume a,ller Art, die als Behelfs-/Teil­
schutz Verwendung finden kännen; 
geplante Schutzräume mit Angaben über Schutzgrad, 
Skahlenschutzfaktor, Größe, Fassungsvermögen, in­
nere Rettungswege, Fluchtwege. (Folgerungen für 
Schutzraumbau, Kostenermittlung) 

2. Obersicht Ober bereits vorhandene persönliche Aus­
rüstun gsgeg'enstä nde für W erkse'lbstschutzkräHe 
(Schutzanzüge, Schutzhelme, Schut2lmasken, Koppe,l, 
Schuhzeug, Handschuhe, Wäsche usw.), Geräteausrü-
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stung für Werkselbstschutzkräfte (nach Sparten ge­
trennt). Es erweist sich herbei als vo-rteilhaft, wenn 
hinter die Spalte des Ist-Bestandes eine Spalte des 
Soll gesetzt wird, die erst später nach Ermittlung der 
benötigten Zahlen ausgefüllt wird. Die Werte für das 
Soll ergeben sich aus den Oberlegungen über die 
Stärke der WS-Kräfte. (Folgerungen für Bedarf an 
WS-Ausrüstung, Kostenermittlung ) 

Der Unterschied zwischen dem "Ist" und "Soll" stellt 
den Bedarf dar, der zur Kostenermittlung herange­
zogen werden kann. 

3. Aufstellungen über vorhandene Fahrzeuge getrennt 
nach PkW, LkW, Lok, Stapler mit polizeilichen Kenn­
zeichen, Angabe des Zustandes, Treibstoffverbrauch, 
Namen der Fahrer, geschützter Abstellplatz. Diese 
Aufstellung gibt Obersicht über Möglichkeit der Mo­
torisiewng der WS Kräfte und fordert zu Obe-rleg'un­
gen heraus, wo diese Fahrzeuge im Ernstfall unter­
gestellt sind, welche Fahrzeuge ggf. abgeg'eben wer­
den können, wieviel 01 und Treibstoff für einen übe-r­
sehbaren Zeitraum benötigt werden müßten . 

4. Obersicht über Bevorratung von : 
01 und Treibstoff für Kraftfahrzeuge, Schutzraum­
verpflegung, Medikamente, Batterien usw, 

h ) Fernmeldewesen im Werk 
1. Von der Venmittlung, z. Z. im Verwaltungsgebäude 

eingerichtet, sind bereits jetzt alle Gebäude fern­
mündlkh zu errichten; das bedeutet, daß alle maß­
geblichen Personen im Werk über das Fernsprechnetz, 
das unterirdisch verlegt und somit einigermaßen funk ­
tionssicher ist, angesprochen werden können . 

Das für das Werk aufgestellte Fernsprechverzeichnis 
gibt Aufschluß über die Ruf-Nr. Sollten im Ernstfall 
personelle Abgänge zu verzeichnen sein, sind die 
Fernsprechverzeichnisse zu ändern. In jedem WS- Ka ­
lender sollte ein derartiges Fernsprechverzeichnis 
liegen. 

Im Ernstfall ist die Vermittlung In die Befehlszentrale 
des WS-Leiters zu verlegen. 

2, Funkverkehr 

Größere Werke haben z. Zt. jetzt schon besonders für 
ihre friedensmäßigen Schutzorgane (Feuerwehr, Be­
wachung) einen werksinternen Funkverkehr eingerich­
tet. Mittels kleiner handlicher Empfänger oder gar 
Gegensprechfunkapparaten können leitende Persön­
lichkeiten, gleichgültig, wo sie sich im We,rk befinden , 
erreicht werden. Ein Verzeichnis der funkangeschlosse­
nen Betriebsangehörigen liegt dem Kalender bei , 

Die Funkzentrale ist im Ernstfall ebenfalls in oder 
nahe neben dem Befehlsschutzra'um des WS-Leiters 
einzurichten . 

Das Fernsprech- und- Funkwesen, ohne das bereits frie · 
densmäßig eine schnelle und reibungslose Abwicklung 
der Arbeit nicht denkbar ist, wird im Ernstfall für die 
W.S-Führung ein besonders wichtiges Führungsmittel 
sein, 

Es ist an Sicherstellung des Stromes, Bevorratung von 
Ba»erien, ggf, Leit,ungsdraht zu denken, 

3. Warnstellen 

Wie bekannt, können Industrie-Werke freiwillig den 
Anschluß an das zuständige Warnamt beantragen. 
Durch die Warnstelle im Werk, die ihren endgültigen 
Platz ebenfa~ls im Befehlsschutzraum des WS-Leiters 
haben wird, am zweckmäßigsten bei der Notvermitt­
lung, wird der WS-Leitung Aufschluß über Angriffe, 
ABC-Gefahr, Entwarnung, Gesamtlage gegeben. Recht­
zeitige Alarmierung und sinnvolle Anordnungen, aus-
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gclösi' durch Warnamtdurchsagen, können wertvolles 
M enschen leben retten . 

4. Alarmwesen 

Friedensmößig sind in den Werken akustische An ­
lagen installiert, die Schichtwechsel, Arbeitspausen, 
Feueralarm, techno Warnung ankündiglen. Di'e Sirenen 
soll ~en, soweit sie für die Belegschaft eingerichtet sind, 
auch für die Durchgabe der vom Bundesamt festge­
legten Sirenenzeichen : Luftalarm, ABC-Alarm, Entwar­
nung mitverwendet werden . Es ist anzustreben, daß 
alle belegten Räume in die Alarmierung einbezogen 
werden. Die Steuerung dieser Alarmsirenen hat von 
der WS- Lei~ung zu erfolgen . Eine störungsfreie und 
gesicherte (unterird ische) Verlegung der Sirenenkabel 
ist Vorbedingung eines einwandfreien Funktionierens. 

i) Wer k sie d I u n gen, Wer k h ä u s e r 

Werksiedlungen, zumeist am Werk oder in dessen Nähe 
gelegen, werden in Sonderheit diejenigen Betriebsange­
hörigen mit ihren Familien aufnehmen, die dem Werk 
von besonderer Bedeu~ung sind. Diese Arbeitskräfte wer­
den ihrer besonderen Tätigkeit wegen bevorzugt in die 
Notbelegschaft und Werkselbstschutz-Einheiten aufzuneh­
men sein. Ihre nahezu ständige Einsatzbereitschaft ohne 
größere Anma rschwege ist als außerordentlich günstig 
zu werten . Da das Werk Eigentümer dieser Werkwohn­
bauten ist, hat es nach den Gesetzen Verpflichtungen zu 
übernehmen, d ie sich aus psycho!. Gründen auch auf den 
freiwilligen Bau von Schutzräumen ausdehnen werden, 
um entsprechend den im Werk gut geschützten Kräften 
auch deren Angehörige zu betreuen. Anderenfa,lIs wäre 
ein Verbleib der Werkselbstschutzkräfte bei Gefahr im 
Werk stark in Frage gestellt. 

Die Werkswohnhäuser mit ihren sämtlichen Einwohnern, 
ihren Schutzvorkehrungen und Versorgungen sowie Ver­
keh rsgegebenhe iten zum Werk sind ähnlich den Werks­
gebäuden mit ihren Belegschaften aufzunehmen . Es wird 
sich als zweckmäßig ergeben, daß die Werkselbstschutz­
kräfte ih ren Wirkungsbereich auch auf eine am Werk 
liegende Siedlung ausdehnen, sodaß ein besonders guter 
Schutz für die Bewohner gewährleistet ist, die in Not­
standsze iten von ihren als WS-Kräfte eingeteilten Ange­
hörigen in den Freischichten betreut werden können . 

ausstattungen 

• Nachweisgeräte für chemische Kampfstoffe 

• Kenn:r:eichnungsgeräte A, Bund C 

• Brandschutzausrüstungen 

ALBERT DIEDR. DOMEYER 
28 Brernen 17 . Leher Heerstraße 101 . Postfach 7009 

Fernsprecher 496033 - 35 . Fernschreiber 0244707 

Schlußbetrachtung 

Diese Ausa rbeitung hatte den Zweck, d ie Wichtigkeit und 
Vielgesta ltigkeit einer Werkanalyse und Beschreibung 
aufzuzeigen. 

Sie kann aufg rund der Unterschiedlichkeit der Werksge­
gebenheiten in Verbindung mit der Vielzahl der Indu­
striesparten niemals vollständig sein . Sie soll nur auf­
zeigen, über welche Gebiete Erfassungen anzustellen 
sind, um aus ihnen heraus die Folgerung zu ziehen auf: 

1. friedensmäß ige Planung von Maßnahmen, die die 
Verteid igungsbereitschaft des Werk es zum Ziel haben 
0) Festlegung der Stärke der WS-Kräfte, ihre Ausb il­

dung, Ausrüstung und Geräteausstattung 

b) Festlegung der Notbelegschaft für Notstandszeiten 

c) entsprechend dieser Zahl zunächst der Bau von 
Schutzräumen und baulichen Anlagen des notwen­
digen Sachschutzes 

d) Beschaffung der fehlenden Geräte, Mittel und Vor­
ratshal~ung ; 

2. Festlegung der So f 0 r t - Maßnahmen für das Ver­
halten des Werkes 

0) bei Verkündung von Spannungszeiten (Möglichkeit 
der Stillegung ohne Verlust) 

b) bei Verkündung des Notstandes (Uberraschungs-
angriff). 

W ie sieht es jetzt in den Industrie-Werken aus? Nur die 
notwendigen Schutzvorkehrungen für Friedenszeiten 
(Brandschutz, Sanitätswesen, Bewachung ) sind getroffen 
worden. Alle Räume vom Keller bis zum Dachboden sind 
ausgenutzt. Sollte ein UberTaschungsangriff im derartigen 
Zustand die Industrie überfallen, wäre mit einer Kata ­
strophe größten Ausmaßes zu rechnen. Die Industrie 
muß, um ihre Substanz und ein Weiterarbeiten zu ge­
währleisten, bemüht sein , alle Betriebsangehörigen, die 
in Ernstfall zeiten im Werk beschäftigt sind, zu schützen. 
Das bedeutet, daß Schutzräume mit ausreichen,dem Fas­
sungsvermögen an der richtigen Stelle im Werk vorhan ­
den sind und WS-Kräfte existieren, die fü r ihre Tätigkei t 
voll ausgebildet und ausgerüstet sind. 

Die Vorarbeiten hierfür als Berechnungsbasis zu 
schaffen ist der Zweck der Werkanalyse und Werk­
beschreibung. 

Die Zeitschriftten-Jahrgänge 

1952/53-1962 können 

zur Zeit als Sammelbände in 

Leinen-Einband zum Preis 

von 39, - DM je Band oder 

in Einzelheften bezogen 

werden . Lieferung 

dureh den Buchhandel 

oder direkt vom 

Verlag Ziviler Luftschutz Dr. Ebeling K. G. 

Koblenz-Neuendorf Hochstraße 20 -29 
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ABC-Abwehr 

Beitrag zum Problem der Abwehr chemischer Kampfstoffe 

von Prof. Dr. E. Plötze, Freiburg i. Br. 

Inhaltsübersicht: 

I. Allgemeine Eigenschaften der C-Kampfstoffe 

2. Spezifisch physikalische Eigensdlafren der C-Kampfstoffe 

3. Spezifisdl chemisdle Eigenschaften der C-Kamp fstoffe 

4. Parhophysiologische Wirkun gen der C-Kampfsroffe 

S. Namweis und Abwehr von C-Kampfstoffen 

6. Folgerungen und Zusammenfassung 

Teilli' } 

3. Spezifisch chemische Eigenschaften der C-Kampfstoffe 

Die chemischen Eigenschaften der C-Kampfstoffe und ihre 
Toxizität sind durch die strukturelle Konstitution geg'eben . 
Der im folgenden zu behandelnde dritte Abschnitt des 
Beitrages "Spezifisch chemische Eigenschaften der C­
Kampfstoffe" sollte somit den wichtigsten Abschnitt er­
geben. Wie aber bereits im Teill I ausführlich beschrie­
ben, ist die Toxizität eines C-Kampfstoffes außer vom 
speziellen chemischen Molekelbau auch wesentlich von 
der "Applikation des Giftes" abhängig, das heißt davon, 
ob z. B. entweder ein makroskopischer Flüssigkeitstrop­
fen des Giftes auf die menschliche Haut oder ob etwa 
nach einer Ze rstäubung hochdisperse Kolloidteilchen des 
gleichen Giftes in gleicher Menge bis tief in den mensch­
lichen Respirationstrakt gelangen. Derartig unterschi,ed ­
liehe Applikationen können so wirkungsvoll sein wie Va ­
riationen in der chemischen Konsti~ut·ion von C-Kampf­
stoffen . In diesem Fall ist die Verfahrenstechnik also zu­
mindest eine konkurrierende Methode zur reinen ana ly­
tischen Chemie geworden, und es ist wichtig, diese Fest­
srellung den einzelnen Abschnitten - bezüglich ihrer 
Rangordnung - nochmals betont voranzustellen. -

Eine auch nur annähernd vollständige Systematik der Che­
mie der C-Kampfstoffe, d. h. struktureller Molekelbau und 
gesomte Reaktionsk1netik, kann in dem beschränkten 
Rahmen dieses Beitrages selbstverständlich nicht gebracht 
werden. Zur allgemeinen und umfassenden U n~errich~ung 
sei auf die bekannten che mischen Spezial-Lehrbücher, wie 
z. B. von M. Sartori " Die Chemie der Kampfstoffe"' }, 
von W. Perkow "Die Insektizide"'} und von K. H. Lohs 
"Synthetische GiHe"4}, verwiesen. Im folg·e nden können 
nur beispielhaft einige wenige chemische Eigenschaften 
auFgeführt werden, die aber für die Abwehrtechnik von 
besanderer Bedeutung sind. -

Aus der Reaktionskinetik der C-Kampfstoffe inreressieren 
im besonderen diejenigen Umsetzungen, die in dem ge­
gebenen Reaktionsraum - untere Atmosphäre und Erd­
boden a ls Begrenzungsfläche - mit chemischen Kompo­
nenten der Atmosphäre "natürlich" - d. h. ohne weiteres 
Zutun - ablaufen. Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, 
daß im ge nannten Reaktionsraum nach de m Ausbringen 
eines C-Kampfstoffes nicht etwa ein chemisch stationäres 

System, sondern wohl in den meisten Fällen ein chemisch 
ausgesprochen dynamisches System vorliegt. Wird be­
rücksichtigt, daß weiterhin in diesem Raum sich erstens 
Menschen bewegen und zweitens Geräte, Betriebsstoffe 
und Lebensmittel gelagert sind, so ergibt sich nach dieser 
rrimitiven Aufzählung folgende texHiche Gliederung : 

3.1 Chemische Reaktionen der C-Kampfstoffe mit 
Komponenten der Atmosphäre und Möglichkeiten 
ihrer Beeinflussung. 

3.2 Chemische Einwirkungen von C-Kampfstoffen auf 
Geräte, Betriebsstoffe und Lebensmittel - ein­
schließlich Wasser - und Möglichkeiten ih res 
Schutzes. 

Die Einwirrkungen der C-Kampfstoffe auf den mensch'li ­
ehen Organismus - ihre toxischen Wirkungen - wer­
den wegen ihrer ausschlaggebenden Bedeutung in einem 
gesonderten 4. Absch nitt des Beitrages (Teil IV) ausführ­
lich darrgeslellt. -

zu 3.1: 

Zum ersten Punkt der hier zu beschreibenden Reaktionskine­
tik sind chemische Umsetzungen zu zählen entweder zwi­
schen den als molekular- bzw. kolloid-dispers in der Atmo­
sphäre ausgebrachten C-Kampfstoffen oder zwischen den 
als makroskopische Tröpfchen auf die Erdbodenfläche 
sedimentierten C-Kampfstoffen jeweils mit den bei den 
nur ein z ig aktiven Komponenten der Atmosphäre, näm ­
lich Sauerstoff und Wasser. Anders formuliert : D'ie Wi­
dersrondsfähigkeit de r C-Ka mpfstoffe gegen die atmo­
sphärischen Einfl üsse interessiert, denn sie trägt zu der 
begrifflich bereits eingeführten "Verweilzeit" der C­
Kampfstoffe im Fre·ien bei - eine sowohl abwehr- wie 
angriffsseitig außerordenrtlich wichlige GI'öße der chemi ­
schen Kampfführung. -

Es ist nun einerseitJs festgestellt worden, daß sich fast alle 
C-Kampfstoffe gegenüber dem Luft-Sauerstoff weitge­
hend indifferent verhalten und deswegen entsprechende 
Reaktionen praktisch nicht berücksichtigt zu werden 
brauchen. Andererseits ergaben umfang reiche Versuchs­
reihen, daß seh r viele C-Ka mpfstoffe durch die Luft- bzw. 
Erdbodenfeuchte me ngenmäßig teilweise oder nahezu 
ganz und zeitl,ich langsam oder schnell chemisch zersetzt 
werden. Diese als "Hydro lyse" bezeichn eten Glerichge-
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wichtsreakt·ianen verlaufen noch dem allgemeinen 
Schema : 

Salz + Wasser 
-- Hydrolyse -~ .. 
+- Salzbildung __ Saure + Base. 

Die Bedeutung der Hydrolysen-Reaktionen liegt darin, 
daß sie in den wei,taus mei'sten Fälle·n zu toxisch unwi,rk­
samen Endsubstanzen fünren, somit "natürliche Ent,gif­
tungsreaktionen" darstellen. Im einzelnen möge die Hy­
drolyse an zwei typischen Beispielen beschrieben werden, 
und zwar on der von Lost und Sarin . -
Die Hydrolyse von S-Lost, einem halogenierten Alkyl­
sulfid - dem 2,2-Dichlordiäthylsulfid -, mit einer Was­
serlöslichkeit von 0,004 Moill bei 25° C, verläuft noch der 
Reaktionsgleichung : 

Statistik 1) erglibt sich für das Bundesgebiet eine mittlere 
Jahrestemperat·ur von + 8° C mit einem monatlichen mitt­
leren Schwankungsbereich von 8 ± 8° C und ferner eine 
mittlere relat,ive Jahresfeucht.igkeit von 80 % mit einem 
monatlichen mittleren Schwan.kungsbereich von 80 ± 
10 %. Aus der Tabelle I ist nun für die mittlere Jahres­
temperatur und für die mittlere relative Jahresfeuchhgkeit 
eine zugehörioge absolute Feuchtigkeit von 6,6 g/ml in 
6rdbodennähe zu entnehmen . Die für eine tödliche Wir­
kung (Expositionszeit 10 Minuten ) erforderliche C-Kampf­
stoff-Konzentration für in der Atmosphäre dispergierten 
Lost beträgt max. 150 mg/ml ') . Das Verhältnis der no­
tür'Mch gegebenen Wassermasse in Erdbodennähe zu der 
ausgebrachten Lostmasse beläuft sich somit auf : 

/ CH" - CH" - CI HOH / CH" - CH " - OH 

S + -. S + 2· HCI 

"'-CH - CH - CI HOH'- "'-CH - CH - OH 

6,6 : 0,15 = 44 : 1 (Wasser: Lost) 

und stöchiometrisch ist nur ein Verhältnis 
erforderlich von: 

. , :;! :! :! 

(159,1 + 2 . 18,0 = 122,2 + 2 . 36,4) Mol.Gew. 
0,25 : 1 (Wasser : Lost). 

Es entsteht über ein hier nlicht aufgeführtes Zwischenpro­
dukt das ebenfalls wasserlösliche, ober toxisch unwirk­
same Thiadiglykol - ein Dihydrodiäthylsulfid. -

Eine quantitat,iv ablaufende Hydrolysenreaktion von C­
Kampfstoffen setzt selbstverständl'ich ausr·eichende Was­
sermengen in der Atmosphäre bzw. auf dem Erdboden 
voraus. Die Frage, ob in der Atmosphäre die für stöch.io­
metrische Umsetzungen erforderlichen Wassermengen 
vorhanden sind, ist durch folgende Obe~legungen zu 
klären: 

Unter der obigen Reaktionsgleichung der Lost-Hydrolyse 
sind in der Klammer die Molgewichte der Summanden an­
geführt. Aus diesen Zahlenwerten ist zu entnehmen, daß 
für eine stöchiometrisch~ Umsetzung die Massen von 
Wasser zu Lost sich mil .destens wie 0,25 : 1 verholten 
müssen. In der folgenden Tabelfe I sind für die Atmo­
sphäre in unmittelbarer Erdbodennähe und einem Tem­
peraturbereich von -40° bis + 50° C erstens die Partial­
drucke des Wasserdamp~esi'n Torr, zweiten-s di,e maxi­
malen Feuchtigkeiten in g/ ml und dpittens die absoluten 
Feuchtigkeiten, letztere wenigstens für die hier interes­
sierenden drei re lativen Feuchtigkeiten von 70 %, 80 % 
und 90 %, eingetragen 5) '). Nach der meteorologischen 

Tabelle I : 
Absolute Feuchtigkeit in der Atmosphäre in Erdbodennähe für den 
Temperaturbereich -40° bis + 50° C bei relotiven Feuchtigkeiten um 
80 'I, ,) '). 

absolute Feuchtig-
Wasserdampf- mox. Temperatur keit (g /m» 

(0 Cl Parlioldruck Feuchtigkeit bei relativen 
(Torr) (g /m» 

- 40 

I 
0,09 0,12 

- 30 0,28 0,33 
- 20 

I 
0,77 0,88 

- 10 1,95 2,14 
0 4,6 4,8 

I + 8 11 8,0 1 8,3 
+ 16 

I 
13,6 13.6 

+ 20 17,5 17,3 
+ 30 

I 
31 ,8 30,3 

+ 40 55,3 
+ 50 92,S 

Bundesrepublik, mittlere Jahrestemperatur : 
mittlerer monatlicher Schwankungsbereich : 
mittlere relative Jahresfeuchtigkeit : 
mittlerer monatlicher Schwankungsbe reich : 

Feuchtigkeiten : 
70'1.80'10 90'10 

3,4 

1 5,8 
9.5 

+ 8° C 
± 8° C 

80 '10 
± 10'lo 'I. 

3.8 4,3 
1 6,6 I 7.5 
10,1 12,2 

Bei ausreichender Durchmischung der beiden Komponen ­
ten liegt also ein um Größenordnungen weit überzoge­
nes, abwehrseitig günstiges Massen-Verhältnis vor. Für 
weitere, speziell extreme Daten der A~mosphäre sind 
entsprechende Verhältn.iszohlen mit Hilfe der Tabelle I 
z u ermitteln und Einschränkunge'n der obigen Feststellun­
gen be,i extremer Va·riation der Temperatur oder der 
Lost-Konzentration ohne weiteres zu übersehen . -

Eine vollständigere Obersicnt über die natürl'ich gege­
bene Wassermasse in der Atmosphäre - nicht pro Vo­
lumeneinheit am Erdboden, sondern in einer Luftsäule 
vom Erdboden bis zu einer gewählten Höhe - ist mit 
HiHe einfacher rechnerischer Ansätze zu erhalten, und 
derartig ermittelte Zahlenwerte sind den von R. J. List , ) 
veröffentlichten und hier wiedergegebenen Abbildungen 
1 0 und 1 b zu entnehmen. In diesen beiden, nur verschie­
dene Bereiche umfassenden Nomogrammen sind auf den 
Horizontalen einmal die Temperaturen und ferner die 
Wasserhöhen alufgetrogen, die sich auf den Basi.sflächen 
einsteHen würden, wenn aus verschieden hohen Luftsäu ­
len - auf den Vertikalen aufgetragen und vom Erdboden 
bis zu einer Mililiharfläche oder bis zu ein'er i,n km an ­
gegebenen Höhe gerechnet - der jeweilig gesättigte 
Wasserdampf ausgefällt würde. Kurz formuliert, die 
Nomogramme geben die Höhen in inches des jeweils 
maximal "fällbaren Wassers" (precipitable water) aus 
definiert hohen Luftsäulen der Atmosphäre wieder. 

Mit Werten des Nomogromms sei nun die folgende Ober· 
schlagsrechnung durchgeführt : 

Wird von einer Luftsäule von 1,22 km Höhe ab Erdboden 
au,sgegangen und eine mittlere Temperatu'r von 20° C 
über diese Höhe angenommen, so würde auf der Basis­
fläche das maximal fällbore Wasser eine Höhe von 0,7 
inches (USA) = 1,8 cm ergeben . Aus einem Vol'umen mit 
der Basisfläche 1 km' und der Sävlenhöhe gleich 1,22 km 
ab Erdboden könnten somit 1,8 . 10'0 g = 1,8 ·10' t Was­
ser max . ausgefälH werden . Wiederum von der äußerst 
hohen Lost-Konzent~ation von 0,159 /m3 ausgegangen, 
würde die im gleichen Volumen gleichmäßig dicht aus­
gebrachte Lostmasse einen Betrag von 1,8 . 10' t errei­
chen. Wassermasse zu Lostmcrsse verhielten sich sodann 
wie 1,8 . 10' : 1,8 10' t, also noch weit ausreichend für 
stöchiometrische Umsetzungen, obwohl der Rechnung 
zugrunde Iliegt, daß die Wassermasse über die Höhe 
exponentie ll abl'limmt und die Lostmasse über die Höhe 
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konsront bleibt. Dies ist ein Rechen-Beispiel mit extre­
men Zahlenwerten, läßt aber deswegen recht demonstra ­
tiv die Größenordnungen der Gewichtsmassen bei der· 
artigen chemischen Umsetzungen in der Atmosphäre er­
kennen. -

Wie im letzt,en Abschnitt nachgewiesen, kann eine Hy­
drolysen-Reaktion und damit eine Ent'giftung, z. B. von 
S-Lost, in der unteren A~mosphäre ablaufen, da zumin­
dest zeitweise ausreichende Wassermengen für eine 
stöchiometrische Umsetzung in ihr vorhanden sind. Von 
größtem Interesse ist nun die Beantwortung der Frage 
nach der Reaktionsgeschwindigkeit der Hydrolyse, oder 
zunächst der umfassenderen Frage : In welcher Zeit erfolgt 
die natüdich ablaufende Ent9iftung ·in der Atmosphäre ? 
Folgende Begriffe sind hierfür wnächst zu klären : 

Ist die Entgiftungszeit verhältnismäßig kurz, so ist 
weitgehend die zeitliche Wirksamkeit des ( -Kampf­
stoffes gegeben durch den Wert seiner "Seßhafti'gkeit", 
ei,n Ausdruck, der nur physikalisch -chemische Konstanten 
einzig des C Kampfstoffes (Dampfdruck usw. ) enthält. Ist 
dagegen die Entgiftungszeit verhältnismäßig lang, so 
wird weitgehend zusätzlich z. B. die chemische Reak­
tion mit dem Wasserdampf der Atmosphäre mit ihrer 

V 
10 .. 

/.V / / / L L ' J.p5 
~ L .L. ....l:::::::: 

L V. ~ 

/ V V ,/ 
V lL V .L .L V 

lL L !..:!: 
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zugehärigen Reak tionsgeschwindigkerit bestimmend für 
die zeiHiche Wi·rksamkeit des (-Kampfstoffes sein . Diese 
letztere, sodann resultierende sogenannte " Verweilzeit" 
eines ( -Kampfstoffes tritt in diesem Fall an die Stelle 
des spezielleren Begriffs Seßhaftigkeit. Nichtbeachtung 
der Beg~iffsunterschiede kalnn zu falschen Auslegung'en 
von experimentellen Zahlenangaben führen . -

Die Geschwindigkeit einer chemischen Reaktion ist gege­
ben durch die in der Zeiteinheit hervorge,rufene Ande­
ru-ng der Stoffmenge, oder aber, wenn sie auf die Volu­
meneinheit bezogen wird, durch die in der Zeiteinhe it 
hervorgerufene Anderung der Konzentrati onen der Re­
aktionspartner. Im einzelnen versteht man unter der 
"Bild ungsgeschwindigkeit" (+ dCcntst./dt) die Geschwindig­
keit der Konzentrationszunahme der während der Reak­
tion entstehenden Stoffe und unter der analogen 
" Verbrauchsgeschwindigkeit" (- dCverschw/dt), d ie Ge­
schwindigkeit der Konzentrationsabnahme der zu Beginn 
der Reaktion vorhandenen und an der Reaktion teilneh­
menden Stoffe. -

Zunächst mögen nur homogene Gasreabionen, und zwar 
nur vollständig verlaufende, betrachtet werden bei 
denen also das Reaktionsgleichgewicht sehr weit.g~hend 
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auf der Se·ite de,r entstehenden Stoffe Iliegt. Nach van 't 
Hoff werden dahei drei typische Reaktionsordnungen 
unterschti1eden, und zwar monomolekulare, dimolekulare 
und trimolekulare, die ohne weitere Erläuterungen durch 
folgende verständliche Reaktionsschemata beschrieben 
werden : 

1. A -+ B + C + .. . monomolekulare Reaktion 

2. A + B -+ C + D + ... dimolekulare Reaktion 

3. A + A + A} 
A + A + B -+ C + D + ... trimolekulare Reaktion 
A + B + C 

Gemäß diesen Reaktionsschemata ist für die Auslösung 
e'inetr mon'omolekularen Reaktion nur erforderllich, daß 
die Molekein der Art A in "Reaktionsbereitschaft" gera­
ten, und somit hängt die Häufigkeit von derartigen Zer­
fällen nlicht von den Anwesenheiten bzw. Konzentratio­
nen anderer Molekelarten ab. Bei dimolekularen Reak­
tionen - und diese werden i'n vorliegenden Fällen die 
weitaus häufigsten sein - ist die ReaktionshäufIgkeit der 
Molekein keine ausreichende Vorbedingung, sondern es 
müssen zwischen den Molekein der Art A und B Stoß­
prozesse st<Qttfinden. T rimolekullare Reaktionen setzen 
entsprechend Dreierstöße voraus, die hier a'usgeschlossen 
werden können, da sie be,i C-Kampfstoffen vermutlich 
nicht auftreten. -

Die Grundgleichungen für Reaktionsgeschwindigkeiten 
homogener Gasreakt,ionen haben nun folgende mathe­
mati'sche FormlJl'ierung gefunden: 

Für eine monomolekulare Reaktion, bei der die Konzen ­
tration des Ausgangsstoffes mit CA in Mol/ l und die Kon ­
zenkation des gebildeten Reakt ionsproduktes zur Zeit 
t mit cx bezeichnet wi,rd, erg'ibt sich für die Bildungsge­
schwindigkeit der Ausdruck: 

dcx + dt ~ k t (c.\ - cx) 

und analog für die Verbrauchsgeschwindigkeit der Aus­
druck: 

d (CA - cx) 

dt 
k; (C\ - cx) . 

Die Reaktionsgeschwindigkeit ist allso zeiHich veränder­
lich, da CA - cx mit fortschreitender Rea,ktion abnimmt, 
und si,e nähert sich schließlich asymptotisch dem O-Wert. 
Der jeweirlig charakteris~ische Proportionalitätsfaktor k, 
wird als "Geschwindigkei tskonstante" beze ichnet. 

Im Falle einer dimolekularen Reak~ion ist die Reakt.i'ons­
geschwindi'gkeit proporHonal der Konzentration jeder 
der beteiligten Molekelarten. Wird die Anfangskonzen­
tration der weiteren Molekelart B mit CH bezeichnet, so 
gilt: 

dt + - = k2 (CA - cx ) (cn - cx l. 
dcx 

Die in der Meßtechnik allgemein angewandte integrierte 
Form der Geschwindigkeitsgleichungen lautet sodann : 

-k,· t Ordnung 1: Cx = CA . (1 - e ) (Zerfa,Hg'esetz) 
und 

Ordnung 2: cx 
(1 -k2· t ·(CA- CB) 

CA CI ; ' -e )_ 

( -k2' t . (CA - c8)) . 
CA - CI: ' e 

Alle bisheri'gen überlegungen komplizieren sich nicht we­
sent.lich, wenn nun anschol·ießend Reaktionssysteme auf­
geführt werden, in denen mehrere Reaktionen gleichzei­
tig abl'Oufen. Allgemein glilt der Satz, daß gleichzeitig 

ve.rlaufende Reaktionen sich gegenseitig nicht beeinflus­
sen, d. h. daß die einzelnen Geschwindigkeitsgleichun­
gen unveränder·t ihre Gültigkeit beha,lten, auch wenn 
andere und sogar miteinander reagierende Molekelarten 
anwesend sind. Von den insgesamt möglichen simu,ltan en 
Reaktionen, und zwar erstens " Entgegengesetzt verlau ­
fende Reaktionen", zweitens " Parallele Reaktionen" und 
drittens "Folge-Reaktionen", hat für das vorliegende 
Thema vorläufig nur die erste Gruppe praktische Bedeu­
t'ung. über die "entgegengesetzt verlaufende Reaktion " 
läßt sich folgende Formulierung geben : 

Existiert zu einer chemischen Reak tion eine ihr entgegen­
gesetzte von vergleichbarer Geschwindigke,it, so werden 
die Ausgangsstoffe der "Hin"-Reaktion zurückgebi,ldet, 
50 daß diese " Hin "-Reaktion durch Verbrauch nicht zum 
Stillstand gelangt. Infolge der "Rück"-Reakhion stellt sich 
ein dynamischer Gleichgewichtszustand ein . 

Betrachtet man nun ein dimolekulares, entgegengesetzt 
verlaufe,ndes Reaktionssystem, 50 lassen sich für die un­
gestörte Koexisten z der bei den ent.glegengesetzten Reak­
tionen - je nachdem ob von I,inks oder rechts gel,esen -
folgende Geschwindigkeitsgleichungen aufst.eH'en: 

dcx -+ 
dt = k . (c .\ - cx) 

+-
(c, : - cx) - k . c:-;,' bzw. 

dcy +- -+ 
- d- t- = k . (C( ' - c\" )' - k . c \"' . 

Du,rch Glelichsetzen bei der Gle,ichungen und Quotient'en­
bildung k/k erhält man das Massenwirkungsgesetz und 
schreibt dieses für ein dimolekulaores, entgegengesetzt 
ver l'aufendes Reaktionssystem in der Form : 

K,., (AB + CD ~ AD + BC). 

Nach dieser nur scheinbm breiten textlichen Darstellung 
einzelne·r Begriffe und Formulierungen über homogene 
Gasreakt,ionen ließen sich nun anschließend diese theo­
retischen überlegungen speziell auf das vorliegende Pro­
blem übertragen in der Hoffnung auf positive Fortschritte 
in der Abwehrtechnik. Dieses mit um 50 größerer Be­
reitschaft, als die primitive und veraltete Vorstellun'g 
über die chemische Kampfführung - s-ie bestünde im 
Abblasen von Giftgasen aus Druckflasche,n, im Verschie­
ßen von Gasgranaten, Schutz biete eine Gasmaske, alles 
Weitere geschehe ohne Wissen und Zutun - doch wohl 
ollgemei n als überholt angesehen wird. - Im Gegensatz 
zu den theoretischen Fortschritten in der Gaskinet,ik, die, 
wie im vorhergehenden Abschn,itt gezeigt, zu recht 
brauchbaren mathematischen Ansätzen führten, liegen 
für die hier interess-ier'enden chemischen Umsetzungen 
nahezu keine experimentellen Meßwerte vor - zumin­
dest sind sie nicht veröffentlicht -, so daß bedauer­
I'icherweise noch keine quantitativen Berechnungen auf 
di'esem Gebiet durchgeführt werden können. Eine Er­
klärung für di,ese bisherige Unterlassung kann vieHeicht 
darin gefunden werden, daß die ErmitHung der Rea k­
tionskonstanten experimentelle Schwierigke1iten bereitet, 
nicht in der Meßmethode, sondern ,im Meßaufwand, denn 
die Versuche müssen zur Ausschaltung von " Wandeffek ­
ten" in äußerst g.roßen VolLfmengefäßen durch~eführt 
werden. 

Um die tat,sächl,iche Bedeut,ung der Reaktionskonst,a'nren 
(kn- und Kc-Werte) und damit die Dring'l'ichkeit ihrer Er­
mittlung schärfer herauszustellen, mögen folgende Be­
merkungen, trotz kurzer Wiederholunge,n, noch ausge­
führt werden : 
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Finden in der Atmosphäre "einfache" chemische Reaktio­
nen ausgebrachter C-Kampfstoffe mit einer ihrer Kompo­
nenten, z. B. Wasser, statt - Wahrscheinlichke·it für der­
artige Vorgäng e ist fast immer gegeben -, so lassen 
sich aus den Geschwindigkeitsgleichungen mit ihren kn-

Werten Entgiftungszeiten ermitteln, selbstverständlich 
stets vorausgesetzt, daß die entstehenden Endprodukte 
toxisch unwirksam sind. 

Liegen unter analogen Verhältnissen "entgegengesetzt 
verlaufende" Reaktionen in der Atmosphäre vor, so er­
geben die Kenntnisse der Massenwirkungsgleichungen 
mit ihren K,,-Konstanten 
erstens: jeweilig das Verhältnis der beiden Geschwindig­
keitskonstanten k kund implicite die ausschlaggebenden 
Verweilzeiten der C-Kampfstoffe, 
zweitens: jeweilig implicite die unabänderlich verbleiben­
den Restkonzentrationen der C-Kampfstoffe, 
drittens: jewe,ilig implicite den erforderlichen Substanz­
aufwand für' Konzentrationsverschiebungen rn den 
Gleichgewichtsreaktionen. 
Erläuterungen zum ersten Punkt sind nicht mehr erfor­
derlich und zum zweiten und dritten Punkt wird folgen ­
des speziell für die S-Lost-Hydrolyse erwähnt: 

Als Gleichgewichtsreaktion gelangt die Hydrolysenreak­
tion von S-Lost für eine bestimmte Temperatur dann zu 
einem scheinba ren Stillstand, wenn der Quotient aus dem 
Pr'odukt der Konzentrationen der Endsubstanzen zu dem 
Produkt der Konzentrationen der Ausgangssubstanzen 
einen bestimmten, für die Reaktion' charakteris~ischen 
Wert K, .. 'I' erreicht hat. Die Gleichung des Massenwir­
kungsgesetzes speziell für S-Lost lautet: 

Da, wie bereits erwähnt, in der Literatur über Konzen­
trationsverhältnisse von Gleichgewichtszuständen von 
S-Lost - aber selbst auch über solche von moderneren 
C-Kampfstoffen wie z. B. Phosphorsäureester - keine 
Angaben existieren, so kann also nicht mitgeteilt werden, 
bis zu welcher minimalen Restkonzentration eine ausge­
brachte C-Kampfstoff-Konzentration in der Atmosphäre 
hydrolytisch abgebaut wird - dieser Wert ist aus der 
Gleichgewichtsgleichung zu berechnen - und infolge­
dessen, wieweit die nach Ablauf der Reaktion verblei ­
bende Rest-Kampfstoff-Konzentration noch über oder un­
ter der zuläs!ligen Toleranzkonzentration liegen könnte. 
- Weiterhin, quantitative Angaben zu den Gleichge­
wichtsgleichungen bilden die Grundlage für Oberlegun­
gen über die Möglichkeit, den Reaktionsablauf der Ent­
giftungen durch zusätzlich herbeigeführte Konzentra ­
tionsverschiebungen zu beeinflussen. Um Unklarheiten zu 
vermeiden, sei betont, daß selbstverständlich die Kr -

Werte konstant bleiben, andererseits aber Konzentra­
tionen einzelner Reaktionspartner verschoben werden 
können, aber stets nur derart, daß der Gesamtquotient 
der Gleichgewichtsgleichung unverändert bleibt. Im obi­
gen Beispiel der S-Lost-Hydrolyse muß gemäß dem Mas­
senwirkungsgesetz eine zusätzlich eingeleitete Neutrali­
sation der Säure eine weitere Konzentrationsemiedrigung 
von Lost und eine entsprechende weitere Konzentrations­
erhöhung von Thiodiglykol - zur Aufrechterhaltung des 
Gleichgewichtes - zur Folge haben. Dies führt zu einer 
gesteigerten hydrolytischen Spaltung, somit zu einer wir­
kungsvolleren und gegebenenfalls zu einer schnelleren 
Entgiftung. Obwohl im Falle der S-Lost-Hydrolyse noch 
der begünstigende Umstand vorliegt, daß die Konzen ­
trat,ion der Säure quadratisch in die Gleichung eingeht, 
so ist trotzdem anzunehmen, daß der für die Neutral'isa ­
tion der Säure erforderliche Laug eneinsatz mengenmäßig 

um eine Größenordnung größer als der primär " Lost-Ein ­
satz sein muß. Wenn hier nochmals an die eingangs ange­
führten Wassermassen zur Auslösung der Hydrolyse 
erinnert wird, so wird schon ohne weitere exakte quanti­
tative Kenntnisse die Vorstellung berechtigt sein, daß eine 
Steigerung der natürlich ablaufenden Entgiftungen durch 
zusätzlich aufgezwungene Konzentrationsverschiebungen 
wegen großen Aufwandes an Chemikalienmengen un­
zweckmäßig ist. Trotzdem ist es notwendig, daß man ex­
perimentelle Werte aus der Gaskinetik von C-Kampfstof­
fen ermittelt, um vielleicht in anderen Fällen günstigere 
Resultate zum vorliegenden Problem zu erzielen. 

Zusammenfassend möge wiederholt werden, daß ein Vo­
lumen der unteren Atmosphä re, in dem C-Kampfstoffe 
ausgebracht worden sind, sich auf "natürliche Weise" 
entgiftet, und zwa r in einer endlichen Zeit, die man zu­
nächst allgemein als "Entgiftungszeit" bezeichnet. Erfolgt 
einerseits diese Entgiftung nur auf Grund von Besonder­
heiten in den physikalisch -chemischen Konstanten alle,in 
der C-Kampfstoffe, so bezeichnet man die sich erge­
bende Entgiftungszeit leider mit "Seßhaftigkeit". Erfolgt 
andererseits die Entgiftung zusätzlich zum bereits Ange­
führten infolge sekundärer chemischer Reaktionen, und 
zwar durch sogenannte "einfache", aber im besonderen 
durch sogenannte "entgegengesetzt verlaufende Rea k­
tionen", so sind deren Reaktionsgeschwindigkeiten mitbe­
stimmend, und man bezeichnet die resultierende Ent­
giftungszeit als " Verweilzeit" . Jedoch - und das ist noch 
erwähnenswert - kann die Verweil zeit eines C-Kampf­
stoffes nochmals zusätz lich primitiv, aber praktisch recht 
wirkungsvoll beeinflußt werden, und zwar durch unter­
schiedliche mechanische Durchmischung der Reaktions­
partner. Zum Beispiel - als recht extremer Fall - würde 
sich die Entgiftungsreaktion zeitlich sehr stark verzögern, 
wenn der S-Lost grobdispers als makroskopische T röpf­
chen auf dem Erdboden abgeschieden und durch Boden­
erhebungen oder Bodenbewuchs vor Luftzirkulation ab­
geschirmt wäre. In der Literatur sind als " Hydrolysen­
geschwindigkeit" bezeichnete Zahlenangaben von S-Lost 
veröffentlicht worden ». Es wird unter anderem angege­
ben, daß nach Laboratoriumsversuchen mit vermutlich 
kleinen Mengen und kleinen Gefäßen bei einer Versuchs­
temperatur von 20° C nach einem Zeitintervall von 10 Mi ­
nuten 50 %, nach 30 Minuten 79 % und nach 60 Minuten 
85 % einer eingebrachten Lostmenge hydrolysiert seien. 
Demgegenüber muß darauf hingewiesen werden, daß 
nach Erfahrungen des 11. Weltkrieges größere Mengen 
von an der freien Luft an äußerst windgeschützten Orten 
gelagertem Lost sich über Zeiträlfme von selbst Jahren 
chemisch erhalten haben. Ein typisches Beispiel für Dis­
krepanzen bei unterschiedlichen und damit nicht voll­
stän dig erfaßten Versuchsparametern . Neue Versuchs­
werte über Verweil zeiten von C-Kampfstoffen einmal in 
der Atmosphäre mit unterschiedl'ichen Zustandsgrößen 
und zum anderen auf freiem Gelände bei unterschied­
lichen Durchmischungsgraden der Reaktionspart,ner $lind 
für die Abwehrtechnik unerläßlich. -

Bevor schließlich über die recht aufschlußreiche Hydro· 
Iyse von Sarin berichtet wird, möge noch der bereits im 
vorhergehenden Abschnitt erwähnte Fall besprochen wer­
den, daß nämlich der C-Kampfstoff in grobdisperse Teil­
chen zerstäubt wird, in kurzer Zeit auf den Erdboden se­
dimentiert und somit das Problem der Entgiftung einer 
ausgedehnten Bodenfläche auftritt. Die Hydrolyse ist 
infolge der Tropfenbildung stark verzögert. Um eine Ab­
kürzung der Verweilzeit des C-Kampfstoffes auf der 
Bodenfläche zu erreichen, ist die weitere Möglichkeit ge­
geben, daß von der "natürlich ablaufenden Ent'giftun,g" 
abgegangen und stattdessen eine " di,rekte chemische Um-
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setzung" des C-Kampfstoffes mit einem zugesetzten 
Reaktionspartner gewählt wird, deren Geschwindigkeits­
gleichung jetzt bestimmend für die Verweilzeit wird . 
Sehr kurze Verweilzeiten sind auf diese Weise selbstver­
ständlich zu erreichen, allerdings nur mit beträchFlichem 
Mengenaufwand an Chemikalien. Für diese Umse,tzungen 
muß nun eine Gruppe von chemischen Reak~ionen mil 
C-Kampfstoffen angeführt werden - Einwirkungen von 
Oxydations- und Reduktionsmitteln -, die zwar im be­
sonderen für Lost, aber auch entsprechend für andere 
C-Kampfstoffe Geltung haben. - Allgemein läßt sich 
S-Lost als Thioäther mit Oxydationsmitteln über das 
Sulfoxyd in das Sulfon überführen gemäß folgender 
Reaktionsgleichung : 

hungsweise innige Berührung der vergifteten Teile sorgt 
und nach mehrstündiger Einwirkung des Entgiftungsmittels 
sich durch spezifische analytische Reaktionen von der 
Vollständigkeit der Entgiftungsreaktionen überzeugt". -
Der Handelswert des Chlorkalkes richtet sich nach dem 
Prozentsatz des freiwerdenden Chlors bei Säurezusatz. 
Nach der angeführten Bruttoformel kann Chlorkalk etwa 
35 bis 39 Gewichtsprozente Chlor abgeben . Es ist verständ­
lich, daß reines Calciumhypochlorit (Ca(OCI )2), ein Salz 
der hypochlorigen Säure und technisch als "Losantin" be­
zeichnet, wegen einer weitaus höheren Chlorabgabe 
(70-80 %) für Entgiftungen zwar unwirtschaftlicher, da in 
der Herstellung teurer, aber in der Entgiftung wesentlich 
wirksamer als Chlorkalk ist. -

CH~ - CH~ - CI CH~ - CH~ - CI 
/ 0 / 

S -~ 0 = S 

'" '" CH2-CH2-CI CH~-CH~ -CI 

o CH~ -CH2 -CI 

o ~ / 
~ S 

,f-'" o CH2 -CH~ -CI 

Ebenfalls allgemein läßt sich S-Lost mit Chlor oder an ­
deren Halogenen in verschieden halogen'ierre Di -Alkyl ­
Sulfide überführen. Der Ablauf derartiger Reaktionen am 
S-Lost kann wirtschaftlich optimal mit dem bereits als 
" herkömmliches Entgiftungsmittel" bezeichneten "Chlor­
kalk" durchgeführt werden. Technischer Chlorkalk weist 
folgende Bruttoformel auf : 

3 . CaOCI~ . Ca(OHb . 5 . H20 

Er wirkt teils oxydierend und teils chlorierend, und es 
bilden sich eine Anzahl von Reaktionsprodukten , wie 
unterschiedlich chlorierte Sulfoxyde, Chloral, Chloroform, 
Salzsäure und Kohlendioxyd, wobei Einzelheif1en der 
ReakN'onen !"licht ei nmal bekannt sein dürften. Als prakt,i­
sche Erfahrung der Weltkriege grit, daß für eine aus­
reichende Entgiftung von Geländeflächen sich die er­
forderlichen Chlorkalkmengen auf 300--500 g/m2 belau­
fen. Um also eine Fläche von nur 1 km2 wirksam zu ent­
gift.en, wären 300-500 t Chlorkalk nOf1wendig, für deren 
Antransport allein 60 bis 100 Ladungen von 5 Tonner­
LKWs eingesetzt werden müßten. Nach dieser Uber­
schlagsrechnung und wenn dazu noch auf die riesige Pro­
duktionskapazität der modernen chemischen Großin­
dustrie hingewiesen wird, so ist sicherlich anzunehmen, daß 
eine vom Gegner gezielt verg'iftete größere Gelände­
fl äche auf keinen Fall beschleunigt zu entgiften ist, da der 
Ei nsa,tz von Chemika~ien mengenmäßig zu aufwendig und 
ein Versuch hierzu als völlig hoffnungsloses Vorhaben zu 
bezeichnen ist. Um jedoch Mißverständnisse zu vermei ­
den, sei betont, daß es andererseits vertretbar ist, klei­
nere, exponierte Flächen oder Wege mit diesem Mengen­
aufwand an Chlorkalk zu entgiften. -

Wird der Chlorkalk im besonderen zur Enj1giftung von 
Geräten benutzt, so sind fü r diesen Zweck Vorsch~iften 
bearbeitet worden. Nach einer textlichen Abfassung von 
K. H. Lohs 4) ist dabei folgendermaßen zu verfahren: "We­
sentlich ist in jedem Fall, daß man den möglichst hoch­
prozentigen Ch lorkalk in wässeriger Aufsch lemmung im 
Uberschuß anwendet, für kräftige Durchmischung bezie-

Ergänzend ist schließI.ich noch anzufügen, daß für Ent­
g,iftungen von Lost und anderen C-Kampfstoffen auch die 
Ch loramine in Betracht gezogen werden. Das Natriu m­
sa lz des p-Toluolsulfochloramids - bezeichnet als "Chlor­
amin 1" - reagiert mit S-Lost, und es bildet sich eine 
Additionsverbindung, bei der der II -wertige Schwefel in 
IV wertigen oxydiert wird und ein Reaktionsprod ukt mit 
einer Sulfimingruppe mit der folgenden Bruttoformel ent­
steht: 

CH:JO 
CH~ -CH~ - CI 

/ 
-SOo- N ~ S 

- '" 
CH2 -CH~ -CI 

Für die Auswah l an Entgiftungsmitteln, d. h. ob Chlorkalk, 
Hypochlorit oder Chloromin T zum Einsatz gelangen wird, 
ist vermutlich letz thin die Rohstoff- bzw. Fertigungsfrage 
entscheidend, denn es wird immer zu berücks'icht,igen 
sei n, daß außerordentliche Mengen an Entgiftungsmitteln 
benötigt werden. - Fortsetzung folgt 
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Allgemeines 

Das Für und Wider einer Kombination von unterirdischen 
Verkehrsanlagen mit Bevölkerungsschutz ist gerade in 
der letzten Zeit in der Offentlichkeit eingehend diskutiert 
worden . Es scheint daher sinnvoll zu sein, einmal die Er­
gebn isse objektiver Forschung darzulegen, die Konse­
quen zen aufzuzeigen, die sich aus den bisherigen Arbei ­
ten ergeben haben, und anhand einiger Be ispiele zu 
erläutern, welche Mäglichkeiten und Grenzen sich für 
eine Berücksichtigung des Bevölkerungsschutzes bei U­
Verkehrsanlagen ergeben. 
Was versteht man nun unter U-Verkehrsanlagen und der 
Berücksichtigung des Bevölkerungsschutzes ? 

Unter dem Begriff "U-Verkehrsanlagen" kann man zu ­
sammenfassen : 

Fußgängertunnel, 
U-Parkanlagen, 
U-Garagen, 
U-Straßenbahnan lagen, 
und hierin wiederum Tunnelstrecken und Bahnhöfe, 
U-Bahnanlagen mit ihren Tunnels und Bahnhöfen, 
Bundesbahntunnel 
und schließlich Straßentunnel. 

Soll eine Mehrzwecknutzung dieser Bauwerke erreicht 
werden, so sind sie so zu gestalten, daß sie im Ernstfalle 
Menschen Schutz bieten, im Frieden aber vollgültig die 
eigentliche Verkehrsfunktion erfüllen kännen. Eine U-Ver­
kehrsanlage ist keineswegs von vornherein eine Luft­
schutzanlage. Vielmehr sind erhebliche zusätzliche, bau­
liche und ausrüstungstechnische Maßnahmen erforderlich, 
die sich aus den besonderen Forderungen, die der Be­
välkerungsscflutz an ein Bauwerk stellt, ergeben. 

Grundsätzliche Abhängigkeiten 

Wovon ist also die Mäglichkeit der Luftschutznutzung 
eines U-Verkehrsbauwerkes abhängig? Bei einer genaue­
ren Betrachtung dieser Frage kann man etwa folgende 
Abhängigkeitsfaktoren besonders herausstellen: 

1. Die Abhängigkeit von der Art der Nut z u n g 
des unterirdischen Bauwerkes. Das heißt, es werden 
unterschiedliche Lösungen auftauchen, je nachdem ob es 
sich Z . B. lJm die LS-Nutzung einer Tiefgarage, einer 
U-Bahn, einer U-Straßenbahn oder eines Straßen­
tunnels handelt. 

2. Die Abhängigkeit von der K 0 n s t r u k t ion s f 0 r m. 
Da diese nun wiederum von verschiedenen Faktoren 
beeinflußt wird, muß man hier weitere Unterschei­
dungen treffen . Z. B. besteht bei U-Parkanlagen eine 

Abhäng igkeit zwischen Konstru ktionsform und Be ­
tri e b s w eis e. Nicht nur die Verkehrs-, sondern 
auch die Schutzbauwerke werden unterschiedlich aus­
fallen, je nachdem ob es sich Z . B. um ein mechani­
sches Parkbauwerk oder um eine Rampenanlage 
handelt. 

Andererseits ist bei unterirdischen Bauwerken des 
äffentlichen Verkehrs (U-Bahn und U-Straßenbahnan­
lagen) die Konstruktionsform abhängig von der Bau -
we i s e. Offene Baugrube, Schildvortrieb und berg ­
männischer Vortrieb werden unterschiedliche Voraus­
setzungen für die Berücksichtigung des Bevälkerungs­
schutzes bilden. 

3. Die Abhängigkeit von der Bau wer k s g r ö ß e. 
Es hat sich gezeigt, daß sehr große unterirdische 
Baukörper, Z. B. weite Bahnhofsanlagen, verhältnis­
mäßig schlechte Voraussetzungen für den Bevölke ­
rungsschutz mit sich bringen . Das Fassungsvermögen 
ist nämlich aufgrund von Bundesrichtlinien in Abhän­
gigkeit vom Schutzgrad begrenzt. In Mehrzweckbau ­
ten sollen nicht mehr als 1500 bis 2000 Personen in 
einem Schutzahschnitt untergebracht werden . Das ist 
bei sehr großen Baukörpern ohne Unterteilungsmög­
lichkeit schwer zu verwirklichen. 

4. Die Abhängigkeit von der Ti e f e n lag e. 
Hierzu muß man jedoch eine klei.ne Einschränkung 
machen. Es wird vielfach angenommen, ·daß eine 
gleichzeitige Benutzung für den Bevölkerungsschutz 
die U-Straßenbahn oder U-Bahnanlagen in eine so 
große Tiefe zwingt, daß sie für den Verkehr nicht 
mehr attraktiv sind. Diese Aussage ist nicht unbedingt 
richtig. Die Art der Luftschutznutzung ist zwar von 
der Tiefenlage abhängig, das bedeutet jedoch nicht, 
daß flachliegende U-Verkehrsbauwerke nicht für den 
Bevölkerungsschutz in Frage kommen. Vielmehr l iegt 
die Bedeutung der Tiefenlage darin, daß man bei 
flachliegenden Anlagen den Schutzgrad durch die 
Dicke der Be ton u m man tel u n g erreichen muß, 
während bei tieferliegenden U-Verkehrsanlagen die 
U be r d eck u n g die Höhe des Schutzgrades be­
stimmt. Beides hat Vor- und Nachteile. 

5. Die Abhängigke it vom Sc hut z g rad. 
Hier besteht eine sehr einschneidende Abhängigkeit, 
da die Höhe des Schutzgrades die Dicke der Umfas­
sungsbauteile bzw . die Tiefenlage der U-Verkehrs­
anlagen bestimmt. 

Der Schutzgrad ist heu~e festgelegt auf 

Schutz gegen Volltreffer unverdämmter herkömml i­
cher Sprengkörper auf die Abschlußdecke bis 250 kg 
Gewicht, 
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Luftstoßsicherheit bis 3 atü und entsprechende radio­
oktive Strahlung sowie 
Schutz gegen biologische und chemische Kampf­
stoffe. 

Bautechnisch bedeutet das für flachliegende Bau­
werke : 
Anordnung einer 1,90 m dicken Decke, 1,10 m dicker 
Wände und einer 1,0 m dicken Sohle. 

6. Die Abhängigkeit von der G r ö ß e n 0 r d nun g 
der Kom bin 0 t ion. 

Man kann verschiedene Größenordnungen der "Kom­
bination" unterscheiden. So gibt es z. B. eine Mehr­
zwecknutzung auf einer Fläche und in einer Ebene. 
Man kann darunter die völlige Integration des Ver­
kehrsbauwerkes und des Schutzbauwerkes verstehen . 
Es ist aber auch eine "Teilkombination" möglich, wo 
also einige Anlagen des Bevölkerungsschutzes (z. B. 
die ständigen Einrichtungen) seitlich, über oder unter 
dem Verkehrsbauwerk angeordnet werden. Die ge­
ringste Form der Kombination ist schließlich das Ne­
beneinander von Verkehr und Luftschutz, wo z. B. das 
Verkehrsbauwerk lediglich Zugang bzw. Flucht- und 
Rettungsweg zu einem Schutzbauwerk ist. Ober den 
letzten Fall braucht man an dieser Stelle nicht zu 
diskutieren. Er bringt naturgemäß keine Beeinflussung 
des Verkehrs mit sich und ist, wenn es die örtlichen 
Verhältnisse zulassen, leich t zu verwirklichen. Ober­
wiegend dürfte wohl die Teilkombination zur An ­
wendung kommen. 

Forderungen an Mehrzweckbauwerke 

Eine weitere Frage, die man beantworten muß, bevor 
man zu detaillierten Lösungen schreitet, lautet: 

Welche grundsätzlichen Forderungen sind an 
Mehrzweckbauwerke zu stellen? 

Hierzu können folgende Leitgedanken aufgestellt werden : 

1.) Die Lage an Verkehrsschwerpunkten : 
Offentliehe Schutzbauten sind nach den derzeitigen Vor­
stellungen des Bundes nur an Ballungspunkten des Ver­
kehrs zu errichten, weil sie nämlich nur den Menschen 
auf der Straße, nicht aber den Menschen im Haus oder 
im Betrieb schützen sollen. Aus dieser Forderung geht 
schon hervor, daß der Begriff der Mehrzweckbauwerke 
im Gesamtkomplex des Bevölkerungsschutzes nur ein 
relativ kleines, aber immerhin sehr wichtiges Gebiet ist. 
Durch Mehrzweckbauwerke kann das Gesamtproblem 
des Bevölkerungsschutzes nicht gelöst werden. Es besteht 
lediglich die Möglichkeit, die Gesamtsituation zu ver­
bessern und evtl. vorhandene gute Voraussetzungen zu 
nutzen. 

2.) Das Primat des Verkehrs : 
Es ist völlig selbstverständlich , daß die Luftschutzmaß­
nahmen den Verkehr nicht einschränken dürfen, da sonst 
die Friedensnutzung eines solchen Bauwerkes ausgeschal ­
tet und der Mehrzweck nicht erfüllt würde. Alle Planun­
gen sind auf diesen Gesichtspunkt abzustellen. 

3.) Die Größenordnung der Mehrkosten: 
Die durch den Luftschutz bedingten Mehrkosten (Roh ­
bau einschI. Ausrüstung mit Lüftung, Be- und Entwässe­
rung, Abschlüssen, elektrischen Anlagen usw.) sollen bei 
dem heute gültigen Schutzgrad die Größenordnung von 
1 500,- bis 2000,- DM pro geschützte Person nicht 
überschreiten. Das ist deshalb von Wichtigkeit, weil 
naturgemäß der Sc hut z wer t - nicht der Schutz­
g rad - eines Mehrzweckbauwerkes geringer ist, als 
der eines selbständigen Luftschutzba uwerkes. Das geht 
schon daraus hervor, daß z. B. bei letzte ren beliebig 
viele Zwischenwände angeordnet werden können, wo-

durch eine räumliche Aufteilung des gesamten Bauwerkes 
erreicht wird . Das alles ist bei Mehrzweckbauwerken sehr 
schwierig, oft sogar unmöglich. Daher ist der Schutz­
wer teines Einzelbauwerkes größer als der eines Mehr­
zweckbauwerkes. Die Konsequenz ist, daß Mehrzweck­
bauwerke nur dann sinnvoll sind, wenn sie Kostener­
sparnisse gegenüber einer getrennten Bauausführung er­
bringen. Diese Ersparnisse müssen aber na c h g e wie -
sen werden. Bei diesem Nachweis sind auch alle Ver­
luste zu berücksichtigen, die als Folge der LS-Nutzung 
eintreten. Das gilt z. B. besonders für U-Parkanlagen 
und die dort durch evtl. Parkplatzverluste bedingten finan 
zie llen Einbußen. 

4. ) Der Grad der Mehrzwecknu tzung : 

Es gehört zu den Grundforderungen, daß möglichst viele 
Teile des Bauwerkes dem Mehrzweck zugeführt werden 
sollen. Das bedeutet, daß nicht nur der Verkehrsraum im 
Ernstfall a ls Aufenthaltsraum für Menschen dient, son ­
dern daß z. B. auch die Lüftungsanlagen ei ner U-Park ­
anlage dem Friedenszweck und dem Schutzzweck zu­
geführt werden oder daß die To ilettenanlagen gleich­
zeitig als öffentliche Toiletten auszuweisen sind. Bei An ­
lagen des fließenden unterirdischen Verkehrs können oft 
auch die Pumpenanlagen und die Notstromaggregate 
dem Friedenszweck nutzbar gemacht werden. 

Spezielle Möglichkeiten der Kombination 

1.) U-Parkanlagen 

Grundsätzlich sind bei U-Parka nlagen zwei Möglichkei ­
ten der Kombination zu unterscheiden : 

Einmal eine kleinräumige Lösung, die darin bestehen 
kann, Lu f t s c hut z z ell e n am Außenrand eines Park ­
bauwerkes anzuordnen (Bild 1). Diese Zellenbauten kön­
nen luftstoß- und strahlungssicher hergestellt werden. Ihr 
Fassungsvermögen beträgt 150 Personen pro Zelle, das 
bedeutet im Hinblick auf die LS-Gesichtspunkte eine gute 
räumliche Aufgliederung und eine Dezentralisierung der 
Gefahrenpunkte. Ein ige Nachteile haben diese Bauten 
allerdings, wenn man sie in freie U-Parkanlagen ein ­
baut. Durch die Zwischenwände treten dann nämlich ge­
wisse Behinderungen des fließenden Verkehrs ein. Diese 
Einflußnahmen sind zwar nicht einschneidend, aber im­
merhin stören die Zellen auch die übersichtlichkeit einer 
U-Parkanlage. Ein weiterer Nachteil der Zellenlösung 
besteht darin, daß die vorderen Eingangsöffnungen für 
den Parkverkehr im Ernstfalle durch Stahlbetonfertigteile 
oder durch Tore obgeschlossen werden müssen. Da aber 
in jeder Schutzzelle 6 Einfohrtsöffnungen vorhanden sind, 
wird der Abschluß durch Tore aus wirtschaftlichen Er­
wägungen nicht zu verwirklichen sein . 

Die neuen Vorstellungen über die Nutzung von Tief­
garagen für den Bevölkerungsschutz gehen allerdings 
dahin, g roß r ä u m i ger e Lös u n gen anzustreben 
und ein Fassungsvermögen von etwa 1 500 Personen zu­
zulassen . Es ist verständlich, daß die Erhöhung des zu­
lässigen Fassungsvermögens Rückwirkungen für den Ver­
kehr mit sich bringt. So sind z. B. größenordnungsmäßig 
in einer solchen Anlage etwa 37 Abstellplätze in Schräg­
aufstellung unterzubringen . Das hat eine wichtige Konse­
quenz insofern, als sich eine g roß e U-Parkanlage, z. B. 
von 150 Abstellplätzen pro Etage, nur te i Iw eis e ver ­
b unk ern läßt. Eine solche Teilverbunkerung hat den 
Nachteil, daß man vielleicht der Bevölkerung gegenüber 
den Eindruck erweckt, Schutz im gesamten Park raum zu 
haben, während er in Wirklichkeit nur in Teilen des Bau­
werkes vorhanden ist. 

Im Hinblick auf die Verkehrsg es taltung in großräumigen 
luftschutz(Jenutzten U-Parkanlagen ist fo lgendes zu be­
merken: 
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Bild 1: Anordnung von LS·Zellen am Außenra nd einer fre izügig geslalteten U·Parkanlage 

0) Im Einbahnverkehr ist ein relativ guter Verkehrs· 
fluß ohne Störungen möglich. 

b) Es ist zweckmäßig, Fahrzeuge im Schutzbereich 
unter 450 aufzustellen. Der Vorteil dieser Aufstel ­
lungsart liegt darin, daß dann die Spannweite 
über die freie Fläche hinweg kleingehalten wird . 

Die ständigen Einrichtungen des Bevölkerungsschutzes 
(Maschinenräume, Filter, Toiletten, Waschanlagen, Vor­
ratsräume usw.) ordnet man zweckmäßigerweise an den 
Umfassungsbaute i len an. Dadurch stören sie den Ver­
keh rsablauf im Bauwerk nicht. Es muß aber betont wer­
den, daß für die Nebeneinrichtungen, die aus der Forde · 
rung des Bevölkerungsschutzes resultieren , ein erheblicher 
zusätzlicher Raumbedarf erforderlich wird. Das Verhältnis 
des Grundflächenbedarfs von Nebeneinrichtungen zu Auf­
enthalts- = Verkehrsräumen kann etwa 0,5 : 1 bis etwa 
1 : 1 betragen . Daraus geht hervor, daß es sowohl für 
die Kosten als auch für die Beeinflussung des Verkehrs 
wichtig ist, ob es die örtlichen Gegebenheiten zulassen, 
die ständigen Einrichtungen des Bevölkerungsschutzes 
nach außen aus dem Parkbauwerk herauszulegen oder 
ob man sie im Parkbauwerk selbst unterbringen muß. 
Aus dem genannten Grundflächenbedarf für Nebenein­
richtungen geht hervor, daß erheb liche Parkplatzverlusre 
eintreten, wenn man sie im Parkbauwerk selbst unter­
bringen muß. Bei einer Ermittlung und vergleichenden Be­
trachtung der Kosten und Mehrkosten sind auch derar­
tige Verluste zu berücksichtigen. 

Die aufgezeigten Probleme bei der Unterbringung der 
Nebenanlagen führen noch zu einer anderen Lösungs­
möglichkeit der zweigeschossigen Ausbildung einer LS­
genutzten Tiefgarage (Birld 2). Im Obergeschoß findet die 
Verkehrsnutzung statt. 

Eine Störung des Verkehrsablaufs durch Einbauten wird 
vermieden. Im Ernstfall dient das Obergeschoß dem Auf­
enthalt von Personen . Im zweiten Tiefgeschoß - also ge­
trennt vom Verkehrsraum - werden alle ständigen Ein -

richtungen des Bevölkerungsschutzes untergebrach t. Da­
mit läßt sich ein Flächenverhältnis von 1 : 1 (Aufenthalts­
flächen zu ständigen Einrichtungen ) ohne Parkplatzver· 
luste leicht verwirklichen. Es handelt sich also auch hier 
wiederum um eine "Teilkombination", wobei alle LS­
Nebenanlagen u n te r dem geschützten Bereich des 
Verkehrsraumes angeordnet werden. Zur Zeit werden 
vergleichende Kostenuntersuchungen darüber angestellt, 
ob die eingeschossige Lösung mit seitlicher Erweiterung 
oder die zweigeschossige Lösung billiger ist. Die Ergeb­
nisse werden in Kürze vorliegen . 

Abgeschlossen sind auch noch nicht die Untersuchungen 
über die Möglichkeiten einer voll 5 t ä n d i gen Mehr­
zweck nutzung von Be · und Entlüftungsanlagen. Es wer· 
den näml ich im Normalfall für die Lüftung der Garage 
große Luftmengen mit kleinem Druck benötigt, während im 
Luftschutzfall kleine Luftmengen mit größerem Druck (Sand­
fliter! ) erforderlich sind. Das bringt erhebliche maschi­
nentechnische Probleme mit sich, die zu einer Trennung 
der Maschinenaggregate für Normal - und Schutzbelüf­
tung führen können . Derartige Gedanken sind auch be ­
reits in den Richtl inien für die Be - und Entlüftung von 
Schutzbunkern des Bundesministeriums für Wohnungs­
wesen, Städtebau und Raumordnung berücksichtigt. 

Zum Abschluß des Problemkreises " Tiefgaragen mit Be­
völkerungsschutz" soll noch ein Beispiel für einen Kosten · 
vergleich aufgezeigt werden, aus dem sich die Größen· 
ordnungen der Kosten und Mehrkosten ersehen lassen : 

Nehmen wir einmal an, eine U-Parkanlag·e mit insge. 
samt 37 Parkplätzen (= 1 500 Personen Fassungsver­
mögen) soll verbunkert werden . Setzt man dabei vor­
aus, daß der Schutzgrad entsprechen,d den heute 
gültigen "Richtwerten für Mehrzweckbauten" ausge­
legt werden soll (Volltreffersicherheit der Abschluß­
decken gegen 250 kg unverdämmte herkömmliche 
Sprengkörper, 3 atü Druckresisten z und entsprechende 
radioaktive Strahlung; biologische und chemische 
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Bild 2: Zweigeschossige Lösung bei der LS· Nutzung einer Tiefgarag e (Die Dicke der Umfassungsbouteile e ntspricht nicht mehr den neu en 
Vorstellungen der Bundesrich tlin ien). Fassungsvermögen: co. 2 ()()() Per so nen . Pa rkp lötze im Schutzbau : 50 

Kampfstoffe) und daß Parkplatzverluste durch die 
ständigen Einrichtungen zu vermeiden sind, so kann 
man folgenden Zahlenvergleich anstellen : 

Kosten des Friedensba uwerkes : 
ca. 15000,- DM/Abstellplatz 
37 x 15000,- = 555000,- DM 

Meh rk osten durch den Bevälkerungsschutz : 
ca . 1 700,- DM/geschützte Person 
1 500 x 1 700 = 2550 000,- DM 

Gesamtkosten der Tiefgarage mit Bevölkerungsschutz : 
2 550 000,- + 555000,- = 3 105000,- DM 

Einheitspreis : 
3105000,-

37 = 84000,- DM/Abstell platz 

Durch di,e Luftschutznutzung der Ti'efgarage tritt also eine 
etwa 5,5 - f ach e Erhöhung der Einheitskosren ein . 
Der obige Zahlenvergleich ist jedoch noch nicht zu Ende 
durchdacht. Es fehlen nämlich die Verhältniszahlen zu 
einer g e t ren nt e n Ausführung entsprechender Bau­
werke für U-Verkehr und Bevölkerungsschutz : 
Ohne Kombination hätte man pro geschützte Person bei 
dem genannten Schutzgrad etwa 24000,- DM aufwen­
den müssen . Damit ergibt sich folgender Kostenvergleich : 

Kosten des Verkehrsbauwerkes : 
37 x 15 000,- = 555000,- DM 

Kosten des Schutzbauwerkes : 
1 500 x 2 400 = 3600 000,- DM 

Gesamtkosten fü r beide Bauwerke: 
555000,- + 3600000,- = 4 155 000,- DM 

Man erkennt, daß trotz der genannt'en 5,5·fachen Kosten · 
steigerung beim Ausbau ei,ner Tiefgarage für den Be­
völkerungsschutz eine erhebliche Kostenersparnis gegen­
über einer getrennten Bauausführung eintritt. Bei dem 
genannten Beispiel beträgt die Ersparnis rd . 1 Mio. DM, 
das sind etwa 25 % der Gesamtkosten . 

2.) U-Straßenbahn- und U-Bahnanlage n : 

2.1 Hai te s tel I e n bau wer k e 
Wie bereits einleitend dargelegt, muß man bei der Be­
urteilung der LS-Möglichkeiten bei Anlagen des fließen­
den U-Verkehrs eine Unterscheidung besonders nach der 
Bauweise treffen, in der diese Anlagen errichtet werden 
sollen. Offene Baugrube, Schildvortrieb oder bergmän­
nischer Vortrieb führen zu sehr unterschiedlichen Bau­
körpern, denen jeweils die Maßnahmen für den Bevöl ­
kerungsscloutz zu entsprechen haben. Für die einzelnen 
Formen können etwa folgende Möglichkeiten aufgezeigt 
werden : 

2.11 Hai te s te II e n i n 0 f f e n erB a u g ru be : 
Hierzu sind zunächst einige Beispiele aus einer For­
schungsarbeit von Interesse, die im Auftrage des Innen­
ministers des Landes Nordrhein-Westfalen in Essen durch ­
geführt wurde. Es handelt sich um eine U-Straßenbahn­
haltestelle am Bismarckplatz in Essen (Bild 3). Sie ist 
allerdings in gewisser Weise ein Sonderfall, da sich 
oberhalb des Haltestellenbauwerkes in der ersten Tief­
ebene der Ruhrschnellwegtunne l befindet. Daraus er.gibt 
sich fo lgende Lösungskonzeption : 



Bild 3: Halleslelle Bismarckplalz 
in Essen (Grund riß und Schnitte) 
mit LS-Nunung ~-
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Die ständigen Einrichtungen des Bevölkerungsschutzes 
wi e z. B. Maschinenräume, Filte ranlagen, Lüftungsan­
lagen, Vorratsräume, Toiletten und Waschräume kön­
nen nicht im Verkehrsweg selbst untergebracht werden, 
da sie dann den Verkehrsablauf unmöglich machen 
würden. Daher sind sie in dem aufgezeigten Beispiel 
sei tl ich herausgezogen. Bei dem Bauwerk in Essen 
war das sehr leicht dadurch zu verwirklichen, daß man 
die Wände des Ruhrschnellwegtunnels nach unten ver­
tiefte und dann in den so entstehenden Außen räumen 
die ständigen LS-Einrichtungen unterbrachte. Bei U-Stra­
ßenbahn- oder U-Bahnanlagen ist das seitliche Her­
auslegen der LS-Einrichtungen nicht so raumbeanspru­
chend wie bei U·Parkanlagen, da die Haltestellenbau­
werke aus verkehrlichen Gründen verhältnismäßig hoch 
sein müssen. Dadurch können im Bereich der Neben­
anlagen zwei Geschosse angeordnet werden , womit 
sich die Grundflächenverhältnisse erheblich verbessern. 
Der Bahnsteig- und Verkehrsraum ist somit im Ernst· 
falle Aufenthaltsraum, die Nebeneinrichtungen liegen 
sei~lich. Auch im Grundriß ist diese Anordnung vorteil­
haft, da keine Behinderung des Verkehrsflusses ein­
tritt. Lediglich die Zugänge müssen im Ernstfall durch 
Tore abgeschlossen werden . Den Personen wird dann 
durch Umgehungsschleusen der Zutritt zum Schutzba'u­
werk enmöglicht. Die Schleusen führen durch ihre seit­
liche Lage zu keiner Behinderung der Friedensnutzung. 

Zu den Kosten und Mehrkosten, die bei der LS-Nutzung 
einer solchen U-Straßenbahnhaltestelle eintreten, kann 
man folgendes bemerken : 

Eine normale zweigleisige Haltestelle von 90 m Länge 
mit Außen bahnsteigen hat etwa ein Fassungsvermögen 
von 2050 Personen. Die Mehrkosten belaufen sich bei 
dem benannten Schutzg rad auf etwa 1 750,- DM/ge­
schütz~e Person . Die Haltestelle in Essen kostet ohne 
Luftschutz insgesamt 4,8 Mio. DM. Bei dem genannten 
Fassungsvermögen treten Mehrkosten von insgesamt 
3,6 Mio. DM ein. Hiermit wird deutlich, daß die zu­
sätzlichen LS-Kosten etwa 75 % der Kosten des Ver­
kehrsbauwerkes ausmachen. Die Endsumme ist also 
das 1,75-fache der ursprünglichen Kosten im Vergleich 
zu den erwähnten 5,5-fachen Kosten bei Tiefgaragen . 
Die Ersparnis pro geschützte Person bewegt sich aber 
etwa in der gleichen Größenordnung. 

2.12 Hai t e 5 tel I e n I m S chi I d vor tri e b 

Mit Untersuchunge.n an einem Objekt in Hamburg wird 
begonnen, wo zwei Haltestellen im Schildvortrieb aufge­
fahren werden. Auch hier soll geprüft werden, ob sich 
derartige Bauwerke zu einer gleichzeitigen Nutzung für 
den Bevölkerungsschutz eignen . Schon eine verhältnis­
mäßig flüchtige Betrachtung zeigt, daß man es hier mit 
einer völlig neuen Kategorie von Verkehrsbauwerken zu 
tun hat, die eigene Gesetzmäßi'gkeiten aufweisen : 

a) Der Schutzgrad wind bei tiefliegenden, im Schildvor­
trieb aufgefahrenen Bauwerken durch die Uberdek 
kung bewirkt, d. h. Wandverstärkungen entfallen. So­
mit ist es jewei,ls von den örtlichen Verhältnissen, und 
zwar von der Höhe der Uberdeckung und der Art 
des Uberdeckungsmaterials abhängig, welcher Schutz­
grad vorliegt. 

b) Ein Problem besonderer Art besteht darin, ,daß ein 
im Schildvortrieb gebauter Tunnel eine Gliederkette 
ist, einzelne Tübbingsegmente sind aneinandergesetzt. 
Die Verhaltensweise einer derartigen Gliederkette bei 
hohen dynamischen Belastungen, wie sie z. B. durch 
Waffenwirkungen auftreten, ist noch nicht endgültig 
geklärt. Statisch wird es zwar nicht besonders schwie­
rig sein, die Kräfte aus dem Erdstoß aufzun·ehmen. 

Vielmehr ko nzentrie rt sich das Problem der LS-Nut­
zung eines solchen Tunnels auf die Stoßfugen . W enn 
sich der Tunnel versetzt, kann die Dichtung heraus­
fallen, wodurch bei Lage im Grundwasser Gefahren 
für die Menschen entstehen . Zu diesem Problem si nd 
noch Uberlegungen notwendi g, die darauf hinzielen, 
Tübbingformen zu konstruieren, die ein Herausfal len 
der Dichtung bei Verschiebungen der Röhre verhin­
dern. 

c) Vorteilhaft für den Bevölkerungsschutz ist bei einer 
im Schildvortrieb gebauten Haltestelle, daß z w e i 
Bahnsteigröhren gebaut werden . Hierdurch tritt eine 
bessere räumliche Gliederung ein . Jede der etwa 
120 m langen Tunnelröhren kann ein Fassungsvermögen 
bis zu 1 500 Personen haben. 

d) Das größte Problem bei der LS-Nutzung von Schild­
tunneln ist die Unterbringung der Nebeneinrichtungen . 
Jeder, der sich schon ei nmal mit dem Problem des 
Schildvortriebs auseinandergesetzt hat, weiß, daß die 
Tunnelabmessungen immer auf Mindestmaße abge­
stellt sind. 

Jede Ausweitung des kreisförmigen Tunnels bedeutet 
eine erhebliche Erhöhung der Kosten . Man hat bei U­
Bahntunneln aufgrund von Untersuchungen festgestellt, 
daß 1 cm Vergrößerung des Tunneldurchmessers zu 
Mehrkosten von ca . 100000,- DM pro km führt. 

Zum Auffahren eines Schildtunnels ist aber zusätzlich 
der Bau vertikaler Schächte erforderlich. Sie dienen 
dem Zusammenbau des Schildkörpers, dem Ansatz des 
Vortriebs und dem Materialtransport. In diesen vertika­
len Schächten liegen aber auch gleichzeitig die besten 
Möglichkeiten zur Unterbringung der ständigen LS­
Einrichtungen. Man kann nämlich den Haltestellen · 
raum selbst im Ernstfall als Au fe ntha lts raum nutzen, 
und zwar infolg e der Tiefenlage ohne wesentlich e 
zusätzliche bauliche Maßnahmen. Dabei muß aller­
dings vorausgesetzt werden, daß die aufgezeigten 
Bedenken bezüglich der Gliederkette ausg·eschaltet 
werden können . Die LS-N ebenei nrichtungen kann 
man dann in d ie vertika len Schächte verweisen. Dazu 
ist es erforderlich, diese etwas auszuweiten, da sie 
norm alerweise nur sehr klein zu sei n brauchen . Be i 
U-Bahnen werden sie meist gleichzeitig als Lüftungs­
schächte benutzt. 

Diese Erörterungen ze igen deutlich, daß man auch bei 
der LS-Nutzu-ng von Schildtunneln wieder zu einer te i l ­
we i sen Aufgliederung der verschiedenartig,en Bau­
werksfunktionen kommt. Aber man erkennt auch, wo die 
Vorteile der Kombination bei derartigen Bauwerken 
liegen : 

Man bekommt nämlich praktisch vom Verkehr her die 
tiefliegende Haltestellenröhre geschenkt und man muß 
für den Bevölkerungsschutz nur zusätzlich die Vertikal ­
schächte erweitern, wobei diese der Friedensnutzung in ­
sofern noch zugute kommen, als sie gleichzeitig für die 
Lüftung verwandt werden können. Bei derartigen Halte­
stellen kann es außerdem zweckmäßig sein, auch die 
Fußgängerpassage = Schalterhalle in die LS-Nutzung 
einzubeziellen, da die Anordnung von Abschlußtoren und 
Schleusen om Fuße einer Rolltreppenanlage Schwierig ­
keiten macht (Bild 4). Sie würden dort immer den Verkehr 
behindern . 

Die Probleme der LS-Nutzung von im Schildvortrieb ge­
bauten Haltestellen und Tunneln sind noch längst nicht 
endgültig gelöst. Auch die Untersuchungen in Hamburg 
stehen erst am Anfang . Deshalb können zu dem Gesag­
ten auch noch keine Kostenvorstellungen entwickelt 
werden. 
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Bild 4 : 
Caisson und LS-genutzte 
Fußgänger passage am End e 
einer im Sch ildvortrieb 
gebauten U· Bahnhaltestelie . 

I 
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2.13 Hai te s tel I e n i m b erg m ä n n i s ehe n 
Vortrieb : 

Sc n . ... , .. 

Bei den in den deutschen Großstädten vorliegenden geo­
logischen Verhältnissen sind im bergmännischen Vortrieb 
gebaute Haltesf1ellen selten. Eine Untersuchung hierzu 
wurde bisher noch nicht durchgeführt. 

2.2 U - S t r a ß e n b ahn - b z w. U - B ahn tun n e I : 

Um zu einer vollständigen Obersicht über die Möglich­
keiten von LS-Maßnahmen bei U-Verkehrsanlagen zu 
kommen, müssen auch die Tunnelstrecken von U-Bahnen 
und U-Straßenbahnen einer genauen Untersuchung un­
terzogen werden . Auch hier ist die Unterscheidung nach 
der Bauweise (offene Baugrube, Schildvortrieb, bergmän­
nischer Vortrieb) wicht ig. 

2.21 Tun n eis t r eck e n i n 0 f f e n erB a u g r u b e : 

Tunnelstrecken, die mit Verfahren in offener Baugrube 
gebaut werden, haben meist einen rechteckigen ein- oder 
zweigleisigen Querschnitt. Alle Abmessungen sind auf 
Mindestmaße abgestellt. Im Grundriß folgen di·ese Ver­
kehrstunnel den Straßenzügen einer Stadt. Die Spann­
weiten der Decken liegen bei eingleisigen Profilen etwa 
bei 4,0 m bis 4,5 m und bei zweigleisigen Querschnitten 
ohne Mittelstütze bei 8,0 m bis 9,0 m je nach den Ab­
messungen der Fahrzeuge und der Linienführung im 
Grundriß (Gerade - Kurve). 

Die Möglichkeiten für eine LS-Nutzung derartiger Tunnel ­
strecken können anschaulich an einem geplanten zwei­
gleisigen Bundesbahntunnel in München dargelegt wer­
den. Vorgeschlagen wird hier eine zweigeschossige Lö­
sung (Bild 5). Das Untergeschoß ist das Verkehrsgeschoß, 
das im Ernstfall für den Personenaufenthalt ausgewiesen 
wird . Darüberliegend ist ein zusätzliches Geschoß für 

/.. 

ständige LS-Einrichtungen untergebracht. Diese Lösung 
trägt wiedemm den genannten Flächenverhältnissen 
Rechnung . 
Die Vorteile dieser zwe igeschossigen Anordnung kön­
nen folgendermaßen zusammengefaßt werden : 

a) Zur Herstellung des Obergeschosses braucht die Bau­
grube nicht erweitert zu werden . Die vorhanden·e Bau­
grubenumschließung kann auch für den Bau des LS­
Geschosses beibehalten werden . Ebenfalls ist eine 
eigene Grundwasserhaltung nicht erforderlich . Auch 
sie ist bereits zur Herstellung des Verkehrsbauwerkes 
vorhanden. 

b) Die Versorgungsleitungen brauchen nur einmal ver­
legt zu werden, d. h. für das Schutzbauwerk ist prak­
tisch keine zusätzliche Verlegung mehr nötig. 

c) Die baulichen LS-Maßnahmen erstrecken sich aus­
schließlich auf die Erstellung des Obergeschosses und 
auf die Verstärkung der Umfassungsbauteile. 

d) Die Vermeidung von Baugrubenerweiterungen hat 
einen wichtigen Vorte il im Hinblick auf die beengten 
Verhältnisse in unseren Städten. Die Straßenzüge sind 
in den meisten Fällen so schmal, daß jede seitliche 
Ausweitung außerordentlich problematisch, wenn nicht 
gar unmöglich ist. 

e) Im Hinblick auf den Schutzgrad des Bauwerkes wirkt 
sich die zweigeschossige Lösung insofern vorteilhaft 
aus, als die Sicherheit bei Trefferwirkung herkömm­
licher Waffen erhöht wird. 

f) Die zweigeschossige Lösung vermeidet Behinderun­
gen des Verkehrs, da das Untergeschoß von Einbau­
ten völlig frei bleibt. Lediglich an einigen Stellen wer­
den Unterteilungen durch Tore vorgenommen, die 
aber keine Störungen mit sich bringen. 
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PRINZI P OER LS - NUTZUNG EINES FLACHLI EGENDEN 

FAHRTUNNELS DER U-STRASSENBAHN Qill!g 

TIEFERLEGUNG DER SCHIENENOBERKANTE 

nicht ~schützte Haltestelle der U-Straßen- geschütztt!r Fahrtunnel 
bahn mit Fußgängerpassage der U - Straßenbahn 
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Bild 5: Prinzip der zweigesehossigen LS-Nutzung eines floehli egenden Fahrlunnels der U-Stroßenbohn ohne Tieferlegu ng der Schienenoberkanle. 

Aus dieser kurzen Darstellung werden nicht nur di,e Vor­
teile der zwe,igeschossi'gen Lösung ersichtilich, sondern 
auch grundsätzlich die bautechnischen Vorteile einer 
Luftschutznutzung von Tunnelstrecken des fließenden U­
Verkehrs. Im Gegensatz zu den bisher erwähnten ande­
ren Anlagen ist es hier leicht möglich, durch Abschot­
tungen eine Längsaufteilung des Raumes zu erreichen. 
Das ist. z. B. bei U-Parkanlagen wesentlich schwieriger. 
Die Forderung nach einem Fassungsvermögen von 1 000 
bis 1 SOO Personen läßt sich also vid leichter erfüllen. 
Entscheidende Vorteile liegen außerdem in der ständigen 
Betriebsbereitschaft (kein Herausschaffen von Fahrzeu­
gen wie bei Tiefgaragen) und im völlig.en Fortfal,1 von 
Verkeh rsbehinderungen . 

Es gibt natürlich auch bei Verkehrstunneln die Möglich­
keit, die LS-Nebeneinrichtungen seitlich herauszulegen. 
Diese Lösung bringt jedoch Nachteile gegenüber dem 
zweigeschossigen Vorschlag mit sich. Sie liegen beson­
ders in der schwierigen Einpassung in die Straßenver­
hältnisse einer Stadt, die meistens eine seitliche Auswei ­
tung der Baugrube nicht gestatten, und in den durch die 
Vergrößerung von Baukörper und Baugrube erhöhten 
Kosten begründet. Aber in manchen Fällen bleibt infolge 
örtlicher Gegebenheiten (z. B. über dem Verkehrsweg 
liegende Bauwerke) keine andere Möglichkeit zur Unter­
bringung der ständigen LS ·Einrichtungen. 

3. Straßentunnel 

Die Luftschutznutzung von Straßentunneln ist aus den 
verschiedensten Gründen ein schwieriges Kapitel. Wir 
haben 'bisher nur ein solches Bauwerk untersucht, näm­
lich den Ruhrschnellwegtunnel in Essen . Es hat sich dort 
herausgestellt, daß der flachl'iegende Straßentunnel des 
Ruhrschnellweges nicht für eine direkte Luftschutznutzung 
geeignet ist, d. h. der Straßentunn.el kann im Ernstfall 
kein Aufenthaltsra'um für Menschen werden. Das läßt 
sich folgendermaßen begründen: 

a) Die zweispurigen Richtungsfahrbahnen ergeben zu­
sammen mit den Sicherheitsstreifen Spannweiten von 
etwa 10,50 m. 

b) Der große Raum des Tunnels ist durch Einbauten nicht 
zu unterte,ilen. Tausende Menschen wären daher i n 
einem Raum untergebracht. 

c) Die Kräfte aus den Waffenwirkungen sind über 
große Spannweiten abzutragen . Das ist zumindest 
kostspielig. 

d) Derartige "Unterpflasterstraßentunnel" werden in of­
fener Baugrube gebaut. Sie füllen meist die ganze 
Breite der Straße aus, in denen sie errichtet werden . 
Seitliche Ausweitungen zur Unterbringung der stän­
digen Einrichtungen sind daher schwierig, wenn nicht 
sogar unmöglich. 

Die Schwierigkeiten der unmittelbaren Nutzung eines sol ­
chen Tunnels als Schutzraum sind damit deutlich gekenn­
zeichnet. Er kann jedoch eine indirekte LS-Funktioon a,ls 
Zugang, Flucht- oder Rettungsweg zu seitlich I'iegenden 
Schutzbauwerken übernehmen. 

Obwohl wir andere Straßentunnel noch nicht untersucht 
haben, kann man zu dem Gesamtproblem etwa folgen­
des sagen: 

Flachli'egende Stlraßen~unnel wi·e der Ruhrschnellweg in 
Ess,en eignen s,ich nicht zu einer direkten Luftschutznut­
zung. Es sollte untersucht werden, ob nicht bergmän­
nisch gebaute Straßentunnel, die z. B. einen Höhen­
rücken durchfahren, für eine gle'ichzeitige Luftschutz­
nutzung geeignet sind. Als Beispiel kann an den Wa­
genburgtunnel in Stuttgart erinnert werden . Bei der­
artigen Bauwerken wird durch die Uberdeckung der 
Schutzgrad erheblich vergrößert. Man braucht in die­
sem Fall also nicht die großen Spannweiten flachlie­
gender Straßen~unnel zu überbrücken, um den Schutz­
grad herzustellen. Die räumlichen Probleme sind aber 
immer noch erheblich. Der hohe Schutzgrad schafft 



jedoch wesentlich günstigere Voraussetzungen. Ge­
nauere Untersuchungen zu diesem Problem haben so­
eben begonnen. 

4. Fußgängertunnel 

In den bisherigen Betrachtungen über die Möglichkeiten 
der LS-Nutzung verschiedenartigster U-Verkehrsbauwerke 
haben Fußgängertunnel schon mehrfach eine Rolle. ge­
spielt. Es ist grundsätzlich möglich, Fußgän~ertunnel dlre~t 
als Kombinationsbauwerk zu nutzen . Technische Einzelhei ­
ten hier aufzuzeigen erübrigt sich mit dem Hinweis auf Lö­
sungsvorschläge, die bereits bei den anderen U-Ver­
kehrsanlagen aufgezeigt wurden. 
Fußgängertunnel können aber auch eine sehr sinnvolle 
indirekte Luftschutzfunktion übernehmen, indem sie z. B. 
als Zugang und Auffangrcrum zu seitlich liegenden Schutz­
bauten benutzt werden. 

Sonderproblem : Das Grundwasser 

Viele der in den deutschen Großstädten geplanten U­
Verkehrsanlagen liegen im Grundwasser. Das bedeutet, 
daß im Falle einer Luftschutznutzung derartiger Anlagen 
auch die Schutzbereiche im Grundwasser liegen . Es 
taucht also die Frage auf : Kann man bautechnische Maß­
nahmen treffen, die die Gefahren durch Grundwasser 
so weit herabsetzen, daß eine Lage von Schutzbauten 
im Grundwasser verantwortet werden kann? Es ist je­
dem Techniker klar, daß man die Gefahren durch Grund­
wasser - besonders im Hinbl ick auf die großen Bela­
stungen bei Waffenwirkungen - niemals völlig ausschal­
ten kann. 
Bei Trefferwirkungen herkömmlicher Sprengkörper, .wo 
also ein Loch in die Umfassungswände geschlagen Wird, 
ist das Problem undiskutabel. In einem solchen Fall wird 
aber die W irkung des eindringenden Grundwassers ge­
genüber der Sprengwirkung von untergeordneter Bedeu­
tung sein. Was geschieht jedoch, wenn durch Nahtreffer 
Risse im Baukörper entstehen, durch . d ie Gr~ndwasser 
eindringt und welche Möglichkeiten gibt es, die daraus 
resultierenden Gefahren herabzusetzen? Bei der Beant­
wortung dieser Frage muß man sich darüber im klaren 
sein, daß alle zusätzlichen Maßnahmen zur Grundwas­
sersicherung einfach und billig sein .müssen, .,:",enn ein 
Kombinationsbauwerk nicht aus finan zi ellen Grunden un­
diskutabe l werden soll. 
Eine Möglichkeit zur Herabsetzung der Gefahre~ durch 
Grundwasser besteht in der Abschottung. Es Wird da­
durch möglich, Gefahren durch eindringendes .. G~und­
wasser zu lokal,isieren. Verbindungsschleusen ermogllchen 
eine Rettung der Mp,nschen von Schutzabschnitt zu 
Schutzabschnitt. 
Eine zweite Maßnahme zur besseren Beherrschung von 
eindringendem Grundwasser ist die ~nordnung .einer 
Sohldrainage. In den meisten Fällen . Wird .das bel den 
U-Verkehrsanlagen sowieso erforderlich sein. Nur m~ß 
die Drainage jetzt auf LS-Gesichtspu.nkte .bemesse~ sein. 
Eindringendes Wasser wird über die Leitungen In der 
Sohle einem Pumpensumpf zugeführt und von dort aus 
in das städtische Abwassernetz bzw. ins Freie befördert. 

Zusammenfassung: 

Faßt man das vorläufige Ergebnis der Untersuchungen 
noch einmal kurz zusammen, so kann man etwa folgen­
des sagen: 
a) Ein gen aue s a II g e m ein e s Re z e pt für 

Lösungen ist z. Zt. noch nicht zu geben. Es wird aber 
auch wahrscheinlich nie zu geben sein, da die Zahl 
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der Einflußfaktoren zu groß ist. Konstruk ~i ve und ört­
liche Gegebenheiten, geologische Verhältnisse, Grund­
wasserstand usw. werden immer eine sehr entschei­
dende Rolle spielen und die Lösungsvorschläge ent­
sprechend beeinflussen . 

b) Geht man einmal von der Nut z u n g der Baukörper 
aus, so scheinen die Anlagen Vorteile zu bieten, in 
denen in verkehrlicher Hinsicht keine Abhängigkeit 
vom Individium besteht. Der Mensch selbst braucht 
immer Raum . Er bevorzugt freie Flächen, ob er mit 
seinem Pkw in Tiefgaragen fährt oder ob er zu Fuß 
Haltestellen oder Fußgängerpassagen benutzt. Von 
diesem Gesichtspunkt aus verdienen a,lso mechanische 
Parkanlagen bzw. U-Bahn- und U-Straßenbahntunnel 
eine verstärkte Beachtung, da in ihnen Bauwerks­
größen, Offnungsweiten usw. auf Mindestmaße abge­
stellt werden können. 

c) Geht man von der K 0 n s t r u k t ion aus, so haben 
diejenigen Baukörper Vorteile, bei denen bereits aus 
der Friedensnutzung heraus ein in sich geschlossener 
Rahmen oder besser noch ein in sich geschlossener 
Kasten vorl iegt. Da letzte re bei Verkehrsanlagen 
prak tisch nicht vorkommen, ist die besondere Auf­
merksamkeit auf geschlossene Rahmenkonstruktionen 
zu lenken. Von der Konstruktion aus betrachtet haben 
aber auch die Baukörper Vorteile, die kleine Stütz­
weiten besitzen. Dadurch wird es möglich, mit ver­
hältnismäßig geringen Abmessungen der Baureile 
große Kräfte aufzunehmen. Auch hier zeigen auto­
matische Parkanlagen und Tunnel für öffentliche Ver­
kehrsmitte l Vorteile. 

d) Geht man schließlich vom Me n s c h e n aus, so 
erscheinen die Anlagen besonders geeignet, die schon 
in Friedenszeiten auf die Bedürfnisse des Menschen 
abgestellt sind. Das sind aber nun leider gerade nicht 
die automatischen Anlogen und das sind überhaupt 
nicht Tiefgaragen oder Tunnel. Vielmehr liegen von 
diesem Gesichtspunkt aus betrachtet besondere Vor­
teile bei Bahnhöfen und evtl. Fußgängerpassagen . 

Es wird eine wichtige aber auch schwierige Entscheidung 
der Zukunft sein , welchen Gesichtspunkten der Vorrang 
gegeben ist. Sie fällt nicht in den Bereich der Forschung, 
sie ist vielmehr ein Poli ~i kum und letztendlich eine Frage 
der Gesetzgebung. -.-

Der erste Mehrzweckbau steht 

Am 19. November 1963 wurde in Wiesbaden das Richt­
fest des Erweiterungsbaues des Ho~els "Vier-Jahreszeiten" 
gefeiert. Gleichzeitig mit dem Bau ist der erste, auf 
Privatinitiative beruhende Mehrzweckbau mit Bundesmit­
teln errichtet worden. 

Der Anregung des Bundesministeriums aus dem Jahr 1961 
folgend wurden die für den Erweiterungsbau gemäß 
Reichsgaragenordnung ohnehin erforderlichen Einstell ­
plätze in den Keller des Bauwerkes verlegt ~nd baulich 
dort so ausgestaltet, daß dieser als öffentlicher Schutz­
raum Verwendung finden kann. 

Die Wände wurden auf 1,10 m, die über dem Bunker be­
findliche Decke auf 1,90 m verstärkt. Die Sohle hat eine 
Stärke von etwa 1 m. Damit hat das Bauwerk eine W ider ­
standsfähigkeit gegen nukleare Waffen bis zu 3 atü 
(30 t m') sowie gegen konventionelle Waffen bis zu 
250 kg Sprengstoff. 

Die in Friedenszeiten als Einstellplätze bzw. innere Ver­
kehrsflächen benötigten Räume können im Ernstfall 1300 
Menschen aufnehmen und für diese einen 14-tägigen 
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Da ueraufenthalt sicherste llen . Hierbei werden di'e reinen 
Verkehrsflächen als Si·tzräume und die Einzel-Kojen als 
Sclliafräume genutzt. Die Einfahrten erhalten druckfeste 
und gasdichte Abschlußorgane. Durch Umgehu.n1gsschleu­
sen ist auch nach dem Schließen de,r großen Tore noch 
die Mägl,ichkeit vorhanden, d ie SchutzrälJm.e zu betre­
ten oder zu verlassen . 

Eiln2!elne Einstellplätze bzw. Kojen si nd so ausgebildet, 
daß sie mi,t einfachen Mitteln als Notküchen, Betl'euungs­
räume, RettlJngsröume usw. genutzt werden können. 

Durch die Bereitstellung städtischen Grund und Bodens 
außerhal,b der p~ivaten Grundstücksfläche konnte hier 
ei'n großer Teil der Räume für sanitäre Versorgung, Not­
stromaggrega,te, Sand/iilter usw. untergebracht werden . 
Besondere Zugänge zu diesen Räumen lassen die frioe ­
densmäßige Inanspru chnahme als öffent.liche WC-Anlage 
zu. Damit ist ers~mals nach dem Kriege ein Schutzraum 
entstanden, dessen volle Fläche auch friedensmäßig ge­
nutzt werden kann. 

Oberbürg'ermeister Buch, Wiesbaden, bekannte sich auf 
der Baustell·e zur Notwendigkeit baul,icher Luftschu,tzmaß­
nahmen und ließ sich bei der anschließenden Besichtigung 

gemeinsam m.it den Vertretern des Bundes, des Landes, 
der Stadtverwaltung, der Industrie, der Presse, des Rund ­
fun ks, der Banken und der BLSV von den ausführenden 
Architekten über die baulichen Einze lheiten des Obj ektes 
ullter~ichten . 

Das Beispiel des privaten Ba'uherrns, der Firma Dr. Sch robs­
dorff und Dr. Hermann, wird voraus'sichtlich so nachhal ­
tig w irken, daß bereits in kürzester Zeit mit we,iteren 
Anträ'gen auf Bundeszuschüsse zur Errichtung von Mehr­
zweckbauten aus dem Raume Frankfurt/W ·iesbaden ge­
rechnet werden kann. 

Der Bund hat über das Bundesinnenministerium di'e ge­
sa mten Mehrkosten für di'e luftschutzmäßige Ausgestal ­
tung der Tiefgarag e übernommen, die voraussichtlich in 
einer Größenordnung von 2,5 Millionen DM liegen wer­
den . 

Zur Zeit befinden sich in der Bundesrepublik zwei weitere 
Mellrzweckbauten - in Bochum und Düsseldorf - im Bau, 
für über zwa nzig weitere Objekte hat der Bund die 
Fö rderungswü rdigkeit bereits an erkannt und weitere über 
zwa nzig Anträge kommunaler oder priva ter Bauherren 
liegen dem Bundesinnenministeri,um zur Zeit vor. 

Dr. Mi. 

LUFTKRIEG UND LANDESVERTEIDIGUNG 

NATO 
Die Dezembertagung des NATO-Ministerrates 

Aus verschiedenen Gründen wa.r damit zu rechnen , daß 
es auf der Dezembertaguong des NATO-Ministerrates in 
Paris nicht zu entscheidenden Ergebn1issen hinsi chHich der 
zukünHigen Strateg,ie und von ihr bedingt für die wei­
teren PI'anungen kommen wi.rd . Es handelt sich hierbe.i 
um die Verabschiedung des neuen Militärdokumentes 
" MC 100", durch das di,e strateg isch e Kon zeption und 
damit d ie mi,llitärische PI ClnlJng und die Rüstungszie le für 
die Jahre 1966-1970 festgeleg't werden sollen. Der MiI'i­
tärausschuß der NATO und di'e "Ständi,ge Gruppe" in 
Washington waren beCluftragt, dieses Dokument auszu ­
arbei,ten. Es wu,rde mi~ 13 S~immen gebill'igt; die franzö­
sische Reg'ierung lehnte es ab. Beschlüsse der NATO im 
Ministerrat müssen jedoch einstimmig gefaßt we,rden. Auf 
Vorschlag des ameri.kanischen Verteidigungsministers Mc 
Namara sClh der Entwurf der MC 100 drei Stufen der Ab­
wehr eines östlichen Ang ri ffs vor : das Auffangen einer 
Ag,g,ression mit herkömml,i·chen W affen am Eisernen Vor­
han'g, der möglicherweise schnelle Obergang zum Ge­
gemchlag mit taktischen Atomwaffen und schließilich der 
gradueille Einsatz der stra tegischen Atolmstrelitkräfte 
(Bomber und In terkontinentalmketen mit Sprengsätzen 
im Megatonnenbereich). Diese theoretischen Obe1rlegun­
gen widersprechen dem Bild, das sich der fran zösische 
Staatschef von der Militä rpol'itik der Gegenwart 'und der 
nächsten Zukunft macht. Es bleibt weiterhin abzuwarten, 

welche Auswirkungen der t.ragische Tod des Präsidenten 
Kennedy auf die zukünftigen militäri schen Planungen der 
USA ha.ben wi.rd. Spekulationen in dieser Richtung, die 
in der Tagespres'e ang1estelt werden, erscheinen ver­
früht, schon ,im Hinblick auf das in e'inigen Wochen be­
vorstehende Treffen des ameri,kanischen und f.ranzösi ­
schen Präsidenten . 

Ein weiterer Punkt für die BerCltung der Mi,nisterkonfe­
ren z war die in Ottawa besch lossene Oberprüfu.ng des 
NATO-VelfteidigungspotentiClls, die a'uch a,uf Sei~en 
Frankreichs Bedenken auslöste und deshal·b im Genera.l­
sekretar,iat der NATO mit großer Vorsicht vorberelitet 
wi.rd, um nicht nationale Empflndl,ichkeiten zu verletzen . 
Den Ministern wuorde ein neuer Bericht über die Fort­
sch ritte der Zivi,lve,rteidigung in den Mitgliedsstaaten vor­
gel·egt. Trotz dieser Fortschrit,te ist noch viel zu tun, wes­
halb die NATO die Reg·i.eru·ngen veranlassen wi,rd, diese 
Lücken baldmöglichst zu schl,ießen. 

Di'e NA TO-Pa.rlamen1>a·rierkonferenz und das Parlament 
der "Westeuropä1ischen Union", in dem, abgesehen von 
de·n 6 EWG-Sroaten au'ch England vertreten ist, berieten 
über die Aufstell'ung einer 2. mult ilat,erolen Atomstre,it­
macht" der NATO, die abg.ese'hen von den USA und der 
Bu,ndesrepublik nur wenige Befürwort,er fand . Di'e WEU ­
Konferenz lehnte ihre A'ufstellung ab. Die Beschlüsse sind 
allerdings für die Regie·ru,ng nicht bindend . Der NATO­
Ministerrat konnte daher a'uch noch ni-cht zu einer Ent­
scheidung kommen, wenn auch die Verhandlungen hi,er­
über innerhalb der NATO weitergehen . 



NATO-Warngü rtel f ertiggestellt 

Ein Warngü rtel a us 82 Radiostotionen entlang des Eiser­
nen Vorhangs von Nordnorwegen bis Griechenland, der 
das NATO-Hauptquartier in Paris sofort von einem 
Uberraschungsangriff unterrichtet, ist jetzt fertiggestellt, 
nachdem in Nordgriechenland die letzte Station sende­
bereit gemeldet wurde. Die Hochfrequenzsignale der 
Station laufen in einer Zentrale in Paris zusammen . 

NATO-Hilfe fü r Tü rkei und G riechen la nd 

Zur Mode.rnisierung der Streitkräfte der Türkei und Grie ­
chenlands gewährte die NATO einen mil.itärischen Hilfs­
kredi.t von 45 Mill. bzw. 23 Mill. Dollar. Von diesen Be­
trägen übern ahm die BRD einen wesentlichen Anteil. 

Die Strei~kräfte der Türkei haben eine Friedensstärke 
von 510000 Mann, gegliedert in 16 Divisionen, 6 Panzer­
brigaden, Raketeneinheiten, sowie 375 Flugze·uge. Die 
griechische Gesamtstärke ist 160000 Mann (Heer 120000 
mit e.lnlgen Honest-John-Raketenbatterien, Luftwaffe 
22 COO Mann mit 250 Flugzeugen des Typs F-84, F-86, 
F-lOO, F-104 und G -91 ). Die durch die Militärhilfe ermög­
lichte Verstärkung der konventionellen S~reitkräfte der 
NATO an der empflndl'ichen SüdAanke des Ostblockes 
ist nicht zu unterschätzen, da zum mindesten hier starke 
Kräfte des Gegners gebunden werden, die sonst in Mit­
te:europa in Erscheinung treten könnten 

UNO 
Fortschritte in der Abrüstung 

Der Abschluß des Abkommens über die Einstellung der 
Atomversuche in der Atmosphäre in der Luft und auf der 
Erde, sowie die Herstellung einer direkten Drahtverbin ­
dung zwischen Washington und Moskau zur Verhinde­
rung eines Kriegsausbruches durch Zufall können nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß eine Abrüstung durch Ver­
ringerung der militärischen Aufwendungen noch in wei ­
ter Ferne liegt, wenn man überhaupt darauf hoffen darf. 
Ein Vorschlag, der vielleicht zu ernsthaften, also nicht 
propagandistischen Verhandlungen führt, ist die Einrich­
tu ng von festen Beobachtungsposten zur Uberwachung 
von Truppenbewegungen und von beweglichen Radar­
beobachtungsgruppen zur Luftbeobachtung, obwohl von 
miWärischer Seite derartigen Beobachtern nur ein gerin­
ger Wert beigemessen wird. Ein Abkommen über die 
Einrich~ung derartiger Kontrollposten hätte daher mehr 
politischen und psychologischen Wert. 
Von russischer Seite wurde ein "Plan zur internationalen 
Entspannung" propagiert: 

1. Nichtangriffsvereinbarung NATO-Warschauer Pakt 

2. Wechselseitige Militärmissionen in beiden Teilen 
Deutschlands 

3. Atomwaffenfre·ie Zonen in Mitteleuropa, im MitteI ­
meerraum, in Lateinamerika und in Asien 

4. Allgemeine Herabsetzung der Militärbudgets. 

Eine Abrüstung könnte vielleicht durch eine Verwirkli ­
chung von Punkt 4 eingeleitet werden, wobei aber vom 
Westen auf eine Kontrolle nicht verzichtet werden könnte, 
da in total.itären Staaten bei der geringen Publizität der 
Staatshausha lte Verschleierungen der tatsächlichen Rü­
stungsaufwendungen leicht möglich sind. - Auf der 
UNO-Vollversammlung wurde am 17. 10. die einstimmige 
Entschließung des Verzichts auf eine Bewaffnung von 
Weltraumkörpern mit atomaren oder anderen Massen­
vernichtungsmitteln angenommen. - Diese Resolution 
stellt keine bindende VerpAichtung dar, so daß sie nur 
eine g·ering·e rea le Bedeutung hat, wenn sie auch von 
den USA und der UdSSR als ein Beikag zu einer allge-
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meinen Abrüstung begrüßt wird. - Die Skepsis hinsicht­
lich von wirklichen Abrüstungsmaßnahmen bleibt indes­
sen in politischen Kreisen des Westens bes~ehen. 

Bundesrepublik Deutschland 
Einschränkun g des Verteidigungshaushaltes für 1964 

Der Beschluß der Bundesregierung, die Gesamtausgaben 
für 1964 auf 60,3 Mild. DM in jedem Fall zu begrenzen, 
hat auch den Bundesverteidigungsminister gezwungen, 
seine Anforderungen für den Verteidigungshaushalt um 
1,5 Mild. DM auf 20 MHd. DM herabzusetzen (Haushalts­
ansatz 1963 18,4 Mlld .J- Von dieser Summe sind rd. 
40 % als laufende Ausgaben für Besoldung, Bekleidung, 
VerpAegung, Unterbringung usw. des Personals der Bun­
deswehr von vorneherein feststehend . Als zwangsläufig 
sind auch die Beiträge zur NATO, die Rüstungskäufe in 
den USA (1963 2,4 Mild. DM) und in England (1963 rd_ 
800 Mill. DM), die als Ersatz von Stationierungskosten 
zur Verbe~serung der Zahlungsbilanz dieser Staaten ver­
einbart wurden, anzusehen. Dieser Sachverhalt zwingt 
dazu die Aufstellung weiterer aktiver Verbände hinaus­
zuschieben, was auch im Interesse einer Konsolidierung 
der bestehenden Einheiten durch Einschaltung einer Auf­
stellungspause zu beg rüßen ist. Die Nahziele des Ver­
teidigungsministers sind daher die Abschaffung des Los­
verfahrens bei der Einziehung zum ak~iven Dienst, eine 
Verbesserung der Lage des Unteroffizierkorps durch Ver­
ringerung der zur Zeit vorhandenen 20 000 Fehls~ellen 
und der Aufbau der Territorialverteidigung einschließlich 
der Bas·isorganisation durch mobmäßi·g vorbereitete Re­
serveeinheiten aus den zur Zeit zur Verfügung stehenden 
400 000 Reservisten der Bundeswehr. Die Schlagkraft der 
aktiven Verbände kann durch diese Maßnahmen wesent­
lich verbessert werden. Die Raketeneinheiten der Bundes­
wehr zur Flugabwehr sind nach den Worten des Mini­
sters innerhal·b von 5 Minuten, die Alarmeinheiten der 
Luftwaffe in 15 Minuten und 30 % der Heeresdivisionen 
2 Stunden nach dem Alarm einsatzbereit_ 

Angaben über die Haushaltsansätze für die zivile Ver­
tei digung für 1964 lagen bei Redaktionsschluß noch nicht 
vor. 

Luftwaffe verzichtet auf Senkrechtstarter 

Nachdem di·e ersten VersuchsAüge mit einem deutschen 
Senkrechtstarter kürzlich erfolgreich verliefen, kommt die 
überraschende Mitteilung, daß die Luftwaffenführung der 
BRD - und offenbar auch in England - auf einen Senk­
rechtstarter verzichtet. Man denkt nun an einen neuen 
Typ von KurzstartAugzeugen, da das senkrecht startende 
und landende Kampf- und T ransportAugzeug nicht das 
ideale Gerät sein kann. Für diese Entscheidung mögen 
die englischen Erfahrungen mit dem Flugzeug -Typ 
"TSR-2" mitgesprochen hoben. Dieses englische Flugzeug 
kann mit Uberschallgeschwindigkeit in großen Höhen, 
aber auch in einer Höhe von nur etwa 60 m über dem 
Erdboden Aie.gen: Die Maschine kann auf einfachen klei ­
nen Flugplätzen starten und landen und benötigt nicht 
meh r wie die jetzigen Typen von Uberschallbombern und 
-Jägern Betonpisten von mehr als 3 km Länge. Man hatte 
zu nächst daran gedacht, den StarfIghter in der zweit.en 
Hölfte der sechzige.r Jahre durch einen Senkrechtstart.er 
abzulösen. Der StarfIghter ist inzwischen ein Mehr­
zweckAugzeug geworden . Einen Teil seiner Aufgabe 
wird in absehbarer Zeit durch Flugkörper, etwa des Typs 
" Pershing" übernommen. In der Planung steht jetzt als 
vordringlich ein Nachfolgemuster für das ErdkampfAug­
zeug Fiat G 91, das etwa 1968/69 in Dienst ges~ellt wer­
den könnte. Diese Maschine soll in internationaler Zu-
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sammenarbeit entwickelt und gebaut werden. Das Flug­
zeug soll mit recht kurzen Start- und Landebahnen aus­
kommen unter Ausnutzung der Erkenntnisse der Versuche 
mit einem Senkrechtstarter. 

Trotz gegen~eiliger Stimmen hat der Verteidigungsaus­
sch uß des Bundestages beschlossen, die Bundesluftwaffe 
mit dem in deutsch-fran zösischer Gemeinschaftsarbeit 
entwickel ten Transportflugzeug C 160 "Transa ll" auszu­
rüsten. In Konkurrenz mit der Transall stand der ameri­
kanische Typ "Typ 130-Herkules" der Lockheed Flugzeug­
werke. Nach den bisherigen Plänen sollen 11 0 Transall 
für die Bundesrepublik, 50 für Frankreich beschafft wer­
den. 

Vereinigte Staaten 

Das Schutzraumprogra mm 

Das Programm der amerikanischen Regierung, Luftschutz­
räume zu schaffen, sieht insgesamt vor, daß innerhalb 
von 5 Jah ren hierfür 2 Mild. Dollar bereitgestellt werden 
so llen, damit für 195 Mill . Menschen Schutzräume einge­
richtet werden können. Diese SchutzrälJme würden gegen 
radioaktive, gegen chemische und biologische Kampf­
stoffe, gegen Hitzewirkungen und nicht zuletzt gegen 
die Explosionsdruckwellen einer Megatonnen Bombe in 
1,6 km Entfernung ausreichenden Schutz bieten. - Das 
Projekt war im Parlament umstritten . Im besonderen wur­
den in dem zuständigen Kongreßausschuß folgende Fra ­
gen geprüft: 

1. Ist das Programm, gemessen an dem begren zten 
Schutz, den seine Bauten bewirken, nicht zu teuer? 

2. Garantieren seine Bauten tatsächlich Sicherheit 
oder verbergen sie nur die Größe der Gefahr? 

3. Besteht nicht das Risiko, daß die Bauten im Kriege 
zur Falle werden, in denen dann Millionen Men­
schen umkommen? 

Von den Fachexperten wurden diese Bedenken verneint, 
von einem Atomphysiker wurde zusammenfassend hierzu 
gesagt: "Solche Schutzbauten lassen sich für einen gro­
ßen Teil unserer gefährdeten Bevölkerung errichten und 
sie kosten nur ein Bruchteil des gegenwärtigen Verteidi ­
gungsaufwandes." - Als erste Rate werden die Ge­
meinden 175 MiM. Dollar von Washington erhalten, wo­
mit in öffentlichen Gebäuden Schutzräume eingerichtet 
werden. 
Die technischen Bauvorschriften basieren auf den Erfah­
rungen, die von den USA bei den zahlreichen Atomver­
suchen gemacht wurden . Leider hindert das Gesetz, das 
den USA die Wahrung ihres atomaren Monopols schüt­
zen soll, die Weitergabe vieler wesentlicher Resultate an 
die Bundesgenossen, die zweifellos hierdu rch auf dem 
Gebiet des Bevölkerungsschutz Nachteile in Kauf neh­
men müssen. Da die amerikanischen Vorschriften für Ba'u 
und Einrichtung solcher Schutzräume nicht unter diese 
Geheimhaltungspflicht fallen, erscheint daher für die 
BündnJispartner deren Obernahme im ganzen zweckmäßig. 

US-Eingreifreserve beachtlich stark 

Die US-Eingreifreserven, die in der Hauptsache in Kali ­
fornien stationiert sind, haben in der Zwischenzeit einen 
beachtlichen Umfang erreicht. Sie umfassen jetzt 2 Fall ­
schirmjäger-Divisionen, 2 Panzer- und 4 I nfan~eriedivi­
sionen, sowie 50 Luftwaffengeschwader mit rd. 2000 
Flugzeugen . GI,eichzeitig wurde die Zahl der T ransport­
geschwader wesenl1lich erhöht, um im Bedarfsfa ll, im be­
sonderen in einer Spannungszeit, dies·e Eingreifsreserven 

in kürzester Frist an allen bedrohten Punkten der Welt 
einsetzen zu können. Einen Eindruck für die Le istungs­
fähigkeit der Transportgeschwader vermittelte kürzlich 
die Obung "Big Lift", bei der die 2. US.-Panzerdivision 
und zusätzlich 1 500 Mann von Versorgungse inheiten mit 
196 Transportmaschinen in 232 Einsätzen in 63 S~unden 
von den USA in die BRD geflogen wurden. - Die schwere 
Ausrüstung für diese Divis ion war zwa r schon in der 
BRD eingelagert, ebenso wie die Ausrüstung für eine 
weitere Division. Das Bedenken der mil itärischen Fach­
leute gegen die Ergebnisse dieser Obung richtet sich da­
gegen, ob im Kriegsfall derartige Lufttransporte noch 
durchführbar sind angesichts der Abweh~maßnahmen des 
Gegners in der Luft und gegen die empfindlichen Lande­
plätze. 

Die Heere-sdivis ionen der USA, dabei die in Europa s~a­
tionierten bevorzugt, werden modernisi,ert durch Zufüh ­
rung weiterer Raketenbataillone "Sergeant" - Reich­
weite 120 km - durch vermehrte Einlagerung tak~ischer 
Atomsprengköpfe für konventionelle Geschütze, durch 
neue Pan zer, Geschütze, Infanteriewaffen, schweres 
Pioni ergerät, wie Amphibienfahrzeuge u. a. Die 
Sprengkraft der in Europa eingelagerten Atomwaffen 
so ll rd. 400 Megatonnen betragen. 

Sowjetische Besatzu ngszone 

Luftschutz 

Im Ministerium des Inneren besteht unter Lei~ung von 
Oberst Hans Börner das " Kommando Luftschutz" mit 7 
Abteilungen: 

Nachrichtenverbi ndungen 
Warnung und Alamierung der Bevölkerung 
Brondschulz 
Versorgung der Bevölkerung 
Medizinische Betreuung 
Bergungs- und Instandsetzu ngsdienste 
Instandsetzung von Versorgungsbetrieben. 

Dem Kommando Luftschutz sind Luftschutzbataillone in 
Stärke von 10000 Mann und der zivi le Luftschutz unter 
stellt. In jedem Bezirk soll ein aktives Bataillon jederzeit 
einsatzbereit sein . Vorhanden sind zur Zeit 10 Batail-Ione. 
Die Leitung des zivilen Luftschutzes ist Aufgabe der 
Stadt- und Kreisräte mit Luftschutzstäben aus haupt- und 
nebenamtlichen Funktionären. 

Das zivile Luftschutzwarnsys~em hat seine Zen~rale in 
Fredersdorf in der Nähe von Straußberg, wo sich der 
Führungsstab der Volksarmee befindet. In den Bezirken 
und Kreisen befinden sich Warnzen~ralen, die zent,ral 
von Fredersdorf gesteuert werden. Die Fernschaltung er­
folgt über Leitungen der Post. Zu diesem Zweck wurden 
in den Fernämtern sogenannte "Umsetzergestelle" aufge­
stellt, mit deren Hilfe weniger wichtige Lei~un-gen abge­
schaltet werden können. Das Warnsystem ist je~zt voll 
funktionsfähig . Eine Umstellung der Schaltanlagen auf 
voll automatischen Betrieb ist im Gange. Da bei Plan ­
spielen der Vo lksarmee und der zivi len Behörden, di-e 
militärischen Forderungen auf F-Verbindungen nicht er­
füllt werden konnten, bauen die Militärbehörden noch 
ein eigenes zusätzliches Warnnetz auf. 

Für die Aufklärung und Ausbildung der gesamten Bevöl ­
kerung gibt es eine eigene freiwillige Organisation von 
Luftschutzhelfern, die der Aufsicht der Polizei behörden 
unterliegt. Die Organisation arbeitet mit dem " Ro~en 
Kreu z", der "Gesellschaft für Sport und Technik" - einer 
vormilitärischen Organisation -, der "Gesellschaft zur 
Förderung und Verbreitung wissenschaftlicher Kenn tnisse" 
und den "Freiwi ll igen Feuerwehren" eng zusammen. -



Ihre Mitgllieder gehören zugleich den sogenannten "Mas­
senorganisation", wie F. D. G. B usw. on. 

Die kommunalen Stellen geben die Weisungen für die 
einzelnen Luftschutzdienste. So hängt z. B. der Luftschutz­
Transport vom VEB Städtischer Kraftverkehr, der Luft­
schutzbergungs- und Instandsetzungsdienst von der "Ab­
teillung Aufbau" im S~adt- oder Kreisrat, der LS-Lösch­
dienst von den Feuerwehren ab. 

Die Luftschutzorganisation ist auch hier ein Teil der Ge­
samtverteidigung. Die Ausbildvng der Funktionäre und 
Helfer erfolgt nach militärischen Gesichtspunkten. Die 
poli~ische Schulung spielt auch hier eine wichr.ige Rolle. 
So werden z. B. bei der Ausbi ldung hauptamtlicher Luft­
schutzleiter von 800 Ausbildungsstunden allein 160 auf 
die Politschulung verwandt. - Der Schutzraumbau dürfte 
bei der anhaltenden Knappheit an Baustoffen nur sehr 
gering fortgeschritten sein, so daß hier die Achillesferse 
des gesamten Luftschutzes in der Zone liegen dürfte. 
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Ausa te mven til für Gasschutzgeräte 

Für Gasschutzgerote, Insbesondere Gasschutzmasken, "nd Ausatemven · 
tde bekannt, die aus einer federbelasteten Ventdschelbe bestehen, die 
mit Hilfe einer meist spiralförmigen Schließfeder auf den Ven tils it z 
gedrückt wird, wobei d;e Schließfeder sich gegen eine Ventilkappe 
als Widerlager abstützt , die in die Ventilscheibe und den Ventilkrater 
übergreift. Da die Ventilkappe aus Metall besteht, ergibt sich der 
Nachteil, daß bei einer Stoßbeanspruchung die Ventilkappe Sich ver· 
biegt. Da sie ober gleichzeitig auch als Führung für die Ventilscheibe 
dient, kann nach einem Stoß die freie Bewegung der Ventdschelbe 
verhindert oder zumindest in falsche Bahnen gelenkt werden. 

Die Erfindung bezieht sich auf ein Ausatemventil für Gasschutzgeröte , 
da s aus einer federbe la steten (2) Ventilscheibe 3 und einer diese über· 
gleifenden, als Widerlager für die Schließfeder dien en den Ventil · 
kappe 4 besteht und sie besteht darin , daß die Vent ilka ppe 4 au s 
e lastischem KunststoH besteht und daß on ihrer Seitenwand aus Me· 
toll, Kunststoff od. dgl. bestehende Führungsschienen 9 für die Ventil· 
scheibe 3 angeord net sind. Die Erfindung hot den Vor te il, daß auch 
bei einer starken Stoßbeanspruchung die Ventilkappe 4 nicht dauernd 
deformiert wird so daß die einwandfreie Führ ung und Halterung der 
Ventilscheibe 3 ~rhalten bleibt. Zur Befestigung der Ventilkoppe 4 kann 
dabei der den Ventilkrater 1 tragende Bauteil auf seiner Außenseite 
mit einer Eindrehung 6 versehen sein, in die die Ventilkappe 4 mit 
einem Wulst eingrei ft. Hierdurch wird eine einfache und schnell her­
zustellende Verbindung zwischen der Ventilkappe 4 und dem den Vent~l. 
krater 1 tragenden Bauteil geschaHen. Auf der Außenseite des Ve~td­
kraters 1, ober innerhalb des Raumes der Ventilkoppe , kann eine ring· 
förmige Ver tiefung 10 vorgesehen sein, in die die Führungsschienen 9 
mit Ihren unteren Enden hineinrogen . 
Anmelder: Drägerwerk , Heinr. & Bernh . Dröger, Lübeck; Anm eldetag : 
17.7.59; Bekanntmachungstag : 24.1.63; Auslegeschr ift Nr. 1 142759; 
Klasse 61 0, 29 05. 
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Vorrichtung zum Umlad e n rad ioaktiver Stoffe 

Die Erfindung bezieht sich auf eine Vorrichtung zum Umladen radio­
aktiver Stoffe von einem Transportbehälter in einen Arbe itsbehäl ter. 
Die Transportbehälter haben dickere Schutzschichten als die Arbeits-
behälter, da diese für die Strahlenbelastung Dauerbeschäftigter aus-
gelegt und daher sehr schwer sind. Es sind Behälter zur Oberwachung 
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richtung zur Beobachtung des radiaakliven Stoffes aufweisen. An­
dererseits sind auch schon Vorrichtungen zum Auswechseln radio­
aktiver Gegenstände bekanntgeworden, die mit entsprechenden heb. 
und senkbaren Vorrichtungen zum Fassen und Holten der Gegen­
slände ausgerüstet und gosdicht und strahlensicher ausgebildet sind , 
um eine Verseuchung weitestgehend zu verhindern. Diese Vorrichtun ­
gen enthallen jedoch keine Beobachtungseinrichtung. 

Aufgabe der Erfindung ist es daher, eine Vorrichtung zum Umlade n 
radiaakliver Slaffe zu schaffen, die ein sehr schnelles Umladen ' er­
möglicht und so leicht wie möglich unter Berücksichtigung oller 
Schu tzmaßnahmen ausgebildet ist. Erfindungsgemäß besteht die Um­
ladevorrichlung aus einer Strahlenschutzglocke 1, die nacheinander 
zuerst auf den Transportbehäl ter 2 und dann auf den Arbeitsbehälter 
aufgesetzt wird, und die mit heb- und senkbaren Vorrichtungen 4, 5 
zum Fassen und Holten des Präparates 7 und einer optischen Ein ­
ndltung 9, 10, 11 zur Fernbeobachtung des Arbeitsvorganges ve'­
sehen is t. In vorteilhafter W eise besteht die heb- und senkbare Vor­
richtung 4 aus einer Stange, die an ihrem unteren Ende eine Zange 6 
trägt, und mittels der Welle 5 fernbedient gehoben und gesenkt werden 
kann. Mittels der Zange 6 wird dos Präparat 7 aus dem Aufnahme­
behälter 2 gegriffen (Abb. 1) und in die Strahlenschutzglocke 1 hin­
eingezogen. Gleichzeitig wird unter dos Präparat 7 eine Schale 8 ge­
schwenkt (Abb . 2). die dos Präparat auffängt falls es beim Transport 
doch einmal abfallen sollte. ' 

Um die Vorgänge in der Strahlenschutzglocke 1 beobachten und 
ste~ern zu können, ist oben eine Beleuchtungse inrichtung 9 und eine 
optische Einrichtung 10 eingesetzt. Durch einen verstellbaren Spiegel 11 
über der optischen Einrichtung, der ebenfalls fern bedient wird, kann 
teder Vorgang im Innern der Glocke 1 aus der Ferne beobachtet 
werden. Die Strahlenschutzglocke 1 kann nunmehr von dem Transport­
behälter 2 abgehoben und auf einen Arbeitsbehälter aufgesetzt werden. 
Hier vollZieht Sich der Arbeitsvorgang in umgekehrter Folge. 

Anmelder: VE8 Konstruktion und Proiektierung kern technischer An ­
lagen, Dresde n N6, 8autzener Straße 143; Erfinder : Oskar Hausstein , 
P"na und Hermann Günter, Dresden ; Anmeldetag: 17.9.59; Bekannt­
machungstag : 28. 2.63; Auslegeschrift Nr. 1 144414; Klasse 21 g, 21/32. 

9 

- * 
8 

- 3 
---6 

7 Abb.2 

Z 

Abb.3 
- 5 

radioaktiver Stoffe bekanntgeworden , mit denen zwa~ nicht der radio-
aktive Stoff umgeladen werden kann, die aber eine optISche Eln -_____________________________ _ 
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.Die Roten Hefte ' (W. Kohlhammer Verlag , Stuttgart I) 
Heft 4 " Di e Tragkraftsprilxe mit Zweitaktmatar" und 40 " Die Trag kra ft­
spri tze mit VW-Industriematar", Verfasser Hauptbrandmeister Clauß, 
lehrer an der landesfeuerwehrschule Schleswig· Holsein . 
Der Autor, der sich in den beiden Heftchen ausführlich mit den ver· 
schiedenen Motortypen befaßt, gibt dem Maschinisten der TS 818, TS 6/6 
und TS 2/5 ausführliche und leichtverständ liche Hinweis über all e 
Einze lheiten der Motoren selbst, der verschiedenen Entlüftungspumpen 
(Gasstrahler, Kapselschieberpumpe, Wasserringpumpe, Handka lben· 
pumpe) und ihre Arbeitsweise, der Kreise lpumpe und der Meßinstru · 
mente. We ite rhin beschäftigt er sich mit Alarm und den verschiedenen 
Einsatzmäglichkeiten, also nicht nur mit dem Einsatz mit normolem 
Wasser an einer BrandsteIle, sondern auch mit dem lenzen durch die TS 
allein oder in Verbindung mit einer Wasserstrahlpumpe. Wertvoll 
sind auch seine Ausführungen über Stärungen und deren Beseitigung. -
Die beiden Hefte können nicht nur den Maschinisten der Freiwilligen 
Feuerwehren, sondern auch den Kräften des Selbstschutzes und Er· 
weiteren Selbstschutzes bestens empfohlen werden Kli . 

Heft 9 "Brandste Il enpraxis", Direktor der Niedersächsischen landes· 
feuerwehrschule in Celle Ing . Hermann Freiherr v. d. Bussche-Hadden· 
hausen. 
Der Verfasser ist seit Jahrzehnten Direktor der landesfeuerwehrschule 
Tausende von Feuerwehrmännern wurden durch ihn und seine Md· 
arbeiter so ausgebildet, daß sie nicht nur Theorien vorgesetzt be· 
kamen, sandern auch mit der Praxis vertraut gemacht wurden. Wenn 
man sich mit dem Heft befaßt, gewinnt man den Eindruck, daß hi er 
den l esern vieles in leichtverständlicher Form vermittelt wird und das 
führt am ehesten zum Erfolg . In seinem Vorwort befaßt sich der Auto r 
mit den Begriffen Angriffslehre, BrandsteIlenpraxis (BrandsteIlenpraxi s 
des Feuerwehrmannes und Führungstaktik vom C;ruppen- und Zu~führer 
aufwärts). Er geht dann weiter auf di e personllche und zusatzl,che 
Ausrüstung, Verhalten in und an der BrandsteIle ein. Dabei streift 
er di e Grundbegriffe über die Entstehung und Bekämpfung eines Bron· 
des , Entwicklung eines Feuers, Abwehrmaßnahmen, Innenangriff, rich . 
tige Anwendung der löschmittel, BrandsteIlengefahren bei verschiedenen 
Brän den z. B. Dachstuhl ·, Geschoß· , Schornstein·, Flüssigkeiten·, Gas· 
brände und Brände an elektrischen Anlagen . Ferner befaßt er sich mit 
Bränden in Industrie- und Gewer bebetrieben und in der landwirtschaft. 

Kli 
Die . Roten Hefte ' 
Nr. 11 "De r Gerä tewart" Oberingenieur Karl Schlasser, We rkbrand · 
direktor i. R. 
Der Verfasser ist ein alterfahrener Prakt iker, der durch seine Arbeiten 
ouf de m Gebiete des Brandschutzes allen Brandschutzfach leuten seit 
Jahrzehnten bekannt ist. Mit seinem Hefte gibt er nicht nur dem Geräte · 
wart, sandern auch allen denen, die sich mit Feuerwehrgeräten und 
·ausrüstungen befassen , wertvolle Hinweise . Er befaßt sich nicht nur 
mit den einzelnen Geräten, ihrer Oberprüfung, Pflege und Instand · 
setzung, sondern vermittelt auch gleichzeitig eine kleine Stoffkunde. 
Das Heft wird deswegen besonders empfohlen, weil eine wirkungsvolle 
Brandbekämpfung von der Einsotzfähigkeit der Geräte und Ausrüstun · 
gen abhängt. Kli 

Ziviler Bevölkerungsschutz (ZB) Heft 12!1963 
Rückblick und Dank I Zivilschutz jeder Not lage gewachsen - Bezirks­
ste Il en leiter tagten in Würzburg I Oberlebens-Chancen im Atomzeit ­
alter - Fachleute diskutierten in Bad Boll 1 Selbstschutzwache in Heidel · 
berg 1 . Unser Selbstschutz' unterwegs 1 Hubschrauber a ls Samoriter der 

lu ft I Brandschutz im Warenhaus 1 Schutz der Kulturgüter bei bewaff· 
neten Konflikten 1 Frauen sammeln Erfahrungen mit Behe lfskochstellen 
DRK·Präsident Ritter v. lex vollendete sein 70. lebensjahr . 

Ziviler Bevölkerung .. chutz (ZB) Heft 1/1964 
Neujohrsgrüße des Präsidenten des Bundes luftschutzverband es an die 
Helfe rschaft . .. 
Schu tzbouprob le me bei unteri rdischen Verkehrsanlagen ... 
Fochkunde für Se lbstschutzkräfte. Heute: Kupplungen .. 
Besuch aus befre und eten ländern. Französische und lu xe mburgische 
Zivilschutzexperten zu Gast beim BlSV ... 
Echter Bürgersinn in junger Stadt. Erfolgreiche Selbstschutztag e in 
lud wigs hafen/Rhein ... 
PIon spie le - Kernstück der Selbstschutzführungslehrgänge . 
ZB im Bild ... 
Wie steht di e Kriegsgeneratian zum Selbstschutz? Verband der Heim­
kehrer und BlSV auf gemeinsamer Informationstagung . 
Bauschau Bonn ... 
, Explasion im Heizungske ller. Eine Obung des DRK in Mainz 
Die Klappe ist gefall en. Ein neuer Fi lm des BLSV . . . 
Erkennungsmarken für Kind er. Ein Gesetzentwurf. 
Erdbeben oder künstliche Erschütterungen. Die Unterscheidung ist 
schwierig . .. 

Neue Bücher . . 
Der erste Mehrzweckbau steht ... 
landesstellen berichten ... 
Durch le is tung werben. Eine Ausste ll ung der THW . . . 
luft schutzl ehrer gesucht ..• 

Wehrkund e (Verlag Europäische Wehrkunde , München) Heft 12/1963 
Ratcliffe : Die militär-politi sche Lage am Jahresende 1 Rh e inhardt : Ge · 
dank en zu einem modernen Kriegsbild I Monitor: Gedanken zum Auf­
bau einer nationalen Verteidigungsakademie I Pergent: Die Ausbildu cg 
zum Generalstabsoffizi er und höheren TruEpenführer in Frankreich ' 
Tes ke : Ober den unbedingten Geharsam I Orvik : Die Kämpfe in No r­
wegen 1 Medert: Der Kampfpanzer im atomar geführten Gefecht (111 ) I 
Bäker : Der Hubschrauber als (militärisches) Einsatzmittel I Müller : Vom 
Kri egsstrafrecht (11 ). 

Wehrkund e (Verlag Europäische Wehrkunde, München) Heft 1/1964 
Dalma: Das Bündnis ahne Rangordnun\l der Ziele 1 Seemann : Zur 
Frage der Errichtung eines landesverte ldigun\lsbe irates 1 Pohlmonn : 
Korpsmonäver .Widder im Navember 1963 ,. TImpe : Geist und Kriegs­
kunst 1 Groote: Land- und Seemacht an den Meerge ngen 1 Hampe : 
Hubschrauber für Territoriale und zivile Verteid igung I Chopra : Die 
Färderatian Malaysia I Mayer: Erdö l ein strategischer Faktar 

Persönliches 

Im Bundesministeri um des Inn ern wu rd e Herr M inisteri al ­
ra t v. W ersebe zum Ministerialdirigenten un d Herr Reg ie­
rungsdi rekto r Ki rchner zu m Ministerialrat ern annt. 


